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Nach überschaubar erfolgrei-
chen Heimwerkerversuchen 
in Quarantänezeiten bat der 
Bürgermeister seine Vorzim-
merperle um die Adresse ei-
nes guten Malers und eines 
geschickten Gärtners, die die 
Scharten seiner Selbstversu-
che wieder auswetzen sollen.
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Räumliche Distanzierung während der Pressekonferenz, v.l.: Ehrenvorsitzender Peter Schmalz, Innen- 
minister Joachim Herrmann und der Vorsitzende des Münchner Presseclubs, Dr. Uwe Brückner.  r

Stabile Demokratie  
auch in Corona-Zeiten

Münchner PresseClub-Gespräch mit Innenminister Joachim Herrmann

Dank moderner Technik konnte der Münchner PresseClub 
seinen ersten Gast in Corona-Zeiten willkommen heißen: In-
nenminister Joachim Herrmann diskutierte mit ausgewähl- 
ten Journalisten per Livestream über eine Fülle von Themen, 
die sich von Einschränkungen der Grundrechte und Grenz-
kontrollen über die kommunale Handlungsfähigkeit bis hin 
zu Neuerungen in der Straßenverkehrsordnung erstreck-
ten. Das Gespräch moderierten PresseClub-Vorsitzender  
Dr. Uwe Brückner und Ehrenvorsitzender Peter Schmalz.

Mit Blick auf die Forderung 
aus Österreich zu Grenzöffnun-
gen verwies Herrmann darauf, 
dass dies absolute Bundessache 
sei. Für zahlreiche Ausländer 
gelte ein Einreiseverbot. Zudem 

unterlägen deutsche Staatsan-
gehörige unabhängig von einem 
konkreten Corona-Verdacht nach 
wie vor einer 14-tägigen Qua-
rantäne, wenn sie aus dem Aus-
land zurückkommen.

Grenzkontrollen verlängert

„Ich will Österreich daran er-
innern, dass es nicht ganz unbe-
teiligt daran war, dass Deutsch-
land und speziell Bayern so stark 
betroffen ist. Niemand will Kon-
trollen für ewig“, unterstrich 
Herrmann. Wegen praktischer 
Erleichterungen stehe der Frei-
staat im ständigen Austausch 

mit dem Bund und den österrei-
chischen Nachbarn. So sehr die 
Bayerische Staatsregierung aber 
auch ein Interesse an kurzfristi-
gen Erleichterungen im nahen 
grenzüberschreitenden Verkehr 
und im Berufsverkehr habe, so 
sehr halte sie aber auch eine 
Fortsetzung der Grenzkontrol-
len, die bis zum 11. November 
verlängert wurden, zum jetzigen 
Zeitpunkt für unabdingbar. „Ich 
sehe nicht, dass wir in naher Zu-
kunft auf Grenzkontrollen ganz 
verzichten können“, machte 
Herrmann deutlich. Im Übrigen 
habe auch Österreich die Gül-
tigkeit der eigenen Grenzkon- 
trollen weiter verlängert. „Dies 
zeigt, dass Deutschland hier 
beileibe keinen alleinigen Weg 
geht“, so der Innenminister.

Kommunen stark betroffen

Auch Städte, Gemeinden und 
Landkreise haben mit den Fol-
gen der Pandemie zu kämpfen.  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher und Bayerischer Städtetag:

Würdigung und Dank an 
Maly und Gribl

Als überzeugende und prägende Kommunalpolitiker ha-
ben Deutscher wie Bayerischer Städtetag die aus ihren 
Ämtern geschiedenen Oberbürgermeister Dr. Ulrich Ma-
ly (Nürnberg) und Dr. Kurt Gribl (Augsburg) gewürdigt. Zu-
dem wurde den beiden ehemaligen Rathauschefs für ihr 
unermüdliches und erfolgreiches Engagement an der Spit-
ze der Kommunalverbände gedankt.

Oberbürgermeister Dr. Ulrich 
Maly war von 2013 bis 2015 Prä-
sident und von 2015 bis 2019 
Vizepräsident des Deutschen 
Städtetages. Dem Präsidium des 
kommunalen Spitzenverbandes 

setzte er Maßstäbe, auch in poli-
tisch außergewöhnlichen Zeiten. 
Während der Flüchtlingskrise 
waren ihm Humanität und Integ-
ration entscheidende Anliegen.“

Städte als Orte des Wandels

Mit Uli Maly habe ein Kom-
munalpolitiker die Bühne verlas-
sen, der mit seiner Fähigkeit zu-
zuhören und komplexe Sachver-
halte auf den Punkt zu bringen, 
die Herzen gewann. Er habe sich 
für Städte als Orte des Wandels 
sowie für Offenheit der Stadtge-
sellschaften als Treibstoff für In-
novationen eingesetzt. Maly ha-
be bundesweit hohe Anerken-
nung über Parteigrenzen hin-
weg genossen und erfolgreich 
für mehr Respekt von Bund und 
Ländern gegenüber den Städ-
ten gekämpft. „Er forderte im-
mer eine Beteiligung der kom-
munalen Ebene auf Augenhö-
he ein. Sein Ziel war eine starke 
kommunale Selbstverwaltung 

für die Bürgerinnen und Bürger. 
Dafür hat er in seinen Ämtern 
wichtige Beiträge geleistet.“

Seine Amtszeit als Präsident 
des Deutschen Städtetages sei 
zudem geprägt gewesen durch 
den verstärkten Zuzug in die 
Städte und Wohnungsmangel, 
fuhr Jung fort. Maly habe sich 
engagiert für mehr bezahlba-
ren Wohnraum für alle Bevölke-
rungsschichten eingesetzt, für 
mehr Neubau und eine Renais-
sance des sozialen Wohnungs-
baus. „Sein Maßstab war Chan-
cengerechtigkeit für die Bürge-
rinnen und Bürger.“

Danke für eine gute Zeit

„Es war eine Freude, mit Uli 
Maly im Verband zusammen zu 
arbeiten. Sattelfest in allen The-
men, offen für neue Ideen, hatte 
er stets die große politische Li-
nie, aber auch die nötigen De-
tails im Blick. Streitbar, mit Hal-
tung und Ziel, aber den Men-
schen mit Respekt begegnend 
und immer den Kompromiss su-
chend. Diese Mischung beein-
druckt mich immer wieder. Und 
für den Deutschen Städtetag 
war sie ein unschätzbarer Ge-
winn. Danke für eine gute Zeit“, 
erklärte der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städtetages, 
Helmut Dedy.

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Gemeinsam mit den Landräten der Grenz-
landkreise Lörrach, Waldshut, Schwarzwald- 
Baar, Bodenseekreis und Konstanz hat  
Lindaus Landrat Elmar Stegmann in einem 
Schreiben an Innenminister Seehofer drin-
gend darum gebeten, „die Grenze wieder zu 
öffnen und im engen Austausch mit unseren 
Schweizer und österreichischen Freunden 
das Infektionsgeschehen niedrig zu halten. 
Dafür sind Grenzkontrollen und Einreisever-
bote nicht erforderlich.“

„Hier in der Grenzregion stellen uns die ge-
schlossenen Grenzen zur Schweiz und zu Ös-
terreich vor vielfältige Probleme“, heißt es in 
dem Schreiben. Zum einen würden sie der Le-
benswirklichkeit der Menschen nicht gerecht, 
zum anderen seien die Regelungen des Bundes 
und der Länder bezogen auf den Grenzübertritt 
nicht ausreichend aufeinander abgestimmt.

Gleichzeitig sind aus Sicht der Landräte die 
Infektionsschutzregeln aufgrund des Coro-
na-Virus in der Schweiz, in Österreich und in 
Deutschland ähnlich, das Infektionsgesche-
hen sei nahezu identisch. „Die Inzidenz in 
den Schweizer Grenzkantonen zu Deutsch-

land liegt unter der unserer Landkreise; das-
selbe gilt für Österreich. Es ist also nicht nach-
vollziehbar, warum zum Beispiel ausgerech-
net zwischen Konstanz und Kreuzlingen, dem 
deutschen und schweizerischen Laufenburg 
oder auch zwischen Lindau und Lochau eine 
erhöhte Ansteckungsgefahr gegeben sein soll 
im Vergleich zu rein innerdeutschen Nachbar- 
orten bzw. benachbarten Landkreisen.“

Damit ist es nach Auffassung der Landkreis- 
chefs auch kaum vertretbar, die vom Bun-
desinnenministerium dargestellte rechtliche 
Grundlage für Einreisebeschränkungen anzu-
wenden: „Es herrscht eine Infektionslage, kei-
ne äußere Bedrohungslage. Im Übrigen bedeu-
ten nach EU-Recht zulässige Kontrollen an der 
Grenze nicht Einreiseverbote.“

Die Akzeptanz der Corona-Regeln gehe all-
gemein zurück, wenn diese hinsichtlich ihrer 
infektionsschützenden Wirkung nicht unmit-
telbar einsichtig oder gar widersprüchlich sind, 
zeigen sich die Landräte überzeugt. Nur mit 
akzeptierten Regeln lasse sich die völlig richti-
ge, langsame und schrittweise Öffnung durch-
halten.  DK

Landräte plädieren für Grenzöffnung

Dr. Kurt Gribl.  r Dr. Ulrich Maly. r

gehörte er seit 2005 insgesamt 
15 Jahre an, zwischen 2009 und 
2013 war er einer der stellver-
tretenden Präsidenten. Sein 
Amt als Oberbürgermeister von 
Nürnberg hatte der Sozialdemo-
krat 18 Jahre, seit 2002, inne. 
Bei der Kommunalwahl im März 
war er nicht wieder angetreten. 
2011 bis 2017 war Maly Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tags. Seit 2002 war er dort be-
reits Mitglied im Vorstand.

Aus Sicht des Präsidenten des 
Deutschen Städtetages, Leipzigs 
Oberbürgermeister Burkhard 

Jung, „war Uli Maly ein wirk-
mächtiger Präsident des Deut-
schen Städtetages, der mit viel 
Überzeugungskraft bundesweite 
Debatten zu städtischen Themen 
prägte. Mit Haltung und Klugheit 

Joachim Herrmann.  r
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeisterin Gertrud Werner 
91077 Kleinsendelbach 

am 19.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Gottwald 

97618 Unsleben 
am 19.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrat Dr. Jürgen Ludwig 

91506 Ansbach 
am 15.5

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Zielgenaue Unterstützung  
für Kommunen

Zwar herrschte im Innenausschuss des Bayerischen Landtags Ei-
nigkeit darüber, dass Kommunen Unterstützung benötigen. Doch 
der von der SPD geforderte Rettungsschirm für Kommunen wur-
de von den anderen Parteien – mit Ausnahme der Grünen – u.a. 
als Steuerverschwendung kritisiert und abgelehnt. CSU und Freie 
Wähler plädierten dafür, zunächst in den Kommunen zu prüfen, 
wo finanzielle Mittel zielgenau eingesetzt werden könnten.

Über das von der SPD in ei-
nem Antrag geforderte Nothil-
feprogamm für Städte, Gemein-
den und Landkreise – welches 
u.a. eine einmalige kommunale 
Kopfpauschale in Höhe von 100 
Euro pro Einwohner vorgese-
hen hätte – diskutierten die Ab-
geordneten im Innenausschuss. 
Klaus Adelt (SPD) bezeichne-
te die Einwohner-Pauschale als 
leicht berechenbares und wirk-
sames Mittel. Doch der Vor-
schlag wurde mehrheitlich als 
„Gießkannenprinzip“ kritisiert. 
„Wir müssen erst einmal prüfen, 
wo Schäden entstanden sind 
und geholfen werden muss. Ein 
Großteil der Kommunen hat den 
Haushaltsplan zwar aufgestellt, 
aber nicht alles lässt sich nach 
der Corona-Krise realisieren. 
Dadurch entstehen also auch 
Einsparungen. Eine Pauschale 
lehne ich generell ab, weil so-
wohl arme als auch reiche Kom-
munen davon profitieren wür-
den, die eine solche Finanzsprit-
ze gar nicht nötig hätten“, sagte 
Joachim Hanisch (Freie Wähler). 

Alexander Muthmann (FDP) 
warnte davor, dass der Staat al-
lein alle finanziellen Einbußen 
ausgleichen müsse. „Wir stehen 

vor einer gesamtgesellschaft-
lichen Aufgabe und jeder ist in  
der Pflicht Korrekturen anzubrin- 
gen. Außerdem muss jedem klar 
sein, dass die Kommunen nicht 
in vollem Galopp weiterreiten 
können.“ Die Pauschale bezeich-
nete er als „übles Faul“. Sie ma-
che keinen Sinn bei Kommunen, 
die hohe Rücklagen hätten, und 
sei daher eine Verschwendung 
von Steuergeldern. „Die So-
forthilfen, wie sie beispielswei-
se an Kleinstunternehmer und 
Solo-Selbstständige ausgezahlt 
werden sind Hilfen, um dieje-
nigen zu unterstützen, die von 
jetzt auf gleich keine Einnahmen 
mehr erzielen. Das ist bei den 
Kommunen schließlich nicht der 
Fall. Wir dürfen den Staat jetzt 
nicht mit zu hohen Erwartungen 
überfordern“, sagte er. 

Zielgenaue Unterstützung

Dr. Martin Runge (Die Grünen) 
meinte jedoch, es sei an der 
Zeit den Kommunen ein deutli-
ches Zeichen zu setzen. „Ich ver-
wehre mich gegen die Kritik der 
„Gießkanne“. Wir müssen jetzt 
auf Sicht fahren“, sagte er. Dem 
stimmte Alfred Grob (CSU) zwar 

generell zu. „Doch um deutli-
cher auf Sicht fahren zu kön-
nen, müssen zunächst die Haus-
haltspläne nachkorrigiert wer-
den. Erst dann können wir die 
Kommunen zielgenau unterstüt-
zen. Wir sind alle kommunalpo-
litisch engagiert, deshalb sind 
Unterstützungen auch 100 Pro-
zent politischer Wille. Aber jetzt 
ist es noch zu früh, mit Maßnah-
men über die Lande zu ziehen“, 
sagte er. Dem pflichtete Hanisch 
bei: „Wir helfen, wo Hilfe nötig 
ist. Doch welche Maßnahmen 
wirklich sinnvoll sind, das ist 
jetzt noch nicht abzuschätzen.“ 
Die Sorge von Adelt teilte er 
nicht. Der SPD-Politiker fürchte-
te, dass Förderprogramme künf-
tig zurückgefahren werden.

Landrat Josef Niedermaier 
(Freie Wähler) kündigte im Inter-
view mit dem Merkur an, dass es 
ohne neue Schulden – ob für die 
Gemeinde, den Kreis oder beim 
Bezirk – nicht gehen werde, al-
lein schon wegen der zuneh-
menden Sozialleistungen. „Der 
Landkreis hat es da wegen seiner 
Sandwichfunktion in der Mit-
te der kommunalen Ebenen am 
schwierigsten“, sagte er der Zei-
tung. Als Grund nannte er zum 
Beispiel, dass Schulen nicht ge-
schlossen werden könnten und 
noch mehr Geld in die Digitali-
sierung investiert werden müs-
se. Auch im Krankenhauswe-
sen reichen die finanziellen Mit-
tel jetzt schon nicht. Doch der 
Landrat blickt trotz der immen-
sen Herausforderungen opti-
mistisch in die Zukunft. „Gott sei 
Dank haben wir uns durch einen 
konsequenten Schuldenabbau 
von über 40 Mio. Euro in den 
vergangenen Jahren Spielräu-
me verschafft. Das hilft uns jetzt 
und gibt eine gewisse Sicherheit. 
Aber natürlich werden wir in Zu-
kunft heftig diskutieren müssen, 
wo wir die Schwerpunkte setzen 
und auch Liebgewonnenes ein-
sparen müssen.“  red

Änderung des SGB IV:

Kommunales Ehrenamt 
bleibt attraktiv

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundesta-
ges hat die Beratungen des Siebten Gesetzes zur Änderung des 
SGB IV abgeschlossen. Die Koalitionspartner CDU/CSU und SPD 
verständigten sich u.a. auch darauf, die Ausnahmeregelungen, 
mit denen Aufwandsentschädigungen aus kommunalem Ehren-
amt bei vorzeitigem Rentenbezug nicht zu einer Rentenkürzung 
führen, bis zum Jahr 2022 zu verlängern.

Wie der sozialpolitische Spre-
cher der CSU im Bundestag, 
Stephan Stracke MdB, erläuter-
te, „steht die CSU hinter dem 
kommunalen Ehrenamt. Des-
halb haben wir uns mit Nach-
druck dafür eingesetzt, dass die 
Aufwandsentschädigung für die 
Arbeit u.a. von ehrenamtlichen 
Bürgermeistern weiter ren-
tenunschädlich bleibt. Am Ende 
waren wir erfolgreich: Die Ende 
September 2020 auslaufende 
Regelung wird um weitere zwei 
Jahre verlängert.“

Eine Arbeitsgruppe soll bis En-
de 2020 eine abschließende Lö-
sung erarbeiten. „Unser Ziel ist 
klar: Wir wollen eine Entfristung 
der Regelung und damit eine 
dauerhafte Freistellung der Auf-
wandsentschädigung des kom-
munalen Ehrenamts bei der ge-
setzlichen Rente“, stellte Stra-
cke fest.

Der kommunalpolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, Christian 
Haase, sprach von einem „wich-
tigen Signal an die ehrenamtli-
chen Amts- und Mandatsträger 
in den Kommunen, dass wir ih-
re Arbeit im Besonderen wert-
schätzen und das kommunale 
Ehrenamt nicht durch das Ren-
tenrecht unattraktiv machen“.

Wie der zuständige Berichter-
statter, Max Straubinger MdB, 
ausführte, „stärken wir dane-
ben die betriebliche Altersver-
sorgung, indem wir künftig 
auch pensionskassenbasierte 
Betriebsrenten über den Pen-
sions-Sicherungs-Verein absi-
chern. Auf diese Weise vermei-
den wir, dass über die bisheri-
gen Einzelfälle hinaus weitere 
Pensionskassen ihre Leistun-
gen kürzen müssen. Gleichzei-
tig führen wir einen Schutz ge-
gen Betriebsrentenkürzungen 
ein und setzen entsprechende 
Vorgaben des Europäischen Ge-
richtshofs um.“

Beide Änderungen reihen sich 
ein in eine Vielzahl weiterer Neu-
regelungen: Von einem verbes-
serten sozialen Schutz von Aus-
zubildenden im Gesundheits-, 
Erziehungs- und Sozialbereich 
bis hin zur Schaffung der Dienst- 
herrnfähigkeit von gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften, 
damit sie im Hinblick auf die 
Schließung des Dienstordnungs-
rechts am Arbeitsmarkt weiter 
als konkurrenzfähiger Arbeitge-
ber attraktive Beschäftigungs-
bedingungen anbieten können. 
„Mit einem umfangreichen Än-
derungsantrag haben CDU/CSU 
und SPD den Regierungsent-
wurf substanziell verbessert. 
Wir sind mit dem Ergebnis sehr 
zufrieden“, betonten Stracke 
und Straubinger.  DK

DSTGB fordert Sofortprogramm:

Kommunalfinanzen sichern!
Durch die Corona-Pandemie und der zu ihrer Eindämmung ver-
anlassten staatlichen Regulierungsmaßnahmen steht Deutsch-
land ein massiver kommunaler Finanzeinbruch in einem seit dem 
2. Weltkrieg nicht erlebten Ausmaß bevor. Vor allem bei den ge-
meindlichen Gewerbesteuereinnahmen, die mit über 55 Milliar-
den Euro eine zentrale Finanzierungssäule der Kommunen sind, 
sind gravierende Ausfälle zu erwarten. „Schon bei der internatio-
nalen Finanzkrise 2008 waren die Gewerbesteuereinnahmen um 
20 Prozent gesunken. In der Corona-Krise wird dieser Rückgang 
noch weit höher liegen“, stellt der DStGB fest.

Angesichts der momentanen 
Belastungen von Bund und Län-
dern fordern die Städte und Ge-
meinden die zeitnahe Einrich-
tung eines Sofortprogramms 
„Sicherung der Kommunalfinan-
zen in der Corona-Krise“ (Coro-
na-Rettungsschirm für die Kom-
munen). In einem Sieben Punk-
te Papier hat der DStGB die Be-
standteile, die ein derartiges 
Paket enthalten soll, zusam-
mengefasst: 

1. Haushalterische und mög-
liche finanzpolitische Maßnah-
men in den Bundesländern zur 
Sicherstellung der kommuna-
len Liquidität und Handlungsfä-
higkeit. Die für den Finanzaus-
gleich zur Verfügung stehende 
Verbundmasse muss gehalten 
werden.

2. Entlastung der kommu-
nalen Haushalte von Sozialaus-
gaben durch den Bund, vor al-
lem durch Mehrübernahme von 
Kosten der Unterkunft und der 
Grundsicherung.

3. Erhalt und Stärkung der ge-
meindlichen Steuereinnahmen, 
gegebenenfalls durch Zuwei-

sung zusätzlicher gemeindlicher 
Steueranteile

4. Entfristung und dauerhaf-
te Ausstattung der vorhandenen 
Bundesfördermittel für kommu-
nale Investitionen, zum Beispiel 
bei den Kommunalinvestitions-
fonds oder für den Breitband-
ausbau. Erleichterungen bei  
der Mittelinanspruchnahme und 
Verausgabung (z. B. im Ver-
gabe- und Beihilfenrecht), Er-
möglichen einer 100 %-Vollfi-
nanzierung ohne kommunalen  
Eigenanteil.

5. Einrichtung eines Finanzie-
rungsinstruments „Sicherung 
der Kommunalfinanzen in der 
Corona-Krise“ durch den Bund 
und die Länder. Ein Konjunktur-
programm zur Wiederbelebung 
der Wirtschaft muss ein kom-
munales Kapitel mit einem dau-
erhaften kommunalen Investiti-
onsvermögen umfassen.

6. Die Mittel aus einem Co-
rona-Rettungsschirm für die 
Kommunen sollten insbeson-
dere aufgewendet werden, um 
die coronabedingten finanziel-
len Ausfälle der Kommunen zu 

kompensieren und die Finanzie-
rung der kommunalen Daseins-
vorsorge sowie der kommuna-
len Investitionen sicherzustel-
len. Diese werden unverzichtbar 
und ein Schlüsselelement sein, 
um in und nach Corona die Kon-
junktur zu stärken.

7. Gerade in und nach der Kri-
se muss es beim Ziel der Umset-
zung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in allen Regionen und 
Kommunen des Landes bleiben.

Priorität des Gesundheits- 
und Lebensschutzes

Das weitere Szenario der Be-
kämpfung der Corona-Pande-
mie ist laut Deutschem Städte- 
und Gemeindebund ungewiss, 
ebenso die Länge und Intensität 
der Beschränkungen und Ein-
dämmungsmaßnahmen. „Wir 
betonen ausdrücklich, dass die 
Städte und Gemeinden hinter 
der Priorität des Gesundheits- 
und Lebensschutzes stehen und 
diese vor Ort in einem enormen 
Engagement umsetzen. Den-
noch müssen wir befürchten, 
allein in diesem Jahr 2020 ei-
nen kommunalen Finanzausfall 
in zweistelliger Milliardenhöhe 
wegen der Corona-Krise zu er-
leiden. Die Steuerschätzungen 
im Mai und August 2020 werden 
dazu weitere Zahlen bringen“, 
so der Verband.

Kurzfristige Maßnahmen der 
kommunalen Liquiditätssiche-
rung würden durch die Länder 
getroffen – durch Haushaltser-
lasse, die z. B. Nachtragshaus-
halte und zulässige Verschul-
dung der Gemeinden betref-
fen. Kommunale Verschuldung 
könne möglich sein, um Liqui-
dität sicherzustellen. „Ein ste-
tiges Finanzierungsinstrument 
der Kommunen kann und darf 
sie aber nicht sein“, betont der 
DStGB. Immer mehr Kommunen 
verfügten bereits Haushalts-
sperren und werden Nachtrags-
haushalte aufstellen müssen. 
Mit einem massiven Einbruch 
kommunaler Investitionen sei 
zu rechnen. 

„Nach unserer Einschätzung 
wird das Ausmaß des Konjunk-
tur- und Steuereinbruchs wegen 
Corona in seiner Dimension aber 
ohne ein Engagement des Bun-
des auch unter dem Blickwin-
kel der gleichwertigen Lebens-
verhältnisse nicht beherrschbar 
sein“, führt der Deutsche Städ-
te- und Gemeindebund aus. Die 
Rückzahlung der Wirtschaftshil-
fen durch Kredite werde die Ge-
werbesteuer zukünftig schwä-
chen. 

In einem ersten Schritt müss-
te deshalb gemeinsam mit den 
Ländern und den Kommunen ei-
ne Bezifferung der Corona-be-
dingten kommunalen Minder- 
einnahmen und Mehrausga-
ben erfolgen, die Zahlen daraus  
laufend angepasst werden. 
Ein einzurichtender Bund-Län-
der-Finanzierungsfonds „Siche-
rung der Kommunalfinanzen in 
der Corona-Krise“ sollte leis-
tungsstark in der Grundausstat-
tung eingerichtet und in der Dy-
namik der zukünftigen Entwick-
lungen angepasst werden. Ge-
rade jetzt müsse die öffentliche 
Hand stark sein und gesichert 
werden, um der Corona-Krise 
Herr zu werden.  DK

Die GlücksSpirale feiert Geburtstag:

50 Jahre Gewinn für die Menschen 
1970 zur Finanzierung der Bauten für Olympia 1972 gegründet, ist 
die GlücksSpirale bis heute Geldgeber unzähliger weiterer Projek-
te für die Allgemeinheit. Über 2,2 Milliarden Euro flossen seit der 
ersten Ziehung am 25. April vor 50 Jahren in Wohlfahrt, Denkmal-
schutz und Sport.

In ihrer aktuellen Form bie-
tet die GlücksSpirale jede Wo-
che die Chance auf eine Rente 
von monatlich 10.000 Euro, 20 
Jahre lang, und weitere Geld-
gewinne von bis zu 100.000 Eu-
ro. Mit der Zusatzlotterie „Die 
Sieger-Chance“ haben Spielteil-
nehmer die Chance auf eine Ex-
tra-Rente von 5.000 Euro mo-
natlich – ab sofort für zehn Jah-
re. Außerdem gibt es Woche für 
Woche 3 x 1 Million Euro und 2 
x 10.000 Euro zu gewinnen. Die 
öffentliche Ziehung der Gewinn-
zahlen erfolgt samstags bei Lot-
to Bayern in München.

Gewinnen können jedoch 
beileibe nicht nur die Spielteil-
nehmer – ca. 60 Millionen Eu-
ro fließen jährlich in zahlreiche 
Projekte, von denen die Allge-
meinheit profitiert. Laut Friede-
rike Sturm, Präsidentin von Lot-
to Bayern und Federführerin der 
GlücksSpirale im Deutschen Lot-
to- und Totoblock, „gingen an 
den Sport 770 Millionen Euro, 
die Wohlfahrt konnten wir mit 
660 Millionen Euro unterstüt-
zen. Für den Denkmalschutz hat 
die GlücksSpirale 510 Millionen 
Euro bereitgestellt, für weitere 
gemeinnützige Projekte auf Län-
derebene 290 Millionen Euro.“

Um die Möglichkeiten ihrer 
individuellen Leistungssteige-
rung zu unterstützen, genießt 
die Förderung des Breitensports 
genauso hohe Priorität wie die 
Unterstützung der im Rampen-
licht stehenden Spitzensportler. 

„Vom dörflichen Sportverein bis 
zu strahlenden Olympiasiegerin-
nen und -siegern hat die Glücks-
Spirale kleinen und großen Ath-
leten dabei geholfen, Freude an 
gesunder Bewegung und sport-
licher Leistung zu erfahren und 
ihren persönlichen Traum zu le-
ben“, betont Alfons Hörmann, 
Präsident des DOSB.

Beitrag zu einem  
zukunftsfähigem Sozialstaat

Ziel aller Aktivitäten der Wohl-
fahrtsverbände ist die Verbesse-
rung von Lebenslagen. Mit enga-
giertem sozialpolitischem Han-
deln tragen sie dazu bei, dass 
der Sozialstaat zukunftsfähig 
bleibt. Die sechs Spitzenverbän-
de der Freien Wohlfahrtspfle-
ge vertreten nach eigenen An-
gaben bundesweit über 90.000 
Einrichtungen und Dienste mit 
über 1,3 Mio. Mitarbeitern und 
vielen ehrenamtlich Tätigen.

700 Hilfeberechtigte leben in 
der mit Zuschüssen der Glücks-
Spirale finanzierten Wohnan-
lage „Lindenhof“ in Herzogsäg-
mühle im oberbayerischen Pei-
ting. Das Wohndorf gehört zur 
Inneren Mission München der 
Diakonie München und Ober-
bayern. Nach den Worten von 
Gerda Hasselfeldt, Präsidentin 
der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege, 
wurden seit 1976 mehr als 
27.000 soziale Projekte in den 
Verbänden der Freien Wohl-

fahrtspflege unterstützt. „Sie 
wären ohne dieses Geld so nicht 
möglich gewesen.“

Jedes Jahr öffnen rund 7.500 
Denkmale in über 2.700 Kom-
munen am „Tag des offenen 
Denkmals“. Vielerorts werden 
Führungen angeboten. Für die 
Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz ist dieser Tag Fest und 
Bestätigung zugleich. Schließ-
lich bedarf es mühevoller 
Kleinarbeit, um eine große Zahl 
an Denkmalen zu erhalten. Das 
kostet Geld, will koordiniert und 
finanziert sein. 

Die GlücksSpirale ist dabei ein 
unverzichtbarer Partner, wie fol-
gendes Beispiel zeigt: Das Kloster 
Benediktbeuern ist eines der sel-
tenen Beispiele einer noch fast 
völlig intakten barocken Groß-
klosteranlage und damit von be-
sonderer nationaler kultureller 
Bedeutung. Seit 2011 fördert 
die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz die Sanierung der Fassa-
den, Dächer und Fenster.

„Unsere Städte und Land-
schaften werden geprägt durch 
ihre Baudenkmale, die unser 
Umfeld unverwechselbar ma-
chen. Vielfach benötigen die en-
gagierten Eigentümer Hilfe und 
Unterstützung bei der Bewah-
rung dieses kostbaren Erbes“, 
unterstreicht Dr. Steffen Sku-
delny, Vorstand Deutsche Stif-
tung Denkmalschutz. „Dank der 
Mittel der GlücksSpirale konn-
te die Deutsche Stiftung Denk-
malschutz schon bei der Ret-
tung vieler tausend Denkmale 
helfen. Sie bilden als spannende 
Wissensspeicher und Identifika-
tionspunkte unser Geschenk an 
die Zukunft.“  DK
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die Corona-Krise ist die 
größte Herausforderung un-
serer Generation. Alle Le-
bensbereiche sind betroffen 
und mit den Auswirkungen 
werden wir noch sehr lange 
beschäftigt sein, gerade auch 
auf kommunaler Ebene.

Aus diesem Grund hat die 
Kommunalpolitische Vereini-
gung (KPV) ein Positionspa-
pier ausgearbeitet, mit dem 
Ziel, die Kommunalpolitik in 
dieser schwierigen Zeit zu 
stärken. Denn eines ist klar: Die bayerischen 
Kommunen müssen dauerhaft leistungsfähig 
bleiben, um die großen Herausforderungen 
bewältigen zu können und in Summe letztend-
lich für gesellschaftliche Stabilität zu sorgen.

An erster Stelle aller Maßnahmen steht im-
mer die Gesundheit unserer Bürgerinnen und 

Bürger. Wir müssen weiterhin alles tun, um ein 
weiteres Ausbreiten des Corona-Virus zu ver-
hindern. Die regionalen Krankenhausstruktu-
ren sowie eine flächendeckende ärztliche Ver-
sorgung sind gerade in diesen Zeiten von enor-
mer Wichtigkeit. Ebenso hat sich die lokale Ge-
sundheitsversorgung in der Krise bewährt und 
muss langfristig erhalten werden.

Auch die finanzielle Handlungsfähigkeit der 
Kommunen muss weiterhin gewährleistet sein. 
Fehlende Einnahmen, gesteigerte Kosten so-
wie Einbrüche bei der Gewerbe- und Einkom-
mensteuer werden künftig zu einer deutlichen 
Mehrbelastung aller kommunalen Haushal-
te führen. Der Staat übernimmt bereits einen 
Großteil der entstehenden Kosten, doch dies 
reicht nicht aus. Weitere Programme und Maß-
nahmen für die Kommunen müssen folgen, da-
mit die kommunale Daseinsvorsorge, Investiti-
onen und wichtige Projekte sichergestellt sind.

Klar ist ebenso: Die bayerische Wirtschafts-
kraft muss weiterhin erhalten bleiben. Dafür 
ist eine baldmögliche Rückkehr zum regulä-
ren Arbeitsalltag für möglichst viele Menschen 
von zentraler Bedeutung und der Einkauf von 
regionalen Produkten stärkt die Wirtschafts-
kreisläufe vor Ort sowie unsere heimische 

Landwirtschaft und Umwelt 
vor unnötigen Belastungen. 
Regionale Wirtschaftskreis-
läufe gewährleisten so unse-
re Handlungsfähigkeit in der 
Krisenzeit. Der Gesundheits-
schutz der Bevölkerung und 
die Öffnung der Unternehmen 
sind vereinbar. Die Unterneh-
men haben bewiesen, dass sie 
den Gesundheitsschutz ernst 
nehmen und Hygienemaß-
nahmen umsetzen. Auch eine 
schrittweise Öffnung der Ho-
tellerie- und Gastronomie ist 
in diesem Zusammenhang der 
richtige Weg. 

Das veränderte Mobilitätsverhalten in der 
Corona-Krise hat gezeigt: Der Individualver-
kehr vor allem mit dem Auto (oder auch dem 
Rad) muss aufrecht erhalten werden. Denn 
der öffentliche Nahverkehr mit Bus und Bahn 
hat gerade in Zeiten potenzieller Infektionsge-
fahren durchaus entscheidende Nachteile. 

Ein Punkt, der bereits kurz nach Bekannt-
werden unserer Forderung weitgehend er-
füllt wurde, betrifft die Gottesdienste. Gera-
de in Krisenzeiten sind diese ein Stabilitätsan-
ker für die Gläubigen. Die Schutzkonzepte der 
Kirchen, die gemeinsam mit der Bayerischen 
Staatsregierung ausgearbeitet wurden, wer-
den erfolgreich umgesetzt. 

Wichtig ist uns als KPV auch, dass Senioren-
heime noch besondere Unterstützung bei der 
Einrichtung von Isolationsbereichen und bei 
der Schutzausrüstung bekommen. Zudem soll-
ten wir hinsichtlich Kontaktmöglichkeiten der 
Bewohner zu Familienangehörigen alle aus 
Sicht des Gesundheitsschutzes vertretbaren 
Möglichkeiten ausschöpfen, auch auf digita-
ler Ebene. 

Die vielen Maßnahmen und Einschränkun-
gen des öffentlichen Lebens stellen unsere Ge-
sellschaft vor eine große Herausforderung. Ge-
duld und Durchhaltevermögen sind in dieser 
Zeit besonders gefragt, denn die Corona-Krise 
ist noch lange nicht ausgestanden. Unser ge-
meinsames Ziel sollte es deshalb sein, dass un-
sere Gesellschaft durch die neuen Erfahrungs-
werte letztendlich gestärkt aus der Krise her-
vorgeht. 

Die KPV wird weiterhin ihren Beitrag zu ei-
nem aktiven Krisenmanagement der bayeri-
schen Gemeinden, Städte, Landkreise und Be-
zirke leisten und unsere kommunale Familie 
durch die Krise begleiten.

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund!

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV positioniert sich: 

Corona bekämpfen – 
Kommunalpolitik  

stärken!

Liebe Leserinnen
und Leser,

14. Mai 2020

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Befreiung der KZ Dachau und Flossenbürg:

Gedenken zum 75. Jahrestag
Vor 75 Jahren, im April 1945, marschierte die US-Armee in Bayern 
ein und beendete die Nazi-Herrschaft. Neben den symbolträchti-
gen Orten wie München, Nürnberg und den Obersalzberg befrei-
ten die GIs unter großem Jubel auch die Konzentrationslager Flos-
senbürg und Dachau. In den beiden Konzentrationslagern hatten 
die Nationalsozialisten über 300.000 Menschen gefangen gehal-
ten, über 70.000 Menschen starben.

Für den 75. Jahrestag hatten 
die beiden KZ-Gedenkstätten 
große Gedenkfeiern mit ehe-
maligen Häftlingen, ihren Fami-
lien und Befreiern geplant, die 
aufgrund der Corona-Pande-
mie ausfallen müssen. Sie sollen 
nun nächstes Jahr nachgeholt 
werden. Dagegen fand ein stil-
les Gedenken mit den obersten 
Repräsentanten des Freistaats, 
aber ohne Publikum, statt. Als 
Zeichen für Frieden und Frei-
heit, aber vor allem in Geden-
ken an die zahlreichen Opfer, die 
unter den Verbrechen der Nati-
onalsozialisten gelitten haben, 
und gegen das Vergessen die-
ser schrecklichen Geschehnisse 
wurden bayernweit die öffentli-
chen Gebäude beflaggt.

Söder: Frühzeitig gegen 
rechtsextreme Tendenzen 
eintreten

Am 29. April 1945 wurde das 
Konzentrationslager in Dachau 
mit mehr als 32.000 überleben-
den Gefangenen befreit. Dachau 
war das erste dauerhafte Lager 
und wurde im März 1933 in Be-
trieb genommen. Es galt als Mo-
dell für spätere Konzentrations-
lager. Bis 1945 waren hier mehr 
als 200.000 Menschen aus ganz 
Europa inhaftiert. Insgesamt 
starben im KZ Dachau nach Ein-
schätzung von Historikern rund 
41.500 Menschen.

Beim Gedenken an die Befrei-
ung des Dachauer KZ forderte 
Ministerpräsident Markus Sö-
der, frühzeitig gegen rechtsex-
treme Tendenzen einzutreten. 
Das Grauen des Nationalsozia-
lismus habe mit vielen kleinen 
Schritten begonnen. „Es vollzog 
sich ganz leise und dann später 
mit einem großen Schlag, nur 
weil viele es unterschätzt und 
nicht wahrgenommen haben 
und weil viele der Meinung wa-
ren, so schlimm wird es schon 
nicht sein“, bemerkte Söder. 
Dachau sei eine Mahnung zum 
Einsatz gegen Hass, Fanatismus 
und Antisemitismus.

Aigner: Klares Bekenntnis  
zur Würde jedes Menschen

„Wir halten das Gedenken 
an das Leid der Opfer in Ehren: 
mit einem klaren Bekenntnis zur 
Würde eines jeden einzelnen 
Menschen“, unterstrich Land-
tagspräsidentin Ilse Aigner. Mit 
Blick auf aktuelle Entwicklungen 
betonte sie, es sei nun an der 
Zeit, das Versprechen „Nie wie-
der!“ zu erneuern: „Wir müssen 
den Kampf gegen Antisemitis-
mus, Rassismus und gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit 
noch entschlossener führen – 
auf den Straßen, an den Stamm-
tischen, auf den Sportplät-
zen und auch in Parlamenten – 
überall, wo uns Hass begegnet.“

Freller: Lernort für die Zukunft

„Aus dem Gedenken an die 
Opfer muss stets die Warnung 
wachsen, dass es nie mehr Op-
fer, aber auch nie mehr Täter 
geben darf“, stellte der Direk-
tor der Stiftung Bayerischer Ge-
denkstätten, MdL Karl Freller, 
fest. Damit sei die KZ-Gedenk-
stätte nicht nur ein selbstver-
ständlicher Erinnerungsort, son-
dern vor allem ein unverzicht-
barer Lernort für die Zukunft. 
Freller: „Die Warnung aus dem 
Gestern dient dem Frieden von 
morgen. Mehr denn je gilt es für 
unsere wehrhafte Demokratie, 
jeglicher Menschenverachtung, 
jeder Radikalisierung und dem 

Antisemitismus die Stirn zu bie-
ten und erneut aufwachsendem 
Rechtsextremismus keine Chan-
ce zu lassen.“

In einer Videobotschaft er-
innerte der Präsident des Co-
mité International de Dachau, 
Jean-Michel Thomas, daran, wie 
schwierig es war, den Wunsch 
der Überlebenden, die Errich-
tung einer Gedenkstätte zu rea- 
lisieren. „Die Weitergabe der 
Erinnerung ist zerbrechlich“, 
mahnte Thomas.

Singuläres Verbrechen in der 
Geschichte der Menschheit

„Was die US-Soldaten vor 75 
Jahren auch in Flossenbürg vor-
fanden, war ein ungekanntes 

Ausmaß an Unmenschlichkeit – 
Zeugnisse eines bis heute sin-
gulären Verbrechens in der Ge-
schichte der Menschheit. Was 
sie rochen, hörten und sahen, 
ging um die Welt und ist bis heu-
te so unerträglich, dass es den 
menschlichen Verstand über-
fordert“, machte Landtagsprä-
sidenten Aigner beim Gedenken 
in der KZ-Gedenkstätte Flossen-
bürg deutlich.

Am 23. April 1945 erreich-
ten amerikanische Soldaten  
das Konzentrationslager Flos-
senbürg im Oberpfälzer Wald. 
Da die SS kurz zuvor das KZ eva-
kuierte und rund 30.000 Häft-
linge auf Todesmärsche schick-
te, konnten die US-Truppen das 
Stammlager kampflos einneh-
men. 1.600 zurückgelassene 
Häftlinge wurden befreit. Zwi-
schen 1938 und 1945 waren et-
wa 84.000 Männer und 16.000 
Frauen aus über 30 Ländern im 
KZ Flossenbürg und seinen Au-
ßenlagern inhaftiert.  DK

Präsentation der Hanns-Seidel-Stiftung:

Jugendstudie  
Bayern 2019

Ein Ausbau der Verkehrswege, ein besserer ÖPNV und Investiti-
onen in die digitale Infrastruktur sind für junge Wähler zwischen 
17 und 34 Jahren die wichtigsten kommunalpolitischen Aufga-
ben. Dies zeigen die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage, 
die das Institut GMS Dr. Jung im Auftrag der Hanns-Seidel-Stif-
tung durchgeführt hat.

Nicht ganz unerwartet ran-
gieren Verkehr und Infrastruk-
tur mit dem Schwerpunkt Digi-
tale Infrastruktur mit insgesamt 
29 % der Nennungen auf Rang 1 
der kommunalpolitischen The-
men, wobei als Einzelaspekte 
der ÖPNV, der Neubau von Ver-
kehrswegen und der Ausbau der 
digitalen Infrastruktur gleichge-
wichtig angesprochen werden. 

Danach folgen Themen wie 
Klima/Umwelt/ Energie (17 %), 
Stadtplanung, Attraktivität, kul-
turelles Leben und Angebo-
te (16 %), Soziales, Bildung und 
Gesundheit (14 %) sowie der 
auf kommunaler Ebene deut-
lich wichtigere Themenbereich 
Wohnungsnotstand/Mieten (12 
%). Dahinter liegen mit einstelli-
gen Nennungshäufigkeiten The-
men wie Innere Sicherheit/Po-
lizeipräsenz (9 %), verbesserte 
Bürgernähe und Arbeitsweise 
des Bürgermeisters (7 %) sowie 
Wirtschaft und finanzpolitische 
Aufgaben (6 %) auf kommuna-
ler Ebene.

Relevanz von Verkehr und  
digitaler Infrastruktur sowie 
Klima und Umweltschutz

Die Differenzierung der ge-
nannten wichtigsten kommu-
nalpolitischen Aufgaben nach 
Alter und Geschlecht belegt 
die überdurchschnittliche Rele-
vanz des Themas Verkehr und 
digitale Infrastruktur sowie Kli-
ma und Umweltschutz für die 
17- bis 24-Jährigen auch auf der 
kommunalen Ebene, die im Ge-
genzug allerdings deutlich sel-
tener Innere Sicherheit und Po-
lizeipräsenz sowie Bürgernä-
he und Neuausrichtung der Ar-
beitsweise des Bürgermeisters 
ansprechen. Damit unterschei-
den sie sich deutlich von der 
zweitjüngsten Altersgruppe der 
25- bis 34-Jährigen im Hinblick 
auf die unterdurchschnittliche 
Relevanz von kommunalpoliti-
schen Aufgaben bezüglich Ver-
kehr und Infrastruktur.

Signifikante Unterschiede tre-
ten zudem teilweise bei einer 
Differenzierung der Erwartun-
gen und Forderungen an die 
Kommunalpolitik nach regiona-
len Kriterien und der politischen 

Ortsgröße auf. So spielen Ver-
kehr und Infrastruktur im Ge-
gensatz zur Oberpfalz und Nie-
derbayern im Großraum Mün-
chen sowie in Städten über 
500.000 Einwohner ungeachtet 
immer noch hoher Nennungs-
häufigkeiten von mehr als 20 % 
eine unterdurchschnittliche Rol-
le. Kommunalpolitische Aufga-
ben im Hinblick auf Klima- und 
Umweltschutz werden dage-
gen gerade im Großraum Mün-
chen und in Großstädten über 
500.000 Einwohner besonders 
häufig angesprochen. Stadtpla-
nung, kulturelles Leben und ent-
sprechende Angebote sind in 
der Oberpfalz und Niederbay-
ern sowie in kleinen Gemeinden 
unter 5.000 Einwohner beson-
ders wichtig, während Soziales, 
Bildung und Gesundheit vor al-
lem in Schwaben und in Städten 
zwischen 20.000 und 100.000 
Einwohnern angesprochen wer-
den. 

Wohnen, Bürgernähe  
und Neuausrichtung  
der Kommunalpolitik

Das Wohnungsthema ist in 
Großstädten über 500.000 Ein-
wohner und insbesondere im 
Großraum München besonders 
relevant, dafür aber im Rest 
Oberbayerns, in Niederbayern, 
der Oberpfalz sowie kleineren 
Gemeinden bis zu 20.000 Ein-
wohnern vergleichsweise un-
wichtig. Allerdings wird die The-
matik auch bereits in Gemein-
den von 20.000 Einwohnern an 
aufwärts überdurchschnittlich 
oft angesprochen. Weitere The-
men wie Innere Sicherheit und 
Polizeipräsenz werden hingegen 
im Rest Oberbayerns sowie in 
Großstädten bis unter 500.000 
Einwohner überdurchschnitt-
lich oft genannt, während Bür-
gernähe und Neuausrichtung 
der Kommunalpolitik im Rest 
Oberbayerns sowie Wirtschaft 
und Finanzen ebenfalls in Groß-
städten unter 500.000 Einwoh-
ner vergleichsweise wichtiger zu 
sein scheinen.

Die Ergebnisse zu wichtigen 
Ereignissen und Themen, die die 
Wähler bewegen, sowie die da-
raus resultierende Umsetzung 

in entsprechende Forderungen 
an die Politik belegen, dass das 
stark emotionsbesetzte Thema 
Klima, Umwelt und Energie zu-
mindest derzeit als existenziell 
im engeren Sinne des Wortes 
empfunden wird und deshalb 
die anderen, bisher im Vorder-
grund stehenden Ereignisse wie 
internationale Krisen, Migrati-
on, Flüchtlinge und Zuwande-
rung, aber auch sozial-, innen- 
und wirtschaftspolitische Er-
eignisse und Themen überla-
gert. Dies schließt jedoch nicht 
aus, dass andere, derzeit in den 
Hintergrund gedrängte Themen 
wieder an Relevanz gewinnen 
werden. 

Mobilisierbarkeit  
der Wählerschaft

Die verschiedenen Einzelbe-
funde der Jugendstudie 2019 
der Hanns-Seidel-Stiftung las-
sen laut GMS eine Reihe von 
Schlussfolgerungen für die Be-
völkerung insgesamt und spezi-
ell für die jüngeren Altersgrup-
pen zu. So ist die Stimmungs- 
lage in Deutschland aufgrund 
der aktuellen Rahmenbedingun-
gen und der Dominanz des emo-
tionsbeladenen, aller Wahr-
scheinlichkeit nach für längere 
Zeit aktuellen Themenbereichs 
Klimawandel, Umwelt und Ener-
gie emotionaler geworden und 
hat die Wählerschaft insgesamt 
leichter mobilisierbar und wahl-
bereit gemacht. Diese auch für 
die beiden jüngsten Wähler-
gruppen feststellbare Entwick-
lung ändert jedoch nichts dar-
an, dass Jung- und Erstwähler 

relativ gesehen noch vergleichs-
weise unsicher hinsichtlich der 
Wahlteilnahme und ihrer Wahl- 
entscheidung bleiben. 

Höhere Wahlbereitschaft und 
verändertes Wahlverhalten

Die durch höhere Wahlbereit-
schaft und verändertes Wahl-
verhalten erkennbare starke Po-
litisierung der Wählerschaft in 
Bayern findet auch im starken 
Anstieg des politischen Interes-
ses und beim veränderten Infor-
mationsverhalten über Politik 
ihre Entsprechung. Dessen un-
geachtet sind die jüngeren Al-
tersgruppen bezüglich der In-
tensität ihres politischen Inter-
esses weiterhin etwas zurück-
haltender und nutzen darüber 
hinaus in Verbindung mit der 
politischen Informationsgewin-
nung vergleichsweise wesent-
lich häufiger Online- und sozia-
le Medien als Informationsquel-
len. 

Bei der Kommunikation über 
Politik und bei der Bereitstel-
lung von Informationen für die 
politische Meinungsbildung ist 
laut der Umfrage zu berück-
sichtigen, dass die traditionel-
len Medien und die interperso-
nale Kommunikation im Famili-
enkreis sowie mit Freunden und 
Bekannten trotz unterdurch-
schnittlicher Nutzungsfrequenz 
bei den Jüngeren immer noch 
eine sehr wichtige Rolle spielen.

Eine weitere Besonderheit 
besteht darin, dass die jüngeren 
Altersgruppen hinsichtlich der 
Bereitschaft zur Wahlteilnah-
me und ihrer Wahlentscheidung 

unverändert unsicherer sind als 
die höheren Altersgruppen, ob-
wohl auch bei den Jüngeren po-
litisches Interesse und Mobili-
sierbarkeit zugenommen haben.

Dessen ungeachtet müssen 
die politischen Parteien und so-
mit auch die Parteienstiftungen 
die veränderten Rahmenbedin-
gungen bei ihrer Kommunikati-
on und der Vermittlung von In-
formationen über Politik beach-
ten, wenn sie nicht den Kontakt 
zu den jüngeren, teilweise aber 
auch zu den Wählergruppen 
zwischen 35 und 59 Jahren ver-
lieren wollen. Dies betrifft weni-
ger die Inhalte bzw. kommuni-
zierten Themen, sondern vor al-
lem Kommunikationsstile sowie 
neue Angebote zur interakti-
ven Kommunikation oder Parti-
zipation, zumal sich zunehmend 
mehr Menschen nach eigenen 
Angaben im bzw. über das Web 
sozial, gesellschaftlich und auch 
politisch engagieren.

Gezielt die Bürger erreichen

„Wir wollen die Ergebnisse 
nutzen, um die Bürger mit un-
serer politischen Bildungsarbeit 
regional und in den verschie-
denen Altersgruppen noch ge-
zielter zu erreichen“, macht 
HSS-Generalsekretär Oliver Jörg 
deutlich. Sehr erfreulich ist aus 
seiner Sicht auch das große, in 
der jüngeren Vergangenheit 
deutlich gestiegene Interesse 
an Politik und die grundsätzli-
che Bereitschaft, sich mit gesell-
schaftspolitischem Inhalt aus-
einanderzusetzen und auch zur 
Wahl zu gehen.  DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
Ein Großteil der Maßnahmen, 

die aktuell erforderlich sind, um 
die Ausbreitung des Virus einzu-
dämmen, finden auf kommuna-
ler Ebene statt. Minister Herr-
mann zufolge „haben wir uns 
auf erhebliche Steuerrückgän-
ge einzustellen, die vielfach jetzt 
schon zu beobachten sind. Dies 
hängt von den Branchen ab, die 
in der einen oder anderen Kom-
mune dominieren. Diese Steuer-
rückgänge werden Bund, Länder 
und Kommunen treffen.“

Rekordfinanzausgleich

Für Bayerns Kommunen sei 
heuer ein Rekordfinanzausgleich 
vereinbart worden, so Herr-
mann. „Obwohl auch bei uns 
die Steuereinnahmen erheblich 
sinken werden, nehmen wir die 
Krise nicht zum Anlass, Leistun-
gen für die Kommunen zu kür-
zen.“ Finanzminister Albert Füra-
cker habe bereits angekündigt, 
die Auszahlung von FAG-Mitteln 
teilweise zeitlich vorzuziehen. 
„Bereits in den nächsten Wo-
chen werden Zahlungen geleis-
tet, die ansonsten erst im Herbst 
oder Ende des Jahres erfolgen 
würden. Damit soll die Liquidität 
der Kommunen verbessert wer-
den“, hob der Minister hervor.

Grundrechtseingriffe auf ein 
Minimum beschränken

Er stellte in diesem Zusam-
menhang aber auch klar, dass 
etwaige Steuerausfälle der 
Kommunen nicht nach Belie-
ben von Land und Bund über-
nommen werden können. Die-
se Last müssten alle gemeinsam 
tragen. „Wie dies gestaltet wird, 
werden der Finanzminister und 
ich demnächst mit den Spitzen 
der bayerischen Kommunen er-
örtern“, betonte Herrmann und 
ergänzte: „Wir haben den Kom-
munen mehr Spielraum gege-
ben, um weitere Kassenkredite 
aufzunehmen. In vielen Fällen 
wird dieses Prozedere unver-
meidlich sein, wenn die Ausga-
ben steigen und die Einnahmen 

(Fortsetzung von Seite 1)
Laut Bernd Buckenhofer, Ge-

schäftsführer des Bayerischen 
Städtetags, „hat Ulrich Maly 
den Verband in der Öffentlich-
keit geradezu verkörpert. Er 
hat unserem Bayerischen Städ-
tetag wichtige Impulse gege-
ben, hat uns angeregt und wei-
tergebracht: Mit Ideenreichtum 
konnte er prägnante Anregun-
gen geben und im richtigen Mo-
ment die richtigen Fragen stel-
len.“ Mit Leidenschaft und Au-
genmaß habe Maly den Städ-
tetag mit seinen vielfältigen 
Mitgliedern immer auf eine gu-
te Kompromisslinie führen kön-
nen, so Buckenhofer. Vorsitzen-
de des Bayerischen Städtetags 
seien immer auch Hüter der 
Überparteilichkeit und geschick-
te Handwerker beim Schmieden 
von Kompromissen. 

Mit seiner Ironie in Reden, 
mit bildhafter Sprache in Dis-
kussionsbeiträgen, mit Geistes-
gegenwart und Schlagfertigkeit 
habe er immer begeistert. Maly 
verfüge über ein enormes Fak-
tenwissen, auf das immer Ver-
lass gewesen sei. „Und bei al-
ler Theoriebegabung war er zu-
gleich der zupackende Praktiker 
mit Bodenhaftung“, machte der 
Geschäftsführer deutlich.

Dr. Kurt Gribl wurde vom 
Deutschen Städtetag als „prä-
gender Kommunalpolitiker, der 

gleichzeitig geringer ausfallen.“
Was den zeitweilig ungewöhn- 

lichen Ausnahmezustand in Form 
massiver Grundrechtseingriffe 
anbelangt, stellte Herrmann fest: 
„Wir haben zu keinem Zeitpunkt 
unsere Demokratie außer Kraft 
gesetzt. Bürger konnten gegen 
Verordnungen klagen. Einige  
haben Recht bekommen, ande-
re nicht.“ Klar sei, dass Grund-
rechtseingriffe generell immer 
auf ein Minimum beschränkt 
bleiben und beseitigt werden 
müssten, sobald sie nicht mehr 
dringend notwendig sind.

Voll funktionsfähiger 
Rechtsstaat

Da die Versammlungsfreiheit 
und die Religionsfreiheit zeit-
weise stark eingeschränkt wa-
ren, war es Herrmann wichtig, 
besonders diese Bereiche wie-
der zu lockern. „Mit diesem voll 
funktionsfähigen Rechtsstaat 
haben wir es geschafft, die Krise 
zu bewältigen – auch wenn wir 
noch nicht über den Berg sind. 
Wir haben es aber besser ge-
meistert als so mancher autori-
tär geführte Staat“, erklärte der 
Minister hervor und unterstrich: 
„Wir brauchen keine Diktatur 
auf Zeit, wie dies im alten Rom 
vorgesehen war. Wir brauchen 
keine autoritäreren, geschweige 
denn diktatorische Systeme, um 
mit einer solchen Krise fertig zu 
werden. Unser freiheitlich-de-
mokratischer Rechtsstaat hat 
die Probleme bewältigt – mit 
einer für den Grundkurs dieses 
Landes überwältigenden Zu-
stimmung der Bevölkerung.“

Bundestag, Landtag und Kom-
munalparlamente arbeiten. „Da-
rum war es mir auch so wichtig, 
dass die Kommunalwahlen in 
Bayern mit einer im Übrigen hö-
heren Wahlbeteiligung stattge-
funden haben“, erläuterte Herr-
mann. „Ansonsten wäre mögli-
cherweise der Eindruck entstan-
den, man wolle die Demokratie 
pausieren lassen.“

Was den Kernbestand der 
Grundrechte anbelangt, geht 
der Minister davon aus, dass 

diese im Herbst weitestgehend 
gewährleistet sind. Dann stünde 
das Aufzeigen von Perspektiven 
auf der Agenda. Hier müsse die 
Politik glaubwürdige Antworten 
liefern.

Stichwort Maskenpflicht am 
Arbeitsplatz. Hier gibt es nach 
Herrmanns Auskunft „mit Aus-
nahme der Situation im Einzel-
handel“ keine Vorgaben des 
Staates. Den Firmen sei die Ent-
scheidung freigestellt. Glei-
ches gelte für den öffentlichen 
Dienst. Sowohl in Rathäusern 
als auch in Landratsämtern gebe 
es Abteilungen, die oftmals den 
ganzen Tag über keinen Bürger-
kontakt haben, so dass es den 
Mitarbeitern freigestellt sei, ei-
nen Mund- und Nasenschutz zu 
tragen. Von einigen KFZ-Zulas-
sungsstellen wisse er allerdings, 
dass dort zum gegenseitigen 
Schutz große Plexiglasplatten in-
stalliert wurden.

Mehr Schutz für Radfahrer

Mehr Sichtbarkeit und Schutz 
für Radfahrer ist das Kernstück 
der Novelle der Straßenver-
kehrs-Ordnung, die Ende April 
in Kraft trat. So muss etwa künf-
tig beim Überholen von Fußgän-
gern und Radfahrern zwingend 
ein Abstand von eineinhalb Me-
tern, außerorts sogar von zwei 
Metern eingehalten werden. Aus 
Herrmanns Sicht ist dies durch-
aus notwendig. Schließlich stieg 
die Zahl der Rad-Unfälle und der 
verunglückten Radfahrer in den 
vergangenen zehn Jahren je-
weils um gut 40 Prozent.

Daneben sieht die neue StVO 
auch verschärfte Rechtsfolgen 
für Autofahrer vor. Neben hö-
heren Bußgeldern müssen Tem-
posünder auch deutlich früher 
mit einem Fahrverbot rechnen. 
Ein Monat Fahrverbot wird in-
nerorts bereits bei einer Über-
schreitung von 21 km/h ver-
hängt. Außerorts greift das 
Fahrverbot von einem Monat 
ab einer Überschreitung von 26 
km/h. Hier riet der Minister zu 
besonderer Vorsicht und erhöh-
ter Aufmerksamkeit.  DK

Stabile Demokratie auch ...

sich fünf Jahre lang als stellver-
tretender Städtetagspräsident 
engagierte“, gewürdigt. Im Ver-
band habe er sich aus Überzeu-
gung und mit besonderem per-
sönlichen Einsatz für die Inter-
essen der Städte stark gemacht.

Gemeinsame Positionen  
über Parteigrenzen hinweg

„Dr. Kurt Gribl trug im Städ-
tetag durch seine unaufgeregte 
und integrative Art maßgeblich 
dazu bei, gemeinsame Positio-
nen der Städte über Parteigren-
zen hinweg zu finden. Auch nach 
außen brachte er mit Geschick 
und persönlichem Charme kom-
munalen Sachverstand und 
praktische Expertise in viele Ge-
sprächsrunden ein“, hob Städ-
tetagschef Jung mit Blick auf  
Gribls Ausscheiden aus dem 
Amt als Oberbürgermeister und 
aus dem Präsidium des Deut-
schen Städtetages hervor.

Bei der Vertretung städtischer 
Interessen auf Bundesebene ha-
be der CSU-Politiker 2017/2018 
beispielsweise bei den Verhand-
lungen zum Koalitionsvertrag 
mitgewirkt. „Dr. Kurt Gribl hat 
sich um die Solidargemeinschaft 
der Städte verdient gemacht. 
Sein Ziel war immer, der kom-
munalen Ebene Gestaltungs-
spielraum zu sichern“, so Jung 
abschließend.  DK

Würdigung und Dank ...

Ergänzungen zum ORH-Jahresbericht 2020:

Kritik an Umgang mit Haushaltsresten
Wegen der Corona-Krise hatte der Bayerische Oberste Rech-
nungshof (ORH) Ende März lediglich einen knappen Bericht über 
das Prüfungsergebnis für das Haushaltsjahr 2018 vorgelegt. So 
sollte trotz der damaligen akuten Herausforderungen eine zeitge-
rechte Entlastung der Staatsregierung durch den Landtag ermög-
licht werden. Mit einem Ergänzungsband hat der ORH nun auch 
17 Einzelprüfungsergebnisse vorgelegt. 

Deren Feststellungen und 
Würdigungen beziehen sich laut 
ORH-Präsident Christoph Hillen-
brand noch auf die Lage vor der 
Pandemie. Seine Behörde ha-
be bewusst von einer Aktuali-
sierung der Prüfungen abgese-
hen, um den zuständigen obers-
ten Staatsbehörden eine er-
neute Anhörung und den damit 
verbundenen zusätzlichen Auf-
wand zu ersparen.

Finanzpolitisch  
außergewöhnliche Lage

In dieser finanzpolitisch au-
ßergewöhnlichen Lage emp-
fiehlt der ORH mehr denn je, die 
zur Krisenbewältigung erforder-
lichen Haushaltsmittel effizient 
einzusetzen und nicht nur über 
neue Kredite, sondern auch 
durch Umschichtungen und Ein-
sparungen zu finanzieren. Auch 
sollten die bestehenden Einnah-
memöglichkeiten ausgeschöpft 
werden. Dazu werden wieder 
konkrete Hinweise und Empfeh-
lungen gegeben.

So hätte der Landtag zusätz-
liche Gestaltungsmöglichkeiten 
in Millionenhöhe für aktuelle 
Schwerpunkte, wenn das Finanz- 
ministerium Ausgabereste der 
Vorjahre nur noch strikt nach 
den geltenden Vorschriften in 

den folgenden Haushaltsplan 
übertragen würde. 2018 belie-
fen sich die Ausgabereste auf 
7,3 Mrd. Euro, also 10,8 % des 
Gesamtsolls. Seit 2010 haben 
sie sich nahezu verdoppelt – 
für den ORH ein Hinweis, dass 
Haushaltsmittel zumindest frü-
her nicht immer bedarfsgerecht 
veranschlagt wurden. Der Rech-
nungshof empfiehlt, Ausgabe-
reste, wie in anderen Ländern, 
künftig zu kategorisieren, ob sie 
gesetzlich, rechtlich oder sons-
tig gebunden sind. Dies stär-
ke das Budgetrecht des Land-
tags, da er über die Verwendung 
nicht übertragener Mittel im Re-
gelfall neu entscheiden kann.

Gravierende Folgeschäden 
und finanzielle Nachteile

Wie der ORH zudem bemän-
gelt, nehme die staatliche Bau-
verwaltung Bauleistungen oft 
nicht sorgfältig genug oder so-
gar ohne jede nähere Prüfung 
ab. Auch würden Verjährungs-
fristen nicht hinreichend über-
wacht; vor Ablauf der Verjäh-
rung werde zu oft nicht über-
prüft, ob noch Mängel vorlie-
gen. Dem Freistaat drohten 
dadurch gravierende Folgeschä-
den und finanzielle Nachteile. 
Der ORH stellte dies fest, als er 

die Abnahme von knapp 2.000 
Aufträgen im Hoch- und Stra-
ßenbau mit einer Schlussrech-
nungssumme von rund 438 Mio. 
Euro prüfte. Er unterbreitet des-
halb eine Reihe von Vorschlä-
gen, um das Abnahme- und Ge-
währleistungsmanagement zu 
verbessern und empfiehlt dem 
Bauministerium, sich der Sache 
anzunehmen.

Ein weiterer Kritikpunkt: Die 
jährlichen Software- und Lizenz-
kosten der Staatsverwaltung 
sind mittlerweile auf 175 Mio. 
Euro gestiegen. Die Staatsre-
gierung habe keinen Überblick 
über den Einsatz und den Kos-
tenanteil ihrer Softwarelizen-
zen. Dabei hätte der Ministerrat 
schon vor 14 Jahren beschlos-
sen, ein zentrales Softwarever-
trags- und Lizenzmanagement 
einzuführen. Der ORH empfiehlt 
dringend, dies nun endlich um-
zusetzen.

Videokonferenzanlagen 
besser nutzen

In der Staatsverwaltung gibt 
es bei 163 Dienststellen rund 
250 Videokonferenzanlagen. 
Diese wurden laut Oberstem 
Rechnungshof trotz der bishe- 
rigen Behördenverlagerungen 
bis Ende 2018 durchschnittlich 
nur etwa viermal pro Monat 
genutzt. Angesichts der Coro-
na-Pandemie sei eine übergrei-
fende Kommunikationsstrate-
gie, die auch Videokonferenzen 
einbezieht, mehr denn je erfor-
derlich. Durch den verstärkten 
Einsatz von Videokonferenzen 

ließen sich auch Reisekosten 
und -zeiten einsparen sowie 
Umwelt und Klima schonen.

Wie der ORH weiter berich-
tet, verursachen Defizite bei  
der Erstellung und Auswer-
tung von Kontrollmitteilungen 
jährlich Steuerausfallrisiken in 
zweistelliger Millionenhöhe. Be-
reits angesichts von fast 20 % 
nicht mehr auffindbarer Kont-
rollmitteilungen empfiehlt die 
Behörde, bestehende Mängel 
zeitnah zu beseitigen und zu-
dem endlich ein IT-Verfahren 
einzuführen. 

Illegale Beschäftigung im 
Baugewerbe eindämmen

Nicht hinnehmbar ist es für 
den ORH außerdem, dass sich 
die Steuerverwaltung bislang 
nicht ausreichend um den Steu-
erabzug bei Bauleistungen küm-
merte, der illegale Beschäfti-
gung im Baugewerbe eindäm-
men und Steueransprüche si-
chern soll. Die Finanzämter 
können auf Antrag in bestimm-
ten Fällen von der Bauabzug-
steuer freistellen. Vor allem 
dann, wenn sie diese sogenann-
ten Freistellungsbescheinigun-
gen zu Unrecht erteilen oder 
nicht rechtzeitig widerrufen, 
drohten erhebliche Steueraus-
fälle. Allein bei den vom ORH ge-
prüften Finanzämtern betrugen 
die Steuerrückstände in Fällen 
mit Freistellungsbescheinigun-
gen über 60 Mo. Euro.

Fehler bei der Festsetzung 
der Versorgungsbezüge

Nicht durchgreifend verbes-
sert habe sich darüber hinaus 
die Situation bei der Festset-
zung von Versorgungsbezügen. 
Das Finanzministerium habe sei-
ne Zusage, deren Qualität nach-
haltig zu verbessern, nicht ein-
gehalten. Erneut stellte der ORH 
beträchtliche Fehler fest, die 
sich über die Jahre zu Millionen-
beträgen addieren können.

Seit zehn Jahren nicht beach-
tet werde außerdem der Land-
tagsbeschluss zur leistungsbe-
zogenen Förderung nichtstaat-
licher Theater. Derzeit erhalten 
die Theater eine Grundfinanzie-
rung, die aber immerhin über 42 
Mio. Euro pro Jahr ausmacht. 
Jetzt sollten endlich Ziele defi-
niert werden, damit sich bes-
sere Leistung auch lohnt, emp-
fiehlt der ORH.

Zufrieden zeigte sich Präsi-

dent Hillenbrand mit der Reak-
tion der Bayerischen Staatsre-
gierung auf den ersten Teil des 
diesjährigen Berichts, der Be-
denken am geplanten Bayern-
Fonds- und Finanzagentur-Ge-
setz (BayFoG) geltend gemacht 
hatte. „Der Landtag stellt die 
zusätzlichen Mrd. im Haushalt 
jetzt klarer dar, die Übertragung 
von Kernaufgaben ist gesetzlich 
enger gefasst, und nötige Prü-
fungs- und Erhebungsrechte des 
Rechnungshofs sind gesichert. 
Das Parlament hat damit die 
Weichen in Richtung Vertrauen 
und Klarheit gestellt“, bilanzier-
te Hillenbrand. 

20 Mrd. Euro neue Schulden 
und weitere 20 Mrd. Euro Schul-

den für den BayernFonds seien 
eingeplant, um die wirtschaft-
lichen Folgen der Corona-Pan-
demie zu bewältigen, fuhr der 
ORH-Präsident fort. Bayern nut-
ze also die in der Verfassung 
verankerte Notfallklausel, die 
Ausnahmen von der Schulden-
bremse erlaubt. 

Dies präge den bayerischen 
Haushalt voraussichtlich für 
Jahrzehnte. Umso wichtiger sei 
nun Transparenz im Haushalt, 
aber auch, „dass die enormen 
Mittel wirtschaftlich und wirk-
sam eingesetzt werden: zügig 
und zielgenau, ohne Mitnah-
meeffekte, Doppelförderungen 
und mit ausreichender Vorsorge 
gegen Betrug“.  DK

Amtsantritt von 64 Landräten 
und Landrätinnen in Bayern

Der Deutsche Landkreistag hat seine Karte mit den Parteizugehö-
rigkeiten der 294 Landräte und Landrätinnen nach den Kommu-
nalwahlen in 64 von 71 bayerischen Landkreisen aktualisiert. Mit 
dem 1. Mai 2020 starten die gewählten bzw. im Amt bestätigten 
Landräte und Landrätinnen in die neue Amtsperiode. 

Hauptgeschäftsführer Prof. 
Dr. Hans-Günter Henneke da-
zu: „Die Landratswahlen in Bay-
ern vom März sind Grund genug 
für uns, unsere Karte neu auf-
zulegen. Bundesweit betrach-
tet ist es dabei nicht zu signifi-
kanten Verschiebungen gekom-
men: Unverändert stellen CDU 
oder CSU in 167 Landkreisen 
den Landrat bzw. die Landrätin, 
was 57 % entspricht. 62 oder 21 
% der Landkreise werden von 
sozialdemokratischen Haupt-
verwaltungsbeamten geleitet.“

Insgesamt gehören die Land-
rätinnen und Landräte folgen-
den Parteien an: CDU: 114, CSU: 
53, SPD: 62, parteilos: 41, Freie 
Wähler /FW LV Baden-Würt-
temberg: 18, Die Linke: 4, Bünd-
nis 90 / Die Grünen: 2.

Großer Vertrauensbeweis  
für amtierende Landräte

Die mit Spannung erwarte-
ten Landratswahlen in Bayern 
hätten bei landesweit erhöhter 
Wahlbeteiligung zu einem gro-
ßen Vertrauensbeweis für die 
amtierenden Landräte geführt, 
so der DLT-Hauptgeschäftsfüh-
rer. Insgesamt seien 20 Perso-
nen neu ins Amt gekommen, die 
übrigen seien wiedergewählt 
worden. 

Im ersten Wahlgang mit abso-
luter Mehrheit neu gewählt wor-

den seien acht Landräte, die alle 
der CSU angehören. Die Stich-
wahl am 29.3.2020 habe zudem 
unter bundesweit bisher einma-
ligen Bedingungen in der Zeit 
der Corona-Krise stattgefun-
den: Das Bayerische Infektions-
schutzgesetz hatte vorgeschrie-
ben, die Wahlen ausschließlich 
als Briefwahlen durchzuführen. 
Auch bei den Stichwahlen war 
die Wahlbeteiligung außeror-
dentlich hoch.

Frauenanteil leicht gestiegen

„Von den sieben bisherigen 
Amtsinhabern, die in die Stich-
wahl mussten, setzten sich die 
fünf CSU-Kandidaten und ein 
Freier Wähler erneut durch, 
während der den Grünen ange-
hörende Landrat des Landkrei-
ses Miesbach seinem CSU-Her-
ausforderer unterlag, sodass es 
in Bayern künftig nur noch ei-
nen Landrat gibt, der den Grü-
nen angehört, nämlich im Land-
kreis Miltenberg.“ Insgesamt 
seien zwölf neue Landräte in 
den Stichwahlen gewählt wor-
den, von denen sieben der CSU 
und fünf den Freien Wählern an-
gehören.

Der Frauenanteil konnte auf-
grund der Stichwahlen von bis-
her fünf auf sieben und damit 
bundesweit auf 30 gesteigert 
werden. „Damit ist zumindest 
die 10-Prozent-Marke in Bayern 
fast erreicht und im Bundesge-
biet sogar leicht überschritten“, 
so Henneke.  r

Zusätzliche Hilfen  
für den Arbeitsmarkt

Bayern setzt bei der Bewälti-
gung der Corona bedingten He-
rausforderungen für den Ar-
beitsmarkt neben bayerischen 
Finanzhilfen verstärkt auf den 
Europäischen Sozialfonds (ESF). 
Anlässlich des Europatags wies 
Bayerns Arbeitsministerin Ca-
rolina Trautner darauf hin, dass 
Europa sehr gut dabei unter-
stützen kann, den bayerischen 
Arbeitsmarkt wieder anzukur-
beln: „Wir werden dieses und 
nächstes Jahr insgesamt 85 Mil-
lionen Euro ESF-Mittel für Quali-
fizierung und Ausbildung inves-
tieren. Die Europäische Union 
hat die Rahmenbedingungen für 
den Einsatz der europäischen 
Gelder verbessert und erweiter-
te Fördermöglichkeiten zur Be-
wältigung der Corona-Auswir-
kungen geschaffen. Damit wer-
den wir Unternehmen und Be-
schäftigte in Bayern von den 
Kosten für Aus- und Weiterbil-
dung erheblich entlasten. Die 
erweiterten Förderbedingun-
gen bringen mehr Flexibilität 
für zukunftsfähige Arbeits- und 
Ausbildungsplätze. Das ist ge-
nau das, was der Arbeitsmarkt 
in diesen außergewöhnlichen 
Zeiten braucht.“  r
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Unsere Region hat alles, was man sich wünscht:
eine herrliche Natur, viel Kultur und Sport. Als Energieversorger 
vor Ort engagieren wir uns mit voller Kraft – für die regionale 
Energiewende und dafür, dass es hier so schön bleibt.

www.hallo-energiewende.de

Damit das
schöne Leben hier
zu Hause bleibt.
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eine herrliche Natur, viel Kultur und Sport. Als Energieversorger 
vor Ort engagieren wir uns mit voller Kraft – für die regionale 
Energiewende und dafür, dass es hier so schön bleibt.

www.hallo-energiewende.de

Damit das
schöne Leben hier
zu Hause bleibt.

Wir kümmern uns –

auch jetzt

Die regionale  
Energiewende im Blick

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft stellt sich vor
Jetzt beginnt sie – die neue Amtsperiode. Auf alle Kommunalver-
treter stürmt derzeit vieles zu – besonders die Corona-Pandemie 
macht die Arbeit zu einer Herausforderung. 

Um eines müssen sich die 
Kommunen keine Sorgen ma-
chen: die Energieversorgung 
durch die N-ERGIE Aktienge-
sellschaft. Denn das regionale 
Unternehmen kümmert sich – 
auch jetzt. 

Über 100 Jahre  
Stromversorgung 

Vor 100 Jahren schlossen 
das Fränkisches Überlandwerk 
(FÜW) und die EWAG viele Kom-
munen und die Stadt Nürnberg 
an das öffentliche Stromnetz an. 
Im Jahr 2000 entstand aus den 
beiden Traditionsunternehmen 
einer der ganz großen kommu-
nalen Energieversorger: Die 
N-ERGIE. 

Netzbetreiber mit  
Verantwortung:  
Hohe Investitionen  
in Versorgungssicherheit

Für den Betrieb ihrer Strom- 
und Gasnetze ist das Tochter- 
unternehmen N-ERGIE Netz 
GmbH verantwortlich. Durch 
hohe Investitionen – allein rund 
100 Mio. Euro in das Strom-
netz – erreicht die N-ERGIE eine 
im Deutschlandvergleich über-
durchschnittliche Versorgungs-
sicherheit. 

Regionale Energiewende:  
Die N-ERGIE geht  
mit gutem Beispiel voran

Bereits über 52.000 dezen-

trale Erzeuger speisen aktuell 
in das Verteilnetz der N-ERGIE 
Netz GmbH ein. Außerdem be-
treibt die N-ERGIE derzeit 33 
Anlagen, die Strom aus Son-
ne, Wind und Biomasse erzeu-
gen. Positiver Nebeneffekt: 
Wenn Strom dort erzeugt wird, 
wo man ihn braucht, sinkt der  
Bedarf an Höchstspannungslei- 
tungen. 

Neue Mobilität für das Klima

Ein besonderes Anliegen ist 
dem Regionalversorger der Auf- 
bau einer flächendeckenden 
Ladeinfrastruktur. An den 520 
öffentlichen Ladesäulen im La-
deverbund+, dessen Grün-
dungsmitglied die N-ERGIE ist, 
laden E-Mobilisten ausschließ-
lich Ökostrom. 

Innovative Lösungen  
für Kommunen

In den Kommunen laufen vie-
le Fäden zusammen, was Ge-
bäude, Verkehr, Energiewirt-
schaft, Industrie und Landwirt-
schaft angeht. Gemeinsam mit 
den Kommunen entwickelt 
die N-ERGIE Lösungen in den  
Bereichen Heizen und Nahwär-
me, Straßenbeleuchtung oder 
der Versorgung mit Erdgas.  
Außerdem ist die N-ERGIE zu-
verlässiger Partner, wenn es um 
Betriebsführungen geht – von 
der technischen Betriebsfüh-
rung für kleinere Netzbetrei-
ber bis zum Komplettpaket wie  
bei der Wassergewinnungsanla-

Claudia Jordan von der N-ERGIE Schulinformation organisiert mit Schulklassen regelmäßig Graffiti- 
Workshops in den Schulen im Netzgebiet.  Quelle: N-ERGIE

Emissionsfreie Mobilität spielt bei der Energiewende eine zentrale 
Rolle. Bild: David Häuser

ge der Gemeinde Simmelsdorf.  
Ein großes Thema ist auch das 

virtuelle Kraftwerk der N-ERGIE, 
das vor allem Landwirten dabei 
hilft, ihre Blockheizkraftwer-
ke so zu steuern, dass sie opti- 
male Erlöse für ihren Ökostrom 
erzielen. In Zukunft könnten 
auch große Kraftwerke, eine 
PV-Anlage oder die Batterien 
von Elektrofahrzeugen mit dem 
virtuellen Kraftwerk verbunden 
werden.

Persönliche Beratung  
und individueller Kontakt

Die N-ERGIE schätzt den Aus-
tausch mit den Kommunen und 
stellt jeder Kommune eine/n 
persönliche/n Ansprechpartner 
/in zur Seite. Darüber hinaus 
bietet sie „Kommunale Ener-
giegespräche“, Info-Veranstal-
tungen für Netzbetreiber und 
kommunale Verwaltungen oder 
Schulungen sowie Veranstaltun-
gen für die Feuerwehren in der 
Region.

Engagement in  
und für die Region

Als Sponsor oder mit ihrer 
Spendenaktion „N-ERGIE für 
junge Menschen“ unterstützt 
die N-ERGIE die Menschen 
und das gesellschaftliche En-
gagement vor Ort. Auf der 
N-ERGIE Crowd können Verei-
ne und andere gemeinnützige 
Organisationen Geld sammeln 
und werden dabei finanziell 

von der N-ERGIE unterstützt.
Kinder und Jugendliche er-

halten mit den Aktionen der  
N-ERGIE Schulinformation Ein-
blicke in viele Energie- und Um-
weltthemen. Spaß für Groß und 
Klein gibt es bei der N-ERGIE  
Kinotour, die seit 2005 jeden 
Sommer durch die Region zieht. 
Und das für einen guten Zweck: 
Die Eintrittsgelder kommen Ein-
richtungen in der jeweiligen 
Kommune zugute.  r

Die Region versorgt sich zunehmend selbst mit Strom. Vielerorts 
sorgen insektenfreundliche Pflanzenmischungen und Insekten-
hotels für ein biodiverses Umfeld. Quelle: N-ERGIE

AdvertorialAdvertorial

BMBF startet Ideenwettbewerb  
für Soziale Innovationen

Karliczek: Wir brauchen neue Ideen für unser gesellschaftliches Miteinander
Menschen mussten sich im Laufe der Geschichte permanent neu-
en Gegebenheiten anpassen – sozialen wie ökonomischen. Die-
se Anpassung erfolgt im Zuge Sozialer Innovationen. Es entste-
hen neue Modelle oder Kooperationsformen, die einen Beitrag 
zur Lösung der gesellschaftlichen Herausforderungen leisten. Ein 
allen sehr vertrautes Beispiel für eine Soziale Innovation ist der 
Kindergarten. Die Herausforderung war hier: Eltern müssen ar-
beiten, kleine Kinder brauchen Betreuung. Gegenwärtig stellt die 
Corona-Pandemie das gesellschaftliche Leben vor solche neuen 
und erheblichen Herausforderungen. Dafür können Soziale Inno-
vationen Lösungen bieten, indem sie das gesellschaftliche Mitei-
nander neugestalten.

Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
fördert die Entwicklung Sozialer 
Innovationen und hat dafür den 
Wettbewerb „Gesellschaft der 
Ideen – Wettbewerb für Soziale 
Innovationen“ gestartet. 

Zum Beginn erklärte Bundes-
forschungsministerin Anja Kar-
liczek: „Wir Menschen haben ein 
natürliches Bedürfnis nach Sozia- 
len Innovationen und wir wis-
sen: Es gibt viele gute Ideen, wie 
unser gesellschaftliches Mitein-
ander noch verbessert werden 
kann. Es gibt kreative Lösungen, 
es gibt neue Wege. Das zeigen 
uns vielfältige Beispiele im Um-
gang mit kleinen und großen 
Herausforderungen der Coro-
na-Pandemie. Wir wissen aber 
auch, dass es oft an Zutrauen, 
Zeit, Unterstützung oder Part-
nern mangelt, um kluge Ideen 
umzusetzen. Mein Haus möch-
te deshalb dazu beitragen, gute 
Ideen zu verwirklichen.

Die Bedeutung Sozialer Inno-
vationen zeigt sich gerade in Kri-
senzeiten wie der gegenwärti-
gen Pandemie besonders deut-
lich. Denn diese Zeiten konfron-
tieren uns von jetzt auf gleich 
sehr unvermittelt mit ungeplan-
ten Änderungen. Wichtige Be-
reiche unseres Alltags und Mit-
einanders funktionieren plötz-
lich nicht mehr so, wie zuvor 
und brauchen neue Ansätze. 
Dafür gibt es in unserer Gesell-

schaft ein großes Potenzial und 
es freut mich zu sehen, wie sich 
Bürgerinnen und Bürger gerade 
neu vernetzen.“

Gesellschaft der Ideen

Im Rahmen des Wettbe-
werbs „Gesellschaft der Ideen“ 
ruft das BMBF Bürgerinnen und 
Bürger, Institutionen, Verbän-
de, Vereine, Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler, Un-
ternehmen und viele mehr da-
zu auf, ihre Ideen für Soziale In-
novationen einzureichen. Dies 
ist bis zum 30. Juni unter gesell-
schaft-der-ideen.de möglich.

Erfahrene Coaches, die bei 
der Umsetzung der Projekte be-
raten und unterstützen, ergän-
zen die finanzielle Förderung 
der Wettbewerbsteilnehmen-
den durch das BMBF. Die För-
derung im Rahmen der „Gesell-
schaft der Ideen“ ist somit lang-
fristig ausgerichtet und trägt zur 
nachhaltigen Etablierung der In-
novationen bei.

Hintergrund

Mit dem Wettbewerb „Ge-
sellschaft der Ideen“ möchte 
das BMBF die Entwicklung von 
Sozialen Innovationen fördern, 
die zur Lösung von gesellschaft-
lichen Herausforderungen bei-
tragen können. Der Ideenwett-
bewerb stellt dabei die erste 

von drei Phasen des Wettbe-
werbs dar. Nach Ablauf der Ein-
reichungsfrist am 30. Juni 2020 
haben interessierte Bürgerin-
nen und Bürger die Gelegenheit, 
die Ideen im Hinblick auf ihre ge-
sellschaftliche Bedeutung zu be-
werten und ihre Favoriten zu 
benennen. Die besten 30 Pro-
jekt-Ideen werden in der folgen-
den Runde zu Konzepten weiter-
entwickelt. Anschließend wer-
den die Konzepte mit wissen-
schaftlichen Partnern erprobt. 
Ziel des Wettbewerbs ist es, 
ca. fünf praxistaugliche Lösun-
gen für konkrete gesellschaftli-
che Herausforderungen unse-
rer Zeit zu finden. Für die Um-
setzung dieser Lösungen ist ei-
ne Anschlussfinanzierung durch 
das BMBF geplant.

Soziale Innovationen

Soziale Innovationen sind 
neue Praktiken und Organisati-
onsmodelle, die gesellschaftliche 
Herausforderungen nachhaltig 
lösen. Soziale Innovationen ver-
ändern das gesellschaftliche Mit-
einander. Das „Soziale“ der Sozi-
alen Innovationen bezieht sich 
wie bei den Begriffen „Social 
Media“ und „Soziale Netzwerke“ 
auf zwischenmenschliche Inter-
aktionen. Folglich kommen So-
ziale Innovationen in allen Berei-
chen des Lebens vor. Sie sind ins-
besondere nicht auf den Sozial-
bereich beschränkt.

Soziale Innovationen können 
sich in neuen Produkten oder 
Dienstleistungen sowie in neu-
en Arbeits- und Produktionspro-
zessen oder Kooperationsfor-
men zeigen. Sie können gewinn- 
orientiert sein, müssen dies 
aber nicht; sie können techno-
logieinduziert sein, können aber 
auch unabhängig von Technolo-
gien entstehen. r
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Zieht endlich die Reißleine!
Vor 30 Jahren wurde in Würzburg die bayernweit erste Umweltstation gegründet

In der Krise entdecken viele Menschen plötzlich ihre Passion für die 
Natur. Nachdem so vieles flachfällt, etwa Kneipen, Kino und Theater 
tabu sind, kann ein Vogelkonzert im Wald eine kleine, beglückende 
„Sensation“ sein. Das macht Anja Knieper, Leiterin der Würzburger 
Umweltstation, Hoffnung, dass das Umwelt- und Naturbewusstsein 
wächst. Und damit womöglich auch die Bereitschaft, künftig anders 
zu leben. Mehr im Einklang mit der Natur. Weniger verschwenderisch.

Naturgemäßer zu leben, den-
ken viele Menschen, verlangt per-
sönliche Opfer. Doch genau das ist 
für Anja Knieper die falsche Ein-
stellung: „Weniger zu konsumie-
ren, bedeutet nicht zwangsläufig 
Verzicht.“ Wie Menschen dazu ge-
bracht werden können, in genuss-
voller Weise Teil der ökologischen 
Transformation zu werden, dazu 
wird in der Umweltstation gera-
de schwerpunktmäßig gearbeitet. 
Die Einrichtung selbst kann heu-
er 30-jähriges Jubiläum feiern. Sie 
gilt als älteste Umweltstation in 
Bayern. In den letzten 30 Jahren 
zog sie immer weitere Kreise. Zu 
Veranstaltungen wie der „Wild-
obstbörse“ kommen Menschen 
von weither – auch aus dem Main-
Tauber-Kreis.

Wie stark das Thema „Öko“ 
boomt, hängt unter anderem von 
der Quote der Arbeitslosen und 
der sozialen Lage der Menschen 
ab. Das, sagt Anja Knieper. lässt 
sich über die letzten drei Jahr-
zehnte hinweg gut beobachten. 
„Als wir vor 30 Jahren angefan-

gen haben, gab es einen Run auf 
das Thema ‚Abfalltrennung‘“, er-
innert sie sich. Der Gedanke, dass 
Müll ein Wertstoff ist und recycelt 
gehört, griff um sich. Kurz nach 
dem Start der Einrichtung kam die 
Wende: „Die sozialen Probleme 
stiegen.“ Der Umweltstation be-
scherten die Krisenjahre zwischen 
1990 und 1992 in puncto Nachfra-
ge eine Talfahrt. In jüngster Zeit 
war „Öko“ wieder total angesagt: 
„Dank Fridays for Future.“

Den meisten wurde klar, dass 
der Klimawandel sehr ernst zu neh-
men ist. Dieses Bewusstsein, be-
fürchtet Anja Knieper, könnte kri-
senbedingt nun wieder schrump-
fen. Denn wer jetzt in Kurzarbeit 
ist oder gar gekündigt wurde, hat 
andere Sorgen. Gleichzeitig meh-
ren sich die Stimmen, die darauf 
hinweisen, dass die Schäden an 
den Ökosystemen das Risiko von 
Krankheitsausbrüchen bis hin zu 
Pandemien steigern. Aus diesem 
Grund forderte Bundesumwelt-
ministerin Svenja Schulze kürzlich 
auch verpflichtende internationa-

le Bestimmungen zum Schutz un-
serer Lebensgrundlagen.

Auch Knieper plädiert dafür, 
endlich die Reißleine zu ziehen und 
der Zerstörung von Umwelt, Natur 
und Klima Einhalt zu gebieten. Von 
der vermeintlich positiven Ent-
wicklung während des Shutdowns, 
warnt sie, dürfe man sich nicht 
blenden lassen. „Die Medien kom-
munizieren, dass der CO2-Ausstoß 
deutlich heruntergegangen ist, 
was etwas oberflächlich denken-
de Menschen im Moment beruhi-
gen mag“, so die engagierte Um-
weltschützerin. Doch das sei eine 
falsche Beruhigung: „Die Produkti-
on und der Verkehr werden wieder 
anlaufen, wir werden alles wieder 
dick hereinholen.“

Wege zur  
Transformation entwickeln

Wege zur Transformation zu ent-
wickeln, war in jüngster Zeit The-
ma vieler Meetings in der Umwelt-
station. Vor allem zwei Arbeitskrei-
se, die sich in der Öko-Bildungs-
stätte der Stadt Würzburg treffen, 
arbeiten hierzu intensiv. Das ist 
zum einen der „Arbeitskreis Kon-
sum“, zum anderen ein Arbeits-
kreis, in dem sich Schulpsycholo-
gen und Leiter von Gymnasien mit 
Jugendlichen austauschen. Hierbei 
arbeitet die Umweltstation mit der 
Initiative „europafels“ zusammen. 
Ziel ist es, Schülern die Idee der 
gesellschaftlichen Transformation 
nahe zu bringen. Die hier entwi-
ckelten Lerneinheiten sollen Schu-
len aus der ganzen Region zur Ver-
fügung gestellt werden.

Spätestens im September, hofft 
Knieper, wird die Umweltstation 
wieder Veranstaltungen anbie-
ten können. Geplant ist für den 

Die Würzburger Umweltstation geht in ihrem Kern auf das Jahr 
1990 zurück. Bild: Pat Christ

26. September unter anderem die 
2. Wildobstbörse, die erstmals in 
und an der Umweltstation statt-
finden soll. Hierbei werden Pro-
dukte rund um heimische Wild-
obstarten vorgestellt, unter ande-
rem Brände, Säfte, Marmeladen 
und Schreibutensilien. An Info-
ständen und bei Fachvorträgen 
wird über Wildobst informiert. 
Noch ist auch ein Tierschutzfes-
tival in Planung. Es soll am 8. Au-
gust stattfinden. Ob dies reali-
sierbar ist, kann noch nicht abge-
schätzt werden. Knieper: „Aber 
wir organisieren erst mal weiter, 
da es einfacher ist, abzusagen, als 
plötzlich neu zu planen.“

Ging es vor 30 Jahren noch in 
erster Linie darum, einzelnen Bür-
gerinnen und Bürgern die „Basics“ 
des Umgangs mit Abfall beizubrin-
gen und in allen Fragen zum The-
ma Müll zu beraten, steht heu-
te die Arbeit mit Bündnissen und 
Einrichtungen im Fokus. Die Um-
weltstation kooperiert mit vielen 
ökologisch und transformativ aus-
gerichteten Initiativen aus der Re-
gion, aber auch mit konventionel-
len Institutionen. Für Anja Knieper 
ist zum Beispiel die Arbeit mit Se-
nioren wichtig. So wurde unlängst 
in einem nahegelegenen Senio-
renheim eine „Umweltgruppe“ 
gegründet, an der zwölf Bewoh-
ner teilnehmen. Fünf Treffen fan-
den bisher statt.

Gerade Senioren können viele 
nützliche Tipps zur Reduzierung 
des Konsums geben. Wuchsen 
sie doch in einer Zeit auf, in der 
es nicht so viele Waren gab. Ge-
schweige denn, dass man das 
Geld gehabt hätte, Wegwerf-
produkte wie „Fast Fashion“ 
zu kaufen: War etwas gerissen, 
wurde es geflickt. Anja Knieper 
wünscht sich diese Zeit in gewis-
ser Weise zurück. Man hatte da-
mals zwar weniger. War jedoch 
mit dem Wenigen oft sehr zu-
frieden. Pat Christ

Staatsminister Glauber: 

Umweltstationen in  
Corona-Pandemie gesichert
Verbesserte Förderung für Naturschutzmaßnahmen beschlossen

Bayern verbessert die Fördermöglichkeiten im Umweltbereich. 
Insbesondere werden durch eine einmalige Umgestaltung der 
Förderung im Jahr 2020 die von der Corona-Pandemie massiv be-
troffenen staatlich anerkannten Umweltstationen gesichert. 

Umweltminister Thorsten Glau- 
ber betonte dazu: „Der Freistaat 
ist ein verlässlicher Partner für 
die Träger der Umweltbildung. 
Wir wollen die Umweltstatio-
nen in Bayern in dieser schwieri-
gen Zeit bestmöglich unterstüt-
zen. Sie leisten wichtige Arbeit 
und sind ein Schlüssel für eine 
zukunftsfähige Gesellschaft. Die 
hochwertigen flächendeckenden  
Angebote sollen unbedingt er-
halten bleiben, auch wenn auf 
absehbare Zeit keine Veranstal-
tungen stattfinden können. Wir 
lassen niemanden allein und un-
terstützen unbürokratisch. Da-
mit schaffen wir frühzeitig Pla-
nungssicherheit bei den Bil-
dungsträgern und federn finanzi-
elle Belastungen ab.“

Zuwendungen im maximal 
fünfstelligen Bereich

Zahlreiche für dieses Jahr ge-
plante Projekte der Umweltsta-
tionen, deren Förderung durch 
den Freistaat bereits beantragt 
oder bewilligt wurde, fallen we-
gen der Corona-Pandemie kom-
plett oder teilweise aus. Norma-
lerweise wäre in diesen Fällen 
eine Förderung nicht möglich, 
was für die Umweltstationen ei-
ne existenzielle Härte bedeu-
ten würde. Um das Fortbeste-
hen der Umweltstationen zu si-
chern, werden die erwarteten 
Zuwendungen deshalb trotzdem 
zur Verfügung gestellt – und das 
möglichst schnell. Die Beträge 
bewegen sich jeweils maximal 
im fünfstelligen Bereich. 

Glauber: „Das Geld fließt nach 
Antrag der Umweltstationen 
umgehend und in voller Höhe. 
Damit können die Umweltstatio-
nen Engpässe überbrücken, Per-
spektiven für die Zeit nach Co-
rona entwickeln und alternati-
ve Angebote aufbauen, zum Bei-
spiel im Online-Bereich.“

Jedes Jahr werden im Bereich 
der Umweltbildung in Bayern 
rund 35.000 Veranstaltungen 
zu Themen wie Klimaschutz, 

Artenvielfalt, nachhaltige Le-
bensstile und sauberes Wasser 
durchgeführt. Damit werden fast 
900.000 Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene erreicht. In Bayern 
gibt es aktuell 58 staatlich aner-
kannte Umweltstationen.

Daneben wird – unabhängig  
von der Corona-Pandemie – wie 
geplant die finanzielle Ausstat-
tung von Naturparken sowie ver-
schiedenen Naturschutzmaßnah- 
men grundlegend verbessert. 
Mit den gerade aktualisierten 
Landschaftspflege- und Natur-
park-Richtlinien können Ver- 
bände, Kommunen und Land-
wirte jetzt neue Projekte um-
setzen.

Staatsminister Glauber: „Die 
Corona-Pandemie ist die größ-
te Herausforderung der Gegen-
wart. Dabei verlieren wir aber 
die vielen anderen Projekte, 
die für die Zukunft unserer Ge-
sellschaft so wichtig sind, nicht 
aus den Augen. Maßnahmen 
und Projekte für Moore, Natur-
parke, ökologisch wertvolle Flä-
chen in Städten oder Streuobst-
wiesen werden ab sofort mit bis 
zu 90 Prozent der Kosten unter-
stützt.“

Konkreter Klimaschutz 
vor Ort

Für die Renaturierung von 
Mooren – und damit konkretem 
Klimaschutz vor Ort – stehen zu-
sätzlich 16 Millionen Euro zur 
Verfügung. Der Fördertopf für 
blütenreiche Streuobstwiesen, 
kommunale Projekte zur Biodi-
versität sowie Maßnahmen in 
den 19 bayerischen Naturpar-
ken ist mit 15 Millionen Euro 
verstärkt worden. In den Natur-
parken fördert das Umweltmi-
nisterium nun auch die Errich-
tung und den Betrieb von Natur-
parkzentren. Der Neubau eines 
Naturparkzentrums wird mit bis 
zu 2 Millionen Euro, der laufen-
de Betrieb dieser Einrichtungen 
mit bis zu 200.000 Euro jährlich 
unterstützt. r

Erfolgreiches  
Kulturlandschaftsprogramm
Das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) ist bei den bay-
erischen Landwirten weiterhin sehr beliebt. Wie Landwirtschaftsmi-
nisterin Michaela Kaniber in München mitteilte, sind die Landwirte 
heuer fast 103.000 Neu- oder Anschlussverpflichtungen für das um-
fangreichste Agrarumweltprogramm Deutschlands eingegangen. Ge-
rade die im Zuge des Volksbegehrens noch attraktiver gestalteten oder 
erstmals neu aufgelegten Maßnahmen zur Steigerung der Biodiversi-
tät stießen auf rege Nachfrage bei den mehr als 43.000 Antragstellern. 

„Das zeigt uns, dass wir mit  
unserer breiten Angebotspalette 
an Umweltmaßnahmen auf dem 
richtigen Weg sind“, sagte die 
Ministerin. Die Landwirte hätten 
bewiesen, dass sie bereit sind, 
auf freiwilliger Basis für den Er-
halt der Artenvielfalt einzutreten 
und auf breiter Fläche umwelt-
schonende Landbewirtschaftung 
zu betreiben. 

Mehr als die Hälfte der für fünf 
Jahre neu eingegangenen Ver-
pflichtungen haben den Schwer-
punkt „Verbesserung des Arten-
schutzes“. Ein knappes Drittel der 
Neuverpflichtungen entfällt auf 
Maßnahmen zum Klima-, sowie 
Boden- und Gewässerschutz. Die 
zahlenmäßig am stärksten nach-
gefragten Maßnahmen der fünf-
jährigen Neuverpflichtungen sind 
die mehrjährigen Blühflächen, ge-
folgt von Gewässer- und Erosions-
schutzstreifen sowie der extensi-
ven Grünlandnutzung mit Schnitt-
zeitpunktauflage. 

Mit einem Plus von 45 Pro-
zent hatten die einjährigen Blüh-
flächen die stärkste Steigerungs-
rate unter den Neuverpflichtun-
gen. Die 425 Antragsteller, die 
sich im KULAP in diesem Jahr für 
die Umstellung ihres Betriebs 
auf ökologische Bewirtschaftung 
entschieden haben, entsprechen 
einem Plus von knapp fünf Pro-
zent. 

Bislang werden bereits mehr als 
eine Million Hektar – also etwa 
ein Drittel der gesamten landwirt-
schaftlich genutzten Fläche in Bay-
ern – nach den Vorgaben der frei-
willig eingegangenen KULAP-Ver-
pflichtungen bewirtschaftet. Der 

genaue Flächenumfang der neuen 
Verpflichtungen steht nach Ende 
der Mehrfachantragstellung (15. 
Mai) fest. 

Noch bis zum 30. Juni 2020 kön-
nen im Rahmen des KULAP Anträ-
ge für die Erneuerung von He-
cken und Feldgehölzen (bei den 
Ämtern für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten) sowie für die 
regional bedeutsame Maßnahme 
„Wiederaufbau von Steinmauern 
in Weinbausteillagen“ (bei der 
Landesanstalt für Weinbau und 
Gartenbau) eingereicht werden.

Die Tierwohlmaßnahme „Som-
merweidehaltung“ kann im Rah-
men der aktuell stattfindenden 
Mehrfachantragstellung noch bis 
Mitte Mai beantragt werden. r

Abfallwirtschaftsbetrieb München: 

Nachhaltige Erden am Erdenwerk Freimann
Auf dem Erdenwerk am Entsorgungspark Freimann bietet der AWM  
ein umfangreiches Erden-Sortiment an – regional und nachhaltig.

Kristina Frank, Kommunalrefe- 
rentin und 1. Werkleiterin des 
AWM: „Wer gerne nachhaltig gar-
telt und pflanzt, dem empfehle ich 
die Münchner Erden des AWM. 
Mit dem Kauf leistet man einen 
Beitrag zum Umweltschutz, denn 
aus Münchner Bioabfällen wer-
den wertvolle Erden produziert, 
wodurch ein geschlossener Ver-
wertungskreislauf entsteht. So ge-
winnt der AWM aus regionalen Ab-
fällen nicht nur Energie, sondern 
mit dem Kompost auch ein neues, 
wiederverwendbares Produkt.“

Zunächst entsteht aus den Bio-
abfällen in einer Vergärungsanla-

ge Biogas, das in Strom umgewan-
delt wird und pro Jahr bis zu 1.500 
Münchner Haushalte mit Elektri-
zität versorgt. In einem zweiten 
Schritt kompostiert der AWM die 
Gärreste. Der so gewonnene Kom-
post in Biolandqualität wird entwe-
der direkt verkauft oder dient als 
Grundstoff für zahlreiche Erden. 

Am Erdenwerk finden Land-
schafts- und Hobbygärtner eine 
breite Produktpalette: vom Kom-
post bis zur torffreien Bio-Erde, 
von der Pflanzerde bis zur Blumen- 
erde, beide stark torfreduziert. 
Zusätzlich bietet der AWM Rin-
denhumus, Rindenmulch, Horn-

späne, Rasendünger und Spezi-
aldünger an. Einige Sorten, wie 
zum Beispiel Pflanzerde, Bio-Er-
de torffrei, Kompost und Rasener-
de, gibt es zu günstigeren Preisen 
auch als lose Ware zum Selbstab-
füllen. Damit spart man Plastik-
verpackung und Geld. Großabneh-
mer können ihre Erden mit dem 
Anhänger abholen und von inter-
essanten Mengenrabatten profi-
tieren. Ist der Anhänger ohne Pla-
nengestell, kann er komfortabel 
mit dem Radlader befüllt werden.

Das AWM-Personal berät ger-
ne ausführlich. Bis 22. Mai erhal-
ten Kundinnen und Kunden au-
ßerdem bei einem Mindestein-
kauf von 15 Euro einen kleinen Ei-
mer mit Dünger geschenkt. r

Alttextilbranche 
im Überlebenskampf

Die Maßnahmen zur Reduktion der Verbreitungsgeschwindigkeit 
der COVID-19-Epidemie fordern stündliche neue und flexible An-
passungen von Systemabläufen und Wirtschaftsvereinbarungen. In 
diesen schwierigen Zeiten bauen die Alttextilunternehmen auf ei-
nen engen lösungsorientierten Dialog mit ihren Vertragspartnern.

Die Mitglieder des bvse-Fach-
verbandsvorstandes Textilrecyc- 
ling schlagen Alarm, denn die 
wirtschaftliche Ausgangssituation 
für Alttextilunternehmen spitzt 
sich täglich weiter zu.

„Immer mehr Sortieranlagen 
beantragen aufgrund der Coro-
na-Krise Kurzarbeit oder schließen 
die Betriebe aufgrund von Qua-
rantäne-Maßnahmen komplett“, 
beschreibt der bvse-Vizepräsident 
und Vorsitzende des bvse-Fach-
verbands Textilrecycling, Martin 
Wittmann, die aktuelle Lage.

Die in Deutschland gesammel-
ten Altkleidermengen gehen wäh-
renddessen mit zunehmendem 
„Social-Distancing“, bereits beste-
hender oder noch zu erwarten-
der Ausgangsbeschränkungen und 
einhergehenden Schließungen von 
Sammelstellen und Wertstoffhö-
fen in vielen Regionen stark zurück.

„Auf der Absatzseite sieht es 
noch düsterer aus. Mittlerweile  
verhindern weltweit angeordnete 
Maßnahmen, wie Ausgangssper-
ren und Versammlungsverbote, die 
Möglichkeiten, überhaupt noch Er-
löse zu erzielen. So müssen auf-
grund behördlicher Anordnungen 
überall, auch in Osteuropa, Se-
condhand-Läden schließen. Damit 
versiegt die Nachfrage nach Alt-
kleidern nahezu komplett.

Auch die afrikanischen Märkte 
leiden, angesichts knapper Geld-
mittel der einheimischen Verbrau-
cher, am entsprechenden Nach-
fragemangel. So sind die für den 
Absatz der sortierten Ware not-
wendigen Märkte seit Mitte März 
2020 global zusammengebro-
chen. Eine Vermarktung von trag-
barer Second-Hand-Kleidung, aber 
auch von Produkten im Bereich 
des Recyclings und Putzlappen-
segmentes, ist aktuell weltweit 
nicht möglich. Somit gibt es derzeit 
keinerlei Perspektiven der Erlös- 
erzielung im Endkundenbereich. 
Da die Transitzeit eines Alttextil-
stückes von der Erfassung über 
die Sortierung bis hin zur Endver-
marktung in einem der weltweiten 
Märkte bis zu vier Monaten dauen 
kann, wird diese Situation sicher-

lich ebenso lange dauern, da eine 
positive Änderung der derzeitigen 
Pandemie-Gesamtlage nicht vor-
ausgesetzt werden kann.

Den in Deutschland tätigen Ent-
sorgern der Alttextilbranche geht 
es daher derzeit nur noch darum, 
die betrieblichen Strukturen auf-
recht zu erhalten, um zu späterer 
Zeit Möglichkeiten zu finden, die 
bisherigen Vereinbarungen erfül-
len zu können.

„Was wir jetzt dringend brau-
chen, sind gemeinsame, faire und 
wirtschaftsverträgliche Lösungen  
mit all unseren Vertragspartnern, 
damit beide Seiten diese Krise 
überstehen können. Die Situation 
auf vielen kommunalen, karitati-
ven und oder privaten Plätzen sieht 
derzeit so aus, dass wir die Dienst-
leistung der Abfallsammlung und 
-verwertung zu hohen Kosten auf-
rechterhalten, aber aktuell nicht 
wissen, ob wir aufgrund der hö-
heren Gewalt dafür auch entlohnt 
werden“, erklärte Wittmann.

Vereinbarungen mit Kommunen

Erste Unternehmen der Bran-
che haben daher schon Überein-
kommen mit Kommunen geschlos-
sen. Im Gegenzug für eine vorläu-
fige Aussetzung der Zahlungsver-
pflichtungen für die Miete von 
Containerplätzen oder übernom-
mene Sammelware wollen die pri-
vaten Unternehmen, trotz eigener 
Personalengpässe und erschwer-
ten Bedingungen, alles dafür tun, 
um sicherzustellen, dass die Ver-
wertung der Altkleider und Säube-
rung der Sammelplätze im Interes-
se des Allgemeinwohls weiterhin 
gewährleistet bleibt.

„Gleichzeitig möchten wir an 
alle Beteiligten appellieren, dass 
man bei krisenbedingten verspä-
teten Abholungen und Container-
leerungen Verständnis hat. Die 
Bürger bitten wir dringend, kei-
ne Sammelware neben die Con-
tainer zu stellen. Solange wir ge-
nügend Personal zur Verfügung 
haben, wird jeder Container ge-
leert“, versprach bvse-Vizepräsi-
dent Martin Wittmann. r
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Lebensmittelverschwendung mit 
künstlicher Intelligenz verringern

Hochschule Augsburg startet gemeinsam mit rund 30 Partnern aus Industrie,  
Verbänden und Forschung das auf drei Jahre angelegte Förderprojekt REIF

Jedes Jahr werden in Deutschland etwa elf Millionen Tonnen Le-
bensmittel bereits während des Herstellungsprozesses entlang 
der Wertschöpfungskette vernichtet. Sie landen im Abfall, noch 
bevor sie zum Endverbraucher gelangen. Dadurch kommt es nicht 
nur zu wirtschaftlichen Verlusten, sondern auch zu Umwelt- und 
Klimaschäden. Das Förderprojekt „REIF – Ressource-efficient, 
Economic and Intelligent Foodchain“ setzt sich zum Ziel, die Ver-
schwendung in der Lebensmittelindustrie zu minimieren – mithil-
fe des Einsatzes von Künstlicher Intelligenz (KI). 

Die Umsetzungsphase des For-
schungsvorhabens hat jetzt be-
gonnen. Das Team der Hochschu-
le Augsburg unter Leitung von 
Prof. Dr.-Ing. Stefan Braunreuther 
von der Fakultät für Maschinen-
bau und Verfahrenstechnik hat 
dabei die Konsortialführung über-
nommen. 

Im Rahmen des Projekts werden 
in den kommenden drei Jahren Po-
tenziale der Verschwendungsre-
duzierung mittels KI in den Bran-
chen Molkerei, Fleisch und Back-
waren erarbeitet. Angestrebt wird 
dabei eine Reduzierung der Le-
bensmittelverluste um bis zu 90 
Prozent. Um dieses Ziel zu errei-
chen, sind entlang der Wertschöp-
fungskette zwei Punkte entschei-
dend: die Minimierung von Über-
produktion und die Vermeidung 
von Ausschuss. Wo konventionelle  

Technologien an ihre Grenzen sto-
ßen, könnte Künstliche Intelligenz 
innovative Lösungsansätze bieten. 
Beispielsweise kann mit Hilfe von 
KI die Nachfrage der Konsumen-
ten genauer prognostiziert werden 
oder die Produktionsinfrastruktur 
dazu befähigt werden, kurzfristig 
sowohl auf schwankende Nachfra-
ge als auch auf die schwankende 
Rohstoffqualität zu reagieren. 

Vom Markenhersteller  
bis zum Start-up

Am Projekt beteiligt sind ins-
gesamt 18 Konsortialpartner aus 
Industrie, Verbänden und For-
schung, sowie 12 assoziierte Pro-
jektpartner – vom bekannten 
Markenhersteller bis zum jungen  
Start-up. Sie arbeiten in acht 
Teilprojekten entlang der Wert-

schöpfungskette. Die Roadmap 
für die Umsetzungsphase wur-
de im Rahmen der Wettbewerbs- 
phase des Innovationswettbe-
werbs „Künstliche Intelligenz als 
Treiber für volkswirtschaftlich re-
levante Ökosysteme“ durch das 
Fraunhofer IGCV, die Software AG 
sowie die Technische Universität 
München erarbeitet.

Die Hochschule Augsburg führt 
den Verbund unter Leitung von 
Prof. Stefan Braunreuther, Pro-
fessor für Fabrikbetrieb und Pro-
duktion an der Fakultät für Ma-
schinenbau und Verfahrenstech-
nik. Außerdem wirkt das Team um 
Prof. Braunreuther in einzelnen 
Teilprojekten wie „verschwen-
dungsminimierende Produktions- 
systeme“ mit.

„Der Fokus des Projekts liegt 
auf der Entwicklung einer ganz-
heitlichen Optimierungsstrategie 
über mehrere Wertschöpfungs-
stufen und -partner hinweg“, er-
klärt Prof. Stefan Braunreuther. 
„Verschiedene Anwendungen der  
Künstlichen Intelligenz eröffnen 
uns hier die bisher einmalige 
Chance, die Verschwendung von 
Lebensmitteln drastisch zu redu-
zieren.“ r

Im März kamen an der Hochschule Augsburg die Projektpartner zur Auftaktveranstaltung der Umset-
zungsphase des Projekts REIF zusammen. Bild: Jan Klöber-Koch, Fraunhofer IGCV

Deutscher Innovationspreis für Klima und Umwelt:

Auszeichnung für  
Puchheimer Unternehmen

Das Bundesumweltministerium und der Bundesverband der 
Deutschen Industrie haben den Deutschen Innovationspreis für 
Klima und Umwelt verliehen. Mit einem Preisgeld in Höhe von 
25.000 Euro für jeden Preisträger wurden herausragende Um-
weltinnovationen von sieben deutschen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen prämiert, unter anderem für neue Wege 
im Artenschutz, intelligentes Energiemanagement in der Industrie 
und in den Kommunen, die nachhaltige Herstellung von Peptiden, 
Wärmemanagement in Bürogebäuden, intelligente Wasserzähler 
und die umweltfreundliche Herstellung von Plastikverpackungen. 

In der Kategorie „Prozessinno-
vationen für den Klimaschutz“ 
wurde die Gerotor GmbH aus 
Puchheim bei München ausge-
zeichnet. Das noch junge Unter-
nehmen entwickelte das Prinzip 
des Schwungmassenspeichers ba-
sierend auf neuester Technologie 
einschließlich künstlicher Intelli-
genz zu einem innovativen Hoch-
leistungsspeicher weiter. In ihren 
Dankesworten verwies das Unter-
nehmen darauf, „dass die Energie-
wende nur durch einen Mix aus 
verschiedenen Speichertechnolo-

gien gelingen kann. Unsere nach-
haltige Schwungmassentechnolo-
gie reduziert Stromspitzen, reku-
periert Verlustenergie und erhöht 
die Stromqualität in unterschied-
lichsten industriellen Anwendun-
gen.“ Das Team hinter der Gerotor 
verbinde die gemeinsame Motiva-
tion, einen Teil zu einer umwelt-
freundlicheren Welt beizutragen 
und die Energieeffizienz in der In-
dustrie zu verbessern.

Laut Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze „schützen Umwel-
tinnovationen nicht nur unsere Le-

bensgrundlagen und den Indust-
riestandort Deutschland, sondern 
sorgen auch für Wertschöpfung, 
Arbeitsplätze und Wohlstand. 
Mit dem Deutschen Innovations-
preis für Klima und Umwelt ermu-
tigen wir Unternehmen und For-
schungseinrichtungen, mit kreati-
ven Ideen neue Wege beim Klima- 
und Umweltschutz zu gehen.“ 

„Beim Klimaschutz stehen wir 
vor einer Herkulesaufgabe, de-
ren Lösung völlig neue Technolo-
gien und Innovationen erfordern. 
Die Siegerprojekte des IKU bewei-
sen, welches Potenzial wir in un-
serem Land haben und dringend 
nach vorne bringen müssen“, be-
tonte Holger Lösch, stellvertre-
tender BDI-Hauptgeschäftsführer. 
Mit innovativen Ideen lasse sich 
Geld verdienen. Dies müsse auch 
in Zukunft so bleiben, damit die 
drei Säulen der Nachhaltigkeit, 
Wirtschaft, Ökologie und Sozia-
les, zusammenfinden. DK

Remondis scheitert mit DSD-Kauf
Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat entschieden, dass die Unter-
sagung des Zusammenschlusses des Entsorgungsunternehmens Re-
mondis mit dem Dualen System Deutschland (DSD) durch das Bun-
deskartellamt rechtens war. Im Juli vergangenen Jahres hatte das Amt 
den Zusammenschluss der beiden Branchenriesen untersagt. Als Be-
gründung hatte das Amt unter anderem angeführt, dass das Vorha-
ben zu einer erheblichen Behinderung des wirksamen Wettbewerbs 
bei den dualen Systemen führen würde. So wären höhere Kosten für 
DSD-Wettbewerber, erhebliche Marktanteilsgewinne von DSD und 
letztlich höhere Preise bei der Entsorgung von Verpackungen zu be-
fürchten. Dagegen hatte Remondis gerichtlich Beschwerde eingelegt. 

Mit Erleichterung haben VKU 
und bvse das Urteil aufgenom-
men. Nach den Worten von VKU- 
Vizepräsident Patrick Hasenkamp 
„hat das Gericht mit der Bestäti-
gung der Untersagung die richtige 
Entscheidung getroffen. Das Amt 
hat seine Entscheidung fundiert 
und nachvollziehbar begründet. 
Aus Sicht der kommunalen Ab-
fallwirtschaft ist die Sache eben-
falls eindeutig: Hätten die beiden 
Marktriesen Remondis und DSD 
fusioniert, wäre eine neue Schwel-
le der Marktmacht überschritten 
gewesen. Mutter- und Tochterun-
ternehmen hätten sich gegenseitig 
maßgeschneiderte Angebote zu-
spielen und dadurch Mitbewerber 
praktisch ausschalten können.“

Der Zusammenschluss wäre aus 
Hasenkamps Sicht ein Katalysator 
für die ohnehin bestehende Ero- 
sion des Wettbewerbs auf dem 
Entsorgungsmarkt gewesen. „Re-
mondis hat in den vergangenen 

Jahren mit einer aggressiven Stra-
tegie Dutzende kleine und mittel-
ständische Entsorger übernom-
men. Die zunehmende Marktkon-
zentration hat dazu geführt, dass 
Remondis in einigen Regionen viele 
oder sogar alle Wettbewerber vom 
Markt verdrängt hat. Die Folge: 
Die Gesetze des Marktes sind au-
ßer Kraft gesetzt, was zu Lasten der 
Wettbewerber geht und bei den 
Bürgerinnen und Bürgern in Form 
von höheren Preisen ankommt.“

Erfolgreicher Kampf für 
Interessen des Mittelstands

Wie Eric Rehbock, Hauptge-
schäftsführer des bvse-Bundesver-
band Sekundärrohstoffe und Ent-
sorgung, darlegte, „haben wir uns 
von Anfang an gegen diese geplante 
Übernahme ausgesprochen und als 
einziger Branchenverband erhebli-
che Anstrengungen unternommen, 
dagegenzuhalten. Gemeinsam mit 

dem Bundeskartellamt haben wir 
vor dem Oberlandesgericht bean-
tragt, die Beschwerde gegen die 
Untersagung zurückzuweisen. Das 
zeigt, der bvse steht für den Mit-
telstand ein und kämpft erfolg-
reich für dessen Interessen. Inso-
fern sind wir sehr zufrieden. Die 
Entscheidung ist aber vor allem ei-
ne gute Nachricht für die gesamte 
Recycling- und Entsorgungsbran-
che in Deutschland. Wir haben eine 
enorm positive Resonanz von Un-
ternehmen weit über unseren Ver-
band hinaus erhalten. Das hat uns 
zum Teil durchaus überrascht, aber 
vor allem natürlich sehr gefreut.“

Erdrückende Marktmacht

„Wenn das mit großem Abstand 
größte Entsorgungsunternehmen 
das bis dahin größte duale System 
übernimmt, hätte das erhebliche 
Marktauswirkungen gehabt“, fuhr 
Rehbock fort. Die Marktmacht sei 
im Falle von Remondis einzigartig 
und erdrückend. „Von daher ist 
auch unsere Einschätzung, dass es 
im Falle einer Übernahme zu er-
heblichen Wettbewerbsbehinde-
rungen kommen würde, ganz of-
fensichtlich zutreffend. Wenn es 
zur Übernahme gekommen wä-
re, hätte dies zu einer zusammen-
schlussbedingten marktbeherr-
schenden Position im Altglasbe-
reich geführt. Das allein war für 
das Gericht schon ausreichend, 
um die Untersagungsentschei-
dung des Bundeskartellamtes zu 
bestätigen. Die Auswirkungen für 
die Branche wären unserer Mei-
nung nach jedoch erheblich gra-
vierender gewesen.“

Die Fusion hätte nach Rehbocks 
Auffassung die Übernahmedyna- 
mik stark beschleunigt und so 
die mittelständische Struktur der 
Branche erheblich beschädigt. 
„Insofern gehe ich davon aus, 
dass die Entwicklung abgebremst 
worden ist. Nicht mehr, aber eben 
auch nicht weniger.“

Grundsätzlich beobachtet der 
Hauptgeschäftsführer seit einiger 
Zeit eine wachsende Konzentrati-
on auf den Entsorgungsmärkten: 
„Viele mittlere Unternehmen wer-
den von den Großen der Branche 
aufgekauft. In vielen Regionen 
Deutschlands gibt es eine rückläu-
fige Beteiligung an den Ausschrei-
bungen für Entsorgungsaufträge. 
Das ist eine gefährliche Entwick-
lung. Hier muss man gezielt ge-
gensteuern.“ DK

Motivation und Förderung für  
herausragende Umweltinnovationen

Augsburg. Seit seiner Gründung unterstützt das Kumas Umwelt-
netzwerk Umweltprojekte in ganz Bayern. Innovation und Moti-
vation für den aktiven Umweltschutz werden so gefördert und für 
jedermann sichtbar gemacht. Deshalb zeichnet Kumas e. V. seit 
1998 innovative Verfahren, Produkte, Dienstleistungen, Anlagen, 
Entwicklungen oder Forschungsergebnisse, die in besonderem 
Maße Umweltkompetenz demonstrieren, aus.

Die Auszeichnung „Offizielles Leitprojekt des Kumas Umwelt-
netzwerks“ wird jährlich vergeben. Auch dieses Jahr werden wie-
der bis zu drei Projekte ausgezeichnet. Innovationsgehalt, Gestal-
tungsqualität und verbessernde Umwelteigenschaften stehen bei 
der Bewertung durch eine unabhängige Jury genauso im Vorder-
grund wie die Steigerung der Ressourceneffizienz und der Beitrag 
zum Klimaschutz. 

Die ausgezeichneten Leitprojekte werden am 3. Dezember 2020 
in einer offiziellen Feierstunde im Kreisgut in Aichach präsentiert 
und öffentlichkeitswirksam in den Medien, auf der Internetseite 
des Kumas Umweltnetzwerks sowie ein Jahr lang auf Messen und 
in den Kumas-eigenen Fachkongressen präsentiert.

Der Bewerbungsbogen kann unter www.kumas.de in der 
Rubrik „Umweltpreise“ heruntergeladen werden.

Einsendeschluss für Bewerbung oder Vorschlag ist am 31. Au-
gust 2020. r
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E-Schrott-Recycling:

Schwere Marktverwerfungen
Laut einer Umfrage des bvse trifft die Corona-Pandemie die klei-
nen und mittleren E-Schrott-Recycler besonders hart. Die im Ver-
band organisierten Unternehmen der Branche gaben an, dass sie 
aktuell im Mittel 56 Prozent weniger Altgeräte im Vergleich zum 
gleichen Zeitraum des Vorjahres erfassen konnten.

Durch die eingeschränkten Tä-
tigkeiten in Industrie und Gewer-
be sind die dort sonst erfassten 
Mengen an B2B-Geräten nahezu 
eingebrochen. Der Rückgang im 
gewerblichen Bereich wird mit 50 
bis 70 Prozent angegeben. Auch 
die Schließung des Elektrogerä-
tehandels hat zur negativen Ent-
wicklung beigetragen. Die Rück-
nahme seitens der Elektrogerä-
te-Vertreiber fiel mit rund minus 
90 Prozent nahezu komplett aus.

Erfassungssituation 
kommunaler Mengen

Unterschiedlich stellt sich die 
Erfassungssituation bei den kom-
munalen Mengen dar. In Regio-
nen, in denen die Wertstoffhöfe 
geschlossen wurden, stand auch 
dort die Rücknahme still. Bei ge-
öffneten Wertstoffhöfen lief es 
wie gewohnt weiter. So berich-
ten einige Unternehmen von ei-
nem Rückgang kommunaler Men- 
gen im Bereich 60 bis 80 Prozent, 
während andere Unternehmen 
in diesem Bereich keine Einbu-
ßen spürten. Mittlerweile öffnen 
die Wertstoffhöfe wieder, es wird 
nun für eine kurze Zeit mit einer 
erhöhten Abgabebereitschaft der 
Verbraucher gerechnet, da zu er-
warten ist, dass zu Hause ausge-
mistet wurde.

„Durch die Kurzarbeiterrege-
lung kann zwar ein Teil der Perso-
nalkosten aufgefangen werden, 

dabei ist es aber wichtig, dass ei-
ne schnelle Rückerstattung des in 
Vorleistung durch die Unterneh-
mer gezahlten Kurzarbeitergeldes 
durch die Agentur für Arbeit er-
folgt. Denn zudem drücken Fix-
kosten für Anlagentechnik, Fuhr-
park, Gebäude und Plätze er-
heblich auf die Liquidität der 
Unternehmen“, betont der Vor-
sitzende für den bvse-Fachver-
band Schrott, E-Schrott und Kfz- 
Recycling, Bernhard Jehle. „Auch 
mit den Soforthilfen lassen sich 
laufende Zahlungen nur für kur-
ze Zeit auffangen. Umso wichti-
ger ist es, schnellstmöglich wie-
der Umsatz machen zu können.“

bvse-Vizepräsident Sebastian 
Will zufolge „hoffen wir jetzt da-
rauf, dass die Industrie langsam 
wieder anläuft und Tritt fasst. Die 
Automobilindustrie und auch die 
Stahlindustrie fahren ihre Pro-
duktion derzeit wieder hoch. 
Wenn es nicht zu einer star-
ken zweiten Infektionswelle, die 
das Wirtschaftsleben nochmals 
lahmlegt, kommt, rechnen wir in 
der zweiten Jahreshälfte mit ei-
nem Schrottmarkt, der in norma-
leren Bahnen verlaufen wird.“

Der Überlebenskampf kleiner 
und mittlerer Unternehmen ha-
be in der Branche bereits vor der 
Corona-Krise begonnen, stellt 
Will fest. Die Vergabe von Entsor-
gungsdienstleistungen im Bereich 
Altgerätebehandlung erfolge in 
der Regel in bundesweit angeleg-

ten Ausschreibungen. Flächende- 
ckend agierende Systeme hät-
ten dabei einen Marktvorteil, ein 
Unterschied zu dualen Systemen 
bestehe dabei kaum noch. Aus-
schreibungsbedingungen gäben 
zum Teil unangemessene Markt-
standards vor, in dem beispiels-
weise bei langer Vertragslaufzeit 
kaum kalkulierbare Fixpreisange-
bote abgegeben werden müssen.

Größere Unternehmen verfüg-
ten über eine größere Kapital- 
decke, sie seien robuster dar-
in, eine Krise zu überstehen. Ei-
ne weitere Marktkonzentration 
aufgrund der Corona-Krise sei 
zu befürchten. Gerade auch aus 
diesem Grund müssten vor al-
lem kleine und mittlere Unter-
nehmen durch unbürokratische 
Staatshilfen in die Lage versetzt 
werden, ihren Zahlungen trotz 
Verdienstausfall nachzukommen.

Sinkende Rohstahlproduktion

Die Rohstahlproduktion, die für  
die Konjunktur eine Lokomotiv- 
funktion hat, ist in Europa nach  
den vorläufigen Zahlen des Welt-
stahlverbandes Worldsteel im 
Jahresvergleich um 5,3 Prozent 
auf 158,8 Mio. Tonnen gefallen, 
in Deutschland gemäß Anga-
ben der Wirtschaftsvereinigung 
Stahl sogar um 6,5 Prozent auf 
39,7 Mio. Tonnen. Das erste Halb-
jahr 2019 verlief für die deut-
sche Schrottwirtschaft bei einem 
Rückgang der Rohstahlprodukti-
on um rund 5 Prozent bei norma-
len Exportmöglichkeiten verhal-
ten. Im zweiten Halbjahr sank die 
Rohstahlproduktion um 8 Pro- 
zent und die Wirtschaft begann 

sich merklich abzukühlen, mit 
Folgen für den Schrottmarkt. 
Laut bvse-Schätzung haben die 
Stahlwerke 4,8 Prozent weni-
ger Schrott eingesetzt, laut BD-
Guss die Gießereien sogar 11,5  
Prozent weniger als 2019.

Laut Sebastian Will war der 
Schrottmarkt im 2. Halbjahr 2019 
sehr angespannt, was vor dem 
Hintergrund der hohen Verunsi-
cherung der Marktteilnehmer in 
einigen Monaten zu Fehleinschät-
zungen der tatsächlichen Markt-
lage geführt hat. Die von Verbrau-
chern angebotenen Zu- oder Ab-
schläge hatten zum Teil eine gerin-
ge Halbwertzeit. Sie lösten jedoch 
Entscheidungen aus, die Verwer-
fungen im Handelsmarkt nach 
sich gezogen haben. Angebot und 
Nachfrage konnten nicht immer in 
Einklang gebracht werden.

Schwächung des 
Industriestandorts

Nach Wills Worten erhielten 
die konjunkturellen Eckpfeiler 
der deutschen Wirtschaft, beste-
hend aus der Automobilindustrie 
und dem Maschinen- und An-
lagenbau, empfindliche Dämp-
fer, während die relativ robuste 
Baukonjunktur für eine zwar re-
duzierte, jedoch kontinuierliche 
Auslastung der Baustahlherstel-
ler sorgte und damit einen ge-
wissen kontinuierlichen Schrott-
bedarf sicherten. Bedauerlich 
sei, dass eine in Teilen industrie-
feindliche Klimapolitik zu Stand-
ortverlagerungen in Drittländer 
führe, wodurch nicht nur Arbeits-
plätze verloren gehen, sondern 
auch Schrottbeschaffungs- und 
Absatzmöglichkeiten für Schrott-
wirtschaft bzw. die Stahl- und 
Gießereiindustrie. Einmal verla-
gerte Standorte könnten in den 
seltensten Fällen zurückgeholt 
werden und schwächten den In-
dustriestandort Deutschland.

Um die Sammlung und Verwer-
tung von Elektroaltgeräten zu 
verbessern und die Sammelquo-
te zu erhöhen, hatte der bvse ge-
meinsam mit fünf weiteren Ver-
bänden dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit einen Maßnah-
menkatalog zur Novelle des Elek-
tro- und Elektronikgerätegeset-
zes (ElektroG) vorgestellt. Die ge-
forderten Anpassungen setzen 
an bei der Elektroaltgeräte-Erfas-
sung über Mitteilungspflichten 
und Quotenermittlungen bis hin 
zu Maßnahmen im Rahmen der 
Kreislaufwirtschaft und der Öko-
design-Richtlinie. DK

UBA-Leitsätze:

Ordnung für die  
Kreislaufwirtschaft

Nach Aussagen des International Resource Panels gehen etwa  
50 % der klimaschädlichen Treibhausgasemissionen und 90 % des 
Biodiversitätsverlusts sowie des Wasserstresses auf die Gewin-
nung, Aufbereitung und Verarbeitung von Rohstoffen zurück. Die 
negativen Auswirkungen auf die natürliche Umwelt durch die ge-
samte Rohstoffwirtschaft und die daraus resultierenden Abfälle 
und Emissionen nehmen weiter zu. Unterdessen werden welt-
weit nur knapp 9 % des Rohstoffbedarfs durch ressourcenscho-
nende Sekundärrohstoffe gedeckt.

Ein Umdenken findet langsam 
statt, um diesen Herausforderun-
gen zu begegnen. In den nächsten 
Jahren gilt es nach Auffassung des 
Umweltbundesamtes, den syste-
mischen Ansatz der Kreislaufwirt-
schaft auszugestalten und zu kon-
kretisieren, damit auch die über-
greifenden Ziele wie die Scho-
nung der natürlichen Ressourcen, 
der Schutz der menschlichen Ge-
sundheit sowie eine nachhaltige-
re Rohstoffversorgung erreicht 
werden. 

Das UBA hat daher Leitsätze  
erarbeitet, die ein gemeinsames 
Verständnis für die Kreislaufwirt- 
schaft, deren zentrale Begriffe, 
Prinzipien, Ziele, Maßstäbe und  
die wichtigsten Handlungsansätze 
schaffen sollen. Eingebettet dar- 
in ist die Abfall- und Sekundär 
rohstoffwirtschaft als wesent-
licher Funktionsbereich für eine 
Kreislaufwirtschaft. Daneben fin-
den auch übergreifende Ansät-
ze wie Vermeidung, Design oder 
Abwägungen zum Umgang mit 
Schadstoffen ihren Platz.

„Die Kreislaufwirtschaft ist Teil 
einer ressourceneffizienten, nach-
haltigen Lebens- und Wirtschafts-
weise, welche die Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung der Vereinten Nationen 
fördert und planetare Grenzen re-
spektiert“, heißt es zunächst. Die 
Kreislaufwirtschaft beziehe über 
die klassische Abfallwirtschaft hin-
aus alle Phasen von Material- und 
Produktlebenszyklen in die Be-
trachtung ein. Sie müsse global, in-
klusive der grenzüberschreitenden 
Rohstoff-, Waren- und Abfallströ-
me und damit verbundener ökolo-
gischer und sozialer Auswirkungen 
sowie in langfristiger zeitlicher Per-
spektive der Güterbestände und 
daraus hervorgehender Material- 
flüsse betrachtet werden.

Die Kreislaufwirtschaft diene 
der Schonung natürlicher Res-
sourcen einschließlich des Klima-
schutzes, dem Schutz der Um-

welt und der menschlichen Ge-
sundheit unter Berücksichtigung 
des Vorsorgeprinzips. Darüber hi-
naus ziele sie auf die Rohstoffsi-
cherung ab. 

Die Kreislaufwirtschaft solle  
zur Reduzierung der lebenszyk- 
lusweiten negativen Auswirkun- 
gen sowohl von Materialien und 
Produkten – durch Einsparung 
von Primärmaterialien und de-
ren Substitution mit Sekundär-
materialien – als auch der Ab-
fallerzeugung und Abfallbewirt-
schaftung beitragen.

Vermeidung von 
Abfällen und Reststoffen

Die Vermeidung von Abfällen 
und Reststoffen ist laut UBA der 
Kreislaufführung grundsätzlich 
vorzuziehen, da letztere immer 
verlustbehaftet und mit Energie-
aufwendungen verbunden ist. 
Des Weiteren sei das Inverkehr-
bringen von Produkten mit Stof-
fen, von denen Beeinträchtigun-
gen des Wohls der Allgemeinheit 
speziell für die menschliche Ge-
sundheit sowie die Umwelt aus-
gehen, zu vermeiden. Sofern der-
artige Stoffe nicht substituier-
bar, bereits enthalten sind oder 
sich erst im Nachhinein als sol-
che herausstellen, müssten sie 
zerstört oder durch Ablagerung 
in sichere Senken ausgeschleust 
oder in sicheren Kreisläufen ge-
führt werden. Hierbei sei eine 
Schadstoffanreicherung zu ver-
hindern.

„In einer Kreislaufwirtschaft 
tragen alle Akteure innerhalb 
von Produktlebenszyklen und 
entlang von Materialwertschöp-
fungsketten eine Verantwortung 
für das Erreichen der Ziele der 
Kreislaufwirtschaft“, heißt es zum 
Abschluss. Die Übernahme der 
Verantwortung müsse rechtlich 
sichergestellt werden, sofern die-
se anderenfalls nicht hinreichend 
wahrgenommen wird. DK

Uniper-Ortstermin in Wackersdorf:

Informationen über Rekultivierungs- 
Arbeiten auf dem Westfeld

Die Mitarbeiter von Uniper erkundeten mit Mitgliedern der Wa-
ckersdorfer Ortsgruppe von Bündnis 90/Die Grünen die verschie-
denen Bereiche des Rekultivierungsgelände im ehemaligen süd-
lichen Wackersdorfer Braunkohletagebau. Begleitet wurde die 
Gruppe von Teilen der im Gelände lebenden Rehe.

Andreas Stake, Uniper-Projekt-
leiter für das Oberpfälzer Seen-
land, erklärte anhand der drei Bau-
abschnitte auf dem Westfeld, wie 
Uniper aus den mit Abbruchma-
terial, Aschen und Abraum ver-
füllten Braunkohlegruben auf gut 
80 Hektar einen ökologisch wert-
vollen neuen Lebensraum, weg 
von Fichten-Monokulturen hin zu 
hochwertigen Magerrasenstand-
orten mit Blühwiesen, schaffen 
wird. Wenn möglich, sollen die 
Flächen später auch öffentlich zu-
gänglich sein. Die Kosten in einem 
höheren zweistelligen Millionen-
eurobetrag trägt Uniper. 

Der ökologisch zu betrachten- 
de Raum umfasst 125 Hektar 
und reicht bis zum naturnahen 
Weiher- und Vogelschutzgebiet 
rund um den Hirtlohweiher. Zwi-
schen Westfeld und Hirtlohwei- 
her entsteht über Vernetzung und  
Wiedervernässung eines Moor-
waldbestandes sowie den jüngst 
begonnenen ökologischen Umbau 
von reinen Nadelholzwäldern in 

klimarobuste Mischwälder ein Bio- 
topverbund, der durch einen künf- 
tig gleichmäßigeren Wasserzu-
strom zum Naturschutzgebiet Hirt- 
lohweiher zum Erhalt eines na-
türlichen Wasser- und Nährstoff-
haushalts beiträgt und der dro-
henden, großflächigen Verlan-
dung des Gebiets entgegenwirkt. 
Im Zuge des ökologischen Wald-
umbaus sollen in den kommen-
den drei Jahren rund 25.000 Bäu-
me sowie bienenfreundliche Blüh-
sträucher entlang der Waldwege 
gepflanzt werden. Parallel dazu 
sollen auch die Rekultivierungsar-
beiten auf dem Westfeld bis dahin 
abgeschlossen sein.

Dr. Matthias Alte vom Planungs- 
und Gutachterbüro Base Techno-
logies GmbH führte aus, dass den 
jetzigen Arbeiten auf dem West-
feld langjährige Bestandsaufnah-
men über Flora und Fauna vor- 
ausgegangen sind, aus denen auf- 
wändige Umsiedlungsaktionen 
der bedrohten Tiere resultierten. 
Auf den fertig rekultivierten Flä-

chen wurden und werden zahl-
reiche Stein- und „Totholz-Habita-
te“ geschaffen, die als neue und 
zusätzliche Lebensräume für Tie-
re und Insekten dienen. Schließ-
lich erläuterte Dr. Alte das laufen-
de Forschungsvorhaben zur res-
sourcen- und energieschonen- 
den Aufbereitung von verunrei-
nigtem Sickerwasser über eine 
passiv-biologische Sickerwasser- 
aufbereitungsanlage. Das von Ba-
se Technologies und der Univer-
sität Bayreuth vorangetriebene  
Vorhaben zur Einführung und 
Weiterentwicklung einer natur-
nahen und nachhaltigen Techno-
logie zur Wasseraufbereitung un-
ter vollständigem Verzicht von 
Energie und Chemikalien wird 
von der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt gefördert und soll 
ein Leuchtturmprojekt zukünftig 
nachhaltiger Wasseraufbereitung 
werden.

Zum Abschluss blickte Stake in 
die nahe Zukunft: Die Fortsetzung 
der Rekultivierungsarbeiten auf 
dem Westfeld startet Dank des 
milden Winters voraussichtlich 
schon einen Monat früher als ge-
plant. Damit rückt der Abschluss 
der Renaturierung des Geländes 
wieder ein Stück näher. r

Was Hummeln auf Bergwiesen 
mit Flammschutzmitteln zu tun haben
Sie sind ein Sinnbild für unberührte Bergnatur: blumenbetupfte Berg-
wiesen mit brummenden Hummeln. Gestört wird diese Idylle durch 
die Tatsache, dass auch die Gipfel der Alpen nicht frei von Spuren 
menschlichen Wirtschaftens sind. Seit 2005 führt das Bayerische Lan-
desamt für Umwelt (LfU) an der Umweltforschungsstation Schnee-
fernerhaus (UFS) auf der Zugspitze ein Überwachungsprogramm 
durch, in dem über hundert potentiell problematische Chemikalien 
in der Luft und im Niederschlag gefunden wurden. Zwar treten die-
se Chemikalien in äußerst niedrigen Konzentrationen auf, sie können 
sich jedoch in Lebewesen anreichern und sind schwer abbaubar.

Im EU-Projekt „protectAlps“, in 
dem bayerische und österreichi-
sche Partner zusammenarbeiten, 
soll geklärt werden, ob diese Che-
mikalien Auswirkungen auf wild-
lebende Insekten haben können. 
Den Rahmen für das Projekt bil-
det die Beobachtung, dass auch 
abseits intensiv landwirtschaftlich 
genutzter Flächen das Vorkommen 
von Insekten in den letzten Jahr-
zehnten massiv abgenommen hat. 

Aus diesem Grund schauen sich 
die Forscher aus Bayern und Öster-
reich Insekten an der Zugspitze und 
am Sonnblick Observatorium (SBO) 
in den Hohen Tauern genauer an. 

Anfangs wurde festgelegt, wel-
che Insektenarten sich eignen: 
Es müssen ausreichend Insekten 
vorhanden sein und die Entnah-
me darf deren Population nicht 
beeinflussen. Hummeln, Ameisen  
und Totengräber-Käfer erfüllen  

diese Bedingungen und werden 
deshalb auf ihren Gehalt an 
schwer abbaubaren Chemikalien  
untersucht. Im Fokus stehen da-
bei die Chemikalien, die auch 
an der UFS und am SBO in den 
langjährigen Messreihen detek-
tiert werden. Bei ersten Mes-
sungen in den Insekten konnten 
beispielsweise Flammschutzmit-
tel aus Kunststoffen identifiziert 
werden. Ebenso lässt sich in je-
der Probe Quecksilber nachwei-
sen. In detaillierteren Untersu-
chungen werden diese Analysen- 
ergebnisse aktuell abgesichert. 

Chemische Wirkung 
auf Ökosysteme

Ob und wie die Chemikalien  
auf die Insekten und die Ökosys-
teme wirken, lässt sich aktuell 
aufgrund mangelnder Daten  
noch nicht beurteilen. Doch auch 
dazu will protectAlps erste Er-
kenntnisse beisteuern. Zusätz-
lich sollen an allen gefangenen  
Insekten Körperstrukturen ver- 
messen werden. So lassen sich 
Wachstumsschäden feststellen, 
da beispielsweise keimschädi-
gende Chemikalien Deformatio-
nen an Flügeln bewirken können.

Ein weiterer Faktor, der auf In-
sekten auch in Schutzgebieten 
wirkt, ist der atmosphärische Ein- 
trag von reaktivem Stickstoff, wie 
er in Ammoniak oder Stickoxiden 
enthalten ist. Stickstoff wirkt als 
Dünger und führt zu einer Verän-
derung der Pflanzengesellschaf-
ten. Dadurch verlieren viele In-
sekten ihre Wirtspflanzen. 

Aus diesem Grund werden in 
protectAlps an UFS und SBO ver-
schiedene Messverfahren zum 
Nachweis von reaktiven Stick-
stoffspezies in der Luft vergli-
chen. Damit sollen, ähnlich der 
CO2-Konzentrationsmessungen 
beim Klimawandel, langfristige 
Aussagen zu Änderungen der 
Stickstoffeinträge ermöglicht wer 
den. r

Blüten- und Bienenpaten gesucht
Verlängerung der Aktion bis 31.05.2020

Seit die Corona-Krise das tägliche Nachrichtengeschehen 
dominiert, sind Klima- und Artenschutz scheinbar wieder in 
den Hintergrund getreten. Dabei existiert zwischen ökologi-
schem Handeln und der Virus-Pandemie ein direkter Zusam-
menhang: Denn Artenschutz ist auch ein aktiver Beitrag zur 
Eindämmung von Viren und anderen Krankheitserregern, wie 
etwa der WWF berichtet. Ein Grund mehr für Landwirt Ed-
mund Wurm aus der niederbayerischen Gemeinde Ober-
schneiding im Landkreis Straubing-Bogen, sich vor die Bewe-
gung „Rettet die Bienen“ zu stellen und durch die Vermitt-
lung von Blüh- und Bienenpatenschaften (www.bienen-pate- 
bayern.de) aktiv zum Schutz unserer natürlichen Lebensgrund-
lagen beizutragen.

Egal ob Privatperson, Organisation oder Unternehmen:  
Jeder kann beim Projekt Bienen-Pate-Bayern mitmachen. Paten-
schaften für Blühflächen sind bereits ab einem täglichen Betrag 
in Höhe von acht Cent möglich, haben eine Laufzeit von wahl-
weise einem oder fünf Anbaujahren und eignen sich auch als Ge-
schenk. Alternativ zur Blütenpatenschaft können Interessierte 
auch eine Bienenpatenschaft ab 75 Euro jährlich übernehmen. 
Bienenpaten dürfen sich einmal im Jahr über ein Glas Honig von 
„ihrem“ Bienenvolk freuen. Darüber hinaus erhalten alle Paten 
eine Urkunde. Pro Hektar Blühfläche spendet Bienen-Pate-Bay-
ern im Jahr zudem 100 Euro für Kinder in Not. Weiterführende 
Informationen und die Antragsformulare für eine Patenschaft 
finden Interessierte auf der Website der Initiative. r
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Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:

Appelle in der Corona-Krise
Der VDV unterstützt den gemeinsamen Vorschlag aller Länderver-
kehrsminister nach einem Rettungsschirm von mindestens fünf 
Milliarden Euro für den Nahverkehr. Die Länder hatten dazu ein 
Schreiben an Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer adressiert.

Laut VDV-Hauptgeschäftsfüh-
rer Oliver Wolff wird die finanzi-
elle Lage bei den Verkehrsunter-
nehmen und Verbünden zuneh-
mend dramatisch: „Wir fahren 
bundesweit seit Beginn der Kri-
se im Schnitt 80 % des normalen 
Angebots, haben aber nur noch 
maximal 30 % des sonst üblichen 
Fahrgastaufkommens. Den Un-
ternehmen fehlen dadurch Fahr-
geldeinnahmen in erheblichem 
Umfang. Je nach Verlauf des 
Lockdowns wird sich der Verlust 
bis Jahresende auf fünf bis sie-
ben Milliarden Euro summieren. 
Wir brauchen schnelle finanziel-
le Hilfen, um kurzfristig das Über-
leben zu sichern. Und wir benöti-
gen eine weitergehende Lösung, 
um die noch kommenden Verlus-
te ausgleichen zu können. Des-
halb unterstützen wir den Vor-
schlag der Länderverkehrsminis-
ter ausdrücklich.“

Enger Schulterschluss

Angesichts von nur noch maxi-
mal 30 % der sonst üblichen Fahr-
gäste hätten die Verkehrsunter-
nehmen eigentlich ihre Angebo-
te massiv zurückfahren und ein-
schränken müssen, fuhr Wolff 
fort. Doch das Gegenteil sei der 
Fall gewesen. Tatsächlich wur-
de die Betriebsleistung teils gar 
nicht und insgesamt sehr zu-
rückhaltend reduziert. So wur-
de im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) in Absprache mit 
den Bundesländern und Aufga- 
benträgern das SPNV-Angebot 
im März um rund 9 % und im Ap-
ril um rund 24 % reduziert. In 
manchen Bundesländern wurden  
100 % der Verkehre erbracht.

Auch im städtischen Nahver-
kehr wurde im engen Schulter-
schluss mit den Aufgabenträgern 

agiert. Im Ergebnis betragen die 
Reduzierungen im März rund 12 
% und im April rund 20 %. „Rein 
betriebswirtschaftlich betrach-
tet hätten unsere Mitgliedsun-
ternehmen ihr Angebot deut-
lich reduzieren müssen, um Kos-
ten zu sparen und damit Einnah-
menverluste auszugleichen. Aber 
wir sind in Deutschland ein zen-
traler Baustein der Daseinsvor-
sorge und haben einen weiterge-
henden Auftrag. Die ÖPNV- und 
SPNV-Unternehmen haben auch 
auf ausdrücklichen Wunsch der 
Politik von Beginn der Epidemie 
an in sehr hohem Maße die Ver-
kehre weiter aufrecht erhalten, 
damit die Menschen, die Mobili-
tät benötigen, an ihren Arbeits-
platz kommen konnten und das 
ganze Land weiter in Bewegung 
blieb. Gleichzeitig haben wir mit 
dem umfassenden Fahrplanan-
gebot ganz überwiegend auch 
für ausreichende Abstände zwi-
schen den Fahrgästen Sorge tra-
gen können“, stellte der Haupt-
geschäftsführer fest.

Bus- und Bahnunternehmen: 
kaum Kurzarbeit

Der VDV weist zudem darauf 
hin, dass die Branche so gut wie 
keine Kurzarbeit angemeldet hat, 
obwohl die nötigen Voraussetzun-
gen dafür vorgelegen hätten. Ver-
gleiche man die Kurzarbeiterquo-
te anderer in der Verkehrsbranche 
tätigen Unternehmen –  beispiels 
weise dem Luftverkehr – hätten 
die Bus- und Bahnunternehmen 
rund 97.000 Beschäftigte in Kurz-
arbeit schicken können. Im Ergeb-
nis wären dem Staat dadurch mo-
natliche Aufwendungen für Kurz-
arbeit in Höhe von rund 90 Mil-
lionen Euro entstanden, die so 
erspart bleiben.

Trotz der geringen Angebots-
reduzierungen seien erhebliche 
Mehraufwendungen entstanden, 
etwa durch Extrareinigungen von 
Fahrzeugen, Fahrzeugdesinfekti-
on und Reinigungsmaterial sowie 
Atemschutzmasken für das eige 
ne Personal. Infektionsschutz-
maßnahmen zu Schichttrennun-
gen in Leitstellen und Werkstät-
ten steigerten den Personalauf-
wand. Dieser Mehraufwand lie-
ge in einer ersten Abschätzung für 
die Zeit des bisherigen Lockdowns 
in einer Größenordnung von 35 
Millionen Euro branchenweit.

Kapazitäten schaffen

Daneben stünden Investitionen 
und Mehraufwendungen, die für 
den Hochlauf des Verkehrs seit 
dem 4. Mai notwendig sind – et-
wa für den Trennschutz bei Fah-
rerinnen und Fahrern, um wie-
der alle Bustüren öffnen zu kön-
nen. Zudem müssten, je nach 
Fahrgastaufkommen, zusätzliche 
Kapazitäten, etwa durch die An-
mietung von Reisebussen, be-
schafft werden. „Die zusätzlichen 
Kosten für diese Maßnahmen 
werden abschätzbar im dreistel-
ligen Millionenbereich liegen. 
Auch hierfür müssen Bund und 
Länder gemeinsam eine kurzfris-
tige finanzielle Lösung finden“, 
befand Wolff.

Unterstützt wird vom VDV die 
Idee einer Mobilitätsprämie für 
Bürgerinnen und Bürger, mit der 
sich ein Bündnis aus Verbänden 
der Zivilgesellschaft und NGOs 
an die Bundesregierung gewandt 
hat. Zugleich betont der Bran-
chenverband des Öffentlichen 
Personen- und des Schienengü-
terverkehrs, dass bei den nun zu 
treffenden politischen Beschlüs-
sen die Sicherung und Zukunft 
des gesamten Verkehrssektors 
oberste Priorität haben muss.

Nach den Worten von VDV-Prä-
sident Ingo Wortmann „bleibt die 
Verkehrswende das unter allen 

Umständen zu erreichende Ziel 
im Mobilitätssektor, sonst dro-
hen Deutschland weitere Milli-
arden an Strafzahlungen von der 
EU. Insofern unterstützen wir die 
Idee einer Mobilitätsprämie, mit 
der die Bürgerinnen und Bürger 
selber und frei entscheiden kön-
nen, für welches Verkehrsmit-
tel sie dieses Geld einsetzen. Die 
Bevölkerung in Deutschland hat  
unterschiedlichste Mobilitätsbe- 
dürfnisse. Eine flexibel einzuset-
zende Prämie wäre daher ein 
passendes Mittel, um alle Ver-
kehrsanbieter zu unterstützen.

Schienengüterverkehr

Darüber hinaus spricht sich der 
VDV gemeinsam mit den Bran-
chenverbänden Allianz pro Schie-
ne, Netzwerk Europäischer Eisen-
bahnen und dem Verband der 
Güterwagenhalter in Deutsch-
land VPI für einen Stabilitäts-
fonds für den Schienengüterver-
kehr aus. In einer gemeinsamen 
Erklärung wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, die Unterneh-
men bei der Sicherung der Ver-
sorgung in der Corona-Krise zu 
unterstützen. Die Verbände ver-
weisen auf die zentrale Rolle, die 
der Schienengüterverkehr in der 
Krise für die zuverlässige Liefe-
rung von Lebensmitteln, Rohstof-
fen und anderen Gütern spiele; 
auch wird vor Verkehrsverlage-
rungen von der Schiene auf die 
Straße gewarnt.

Die hohen Erwartungen der Po-
litik habe die Branche voll erfüllt, 
heißt es in dem Papier. Für den 
hohen Aufwand müsse es eine 
Kompensation geben. Vor allem 
krisenbedingte Betriebsmehrkos-
ten wie zum Beispiel Abstell- und 
Zwischenlagerkosten und Stornie-
rungsentgelte müssten kurzfris-
tig und unbürokratisch aufgefan-
gen werden. Als Finanzrahmen 
für den Stabilitätsfonds halten die 
Verbände einen dreistelligen Mil-
lionenbetrag für angemessen.

Ruf nach Ausweitung 
der Trassenpreisförderung

Zudem fordern die Branchen-
verbände, die sogenannte Tras-
senpreisförderung von aktuell 47 
auf bis zu 100 Prozent auszuwei-
ten und die angekündigte Anla-
genpreisförderung kurzfristig zu 
starten. Zudem müsse der Bund 
die Steuer- und Abgabenbelas-
tung durch Stromsteuer, EEG-Um-
lage und Emissionshandel reduzie-
ren, die den elektrisch betriebe-
nen Güterverkehr auf der Schiene 
angesichts der stark gesunkenen 
Dieselpreise besonders trifft. 

Die zur Überwindung der Kri-
senfolgen derzeit diskutierten 
Konjunkturprogramme müssen  
aus Sicht der Verbände eine Nach-
haltigkeitsabschätzung durchlau-
fen. Weder den Kunden noch der 
Regierung wäre beispielsweise 
damit gedient, wenn wenige Mo-
nate vor dem Start der CO2-Be-
preisung Spritschlucker durch 
Kaufprämien oder Mehrwert-
steuerverzicht in den Markt ge-
drückt würden. 

Umgekehrt wird darauf hinge-
wiesen, dass im Schienenverkehr 
viele klimafreundliche Innovati-
onen wegen mangelnder Beiträ-
ge des Bundes weiterhin im War-
testand stehen. Die ambitionier-
ten eisenbahnpolitischen Ziele 
des Koalitionsvertrages spiegelten 
sich auch im beschlossenen Nach-
tragshaushalt des Bundes für 2020 
leider noch nicht wider. DK

Landkreis Regensburg:

Abschlussbericht für  
neues Radmobilitätskonzept

Der Abschlussbericht für das neue Radmobilitätskonzept des 
Landkreises Regensburg liegt vor. Geschäftsführer Paul Fremer 
und Projektleiter Thorsten Zobel vom beauftragten Planungsbüro 
RV-K (Frankfurt am Main) konnten ihn nach einer Projektlaufzeit 
von knapp 12 Monaten jetzt Landrätin Tanja Schweiger zwar – co-
ronabedingt – nicht persönlich aushändigen, aber dennoch auf 
elektronischem Wege zuleiten. 

Der Abschlussbericht enthält 
128 Neu- und Ausbaumaßnah-
menvorschläge, 130 Vorschläge 
für punktuelle Verbesserungen 
wie etwa den Bau von Querungs-
hilfen, Bordsteinabsenkungen 
oder Beschilderungsänderungen 
sowie 37 nicht-bauliche Maßnah-
menempfehlungen wie die Aus-
weisung von Fahrradstraßen oder 
die Beleuchtung von Unterfüh-
rungen. Weiter wurden alle 13 im 
Landkreis Regensburg gelegenen 
Bahnhöfe in Bezug auf die dorti-
gen Rad-Abstellmöglichkeiten un-
tersucht und bewertet. 

Insgesamt ist ein Radverkehr- 
Zielnetz mit 887 Kilometern ent-
standen; davon 121 Kilometer 
überregionale Verbindungen, 278 
Kilometer regionale Verbindun-
gen und 488 Kilometer nahräum-
liche Verbindungen. Von den 887 
Kilometern bedürfen 207 Kilome-
ter eines Ausbaus oder einer Op-
timierung. So sollen nach den Vor-
schlägen des Radkonzepts bei-
spielsweise auf 128,5 Kilometern 
Radwege neu gebaut werden, auf 
40,6 Kilometern wird eine Asphal-
tierung und auf 7,4 Kilometern ei-
ne Ausbesserung der Oberfläche 
empfohlen. Das Konzept schlägt 
des Weiteren die Ausweisung von 
neun Fahrradstraßen mit einer 
Gesamtstreckenlänge von 9,4 Ki-

lometern vor. Für 8,2 Kilometer 
wird empfohlen, die Benutzungs-
pflicht aufzuheben. Im Konzept 
enthalten sind weiter vier Vor-
schläge für Fahrradschnellwege 
(Regenstauf-Zeitlarn-Regensburg, 
Bad Abbach-Pentling-Regensburg, 
Köfering-Obertraubling-Regens-
burg, Wörth a.d. Donau-Donau- 
stauf-Regensburg). 

Breit angelegtes Verfahren

Landrätin Tanja Schweiger: „Mit 
dem neuen Radmobilitätskonzept 
haben wir jetzt die konzeptionel-
le Grundlage für die dann folgen-
de Umsetzung der konkreten Pro-
jekte durch die jeweils zuständi-
gen Baulastträger geschaffen. Es 
liegt jetzt an den Gemeinden, am 
Staatlichen Bauamt Regensburg 
oder auch am Landkreis Regens-
burg selbst, die als wichtig festge-
stellten Radwegeprojekte in eige-
ner Zuständigkeit zu realisieren. 
Der große Vorteil der gemeinsa-
men Zielplanung besteht darin, 
dass sich alle Projekte zu einem 
großen Gesamtplan zusammenfü-
gen, unabhängig von deren Reali-
sierungszeitpunkt.“

In einem breit angelegten Ver-
fahren wurden seit Mitte Mai 
2019 alle beteiligten Behörden, 
Fachstellen und Verbände in die 

Konzepterstellung einbezogen. 
Mit unterschiedlichen Beteili-
gungsformen, wie etwa einer On-
line-Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger oder Workshops mit 
Schülerinnen und Schülern an den 
Realschulen Regenstauf und Neu-
traubling, wurden neben einer 
engen Einbindung der 41 Land-
kreisgemeinden sowie weiterer 
Straßenbaulastträger alle Infor-
mationen, Anregungen und Hin-
weise zusammengefasst. Mitte 
Februar 2020 wurden dann in ei-
ner großen Plenumssitzung die 
vom Planungsbüro vorgenomme-
nen Priorisierungen nochmals dis-
kutiert und anschließend in der 
eingerichteten Steuerungsgruppe 
final beraten. 

Der Abschlussbericht ist auf 
der Homepage des Landkreises 
Regensburg unter http://www.
landkreis-regensburg.de/wirt-
schaft-energie/radkonzept/ ein-
gestellt. Die dort genannte Priori-
sierung der Maßnahmenvorschlä-
ge (Prioritäten: 1, 2 und 3) gibt 
deren Bedeutung aus radverkehr-
licher Sicht wieder. Aufgrund der 
verschiedenen Zuständigkeiten 
muss dies aber nicht zwingend 
der Reihenfolge der Umsetzung 
entsprechen. Und selbstverständ-
lich müssen die Umsetzungspro-
jekte auch die notwendigen Ge-
nehmigungsverfahren und Fach-
stellenbeteiligungen durchlaufen. 

Das Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit fördert die Konzept- 
erstellung im Rahmen der Nationa-
len Klimaschutzinititative mit rund 
50 Prozent der Kosten. r

Die Bayernwerk Netz GmbH wird sich in den nächsten fünf Jahren in 
der Stadt Grafenwöhr in der Oberpfalz um die vollständige Wartung 
der Straßenbeleuchtung kümmern. Bild: Stephan Beimler / Bayernwerk

Grafenwöhr:

Partnerwahl für 
die Straßenbeleuchtung
Die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) wird sich in den nächs-
ten fünf Jahren in der Stadt Grafenwöhr in der Oberpfalz um die 
vollständige Wartung der Straßenbeleuchtung kümmern. Nach 
zwischenzeitlicher Betreuung durch einen Wettbewerber konnte 
sich das Energieunternehmen mit Sitz in Regensburg nach einjäh-
riger Testphase für die Vergabe der Wartung, Instandhaltung und 
Störungsbeseitigung ab 1. Mai 2020 empfehlen. Das gesamte Be-
leuchtungsnetz im Stadtgebiet umfasst rund 1.600 Brennstellen. 

Grafenwöhr hat mit Beschluss 
des Stadtrats am 16. April 2020 
dem Bayernwerk den Auftrag 
für die komplette Wartung und 
Instandhaltung der Straßenbe-
leuchtung bis Ende April 2025er-
teilt. Somit ist das Bayernwerk in 
den nächsten fünf Jahren für die 
Straßenbeleuchtung der Kom-
mune und den sicheren Betrieb 
der rund 1.600 Leuchten verant-
wortlich. Ein Drittel der Leuchten 
ist bereits von konventioneller 
Technik auf moderne, umwelt-
freundliche LED-Technik umge-
stellt worden. Die Kommune be-
absichtigt nach eigener Aussage 
in den kommenden Jahren noch 
weitere Umrüstungen auf LED.

Bestätigung guter Leistung

Kommunalmanager Markus 
Windisch vom Bayernwerk sag-
te zur Entscheidung der Kom-
mune: „Das Bayernwerk hat sich 
mit guten Leistungen und einem 
überzeugenden Konzept für eine 
langfristig verlässliche Wartung 
der Straßenbeleuchtung durchge-
setzt. Das entgegenbrachte Ver- 

trauen ist für uns Bestätigung 
und Ansporn zugleich.“ Zum  
Umfang der angebotenen Leis-
tung zählt neben der turnusmä-
ßigen Wartung, Dokumentation, 
Reinigung und technische Prüfung 
eine 24-Stunden-Bereitschaft und 
regelmäßige Tests der Standsi-
cherheit ausgewählter Masten.

Kosten: rund 200.000 Euro

„Wir freuen uns sehr, dass un-
sere guten Leistungen dazu ge-
führt haben, dass wir die Stadt 
Grafenwöhr von einer Weiterfüh-
rung unserer technischen War- 
tungsleistungen in der Straßen-
beleuchtung überzeugen konn-
ten“, stellte Markus Windisch 
fest. Die Kosten für die Service-
leistungen liegen für die ge-
samte Vertragslaufzeit bei rund 
200.000 Euro.

Grafenwöhr liegt im Zustän-
digkeitsbereich des Bayern-
werk-Kundencenters Weiden. 
Vom Kundencenter Weiden aus 
betreuen mobile Servicetechni-
ker das Bayernwerk-Netz in der 
Region. r

Staatsministerin Schreyer: 

Drei Gleise jetzt, 
vier Gleise bleiben möglich

Die Ministerin für Wohnen, Bau und Verkehr, Kerstin Schreyer, 
hat in einem Gespräch mit dem Landtagsabgeordneten Benjamin 
Miskowitsch und Landrat Thomas Karmasin bestätigt, dass die 
Staatsregierung die Stärkung der S-Bahn-Außenäste vorantreibe. 

Es sei der politische Wille, in 
der Zukunft auch den viergleisigen 
Ausbau der S4 zu ermöglichen. Al-
lerdings dürften die aktuellen Pla-
nungen für die Dreigleisigkeit da-
durch nicht gefährdet werden, 
damit die Fahrgäste möglichst 
schnell entlastet würden. Die Pla-
nungen würden aber so realisiert, 
dass die Möglichkeit, später noch 
ein viertes Gleis zu realisieren, 
nicht verhindert wird. 

Landrat Thomas Karmasin sieht 
seine Auffassung durch die Aussa-
ge der Ministerin bestätigt: „Ich 

bin dankbar, dass die Ministerin 
noch einmal klargestellt hat, dass 
die zeitnahe Realisierung des drit-
ten Gleises einen späteren Ausbau 
auf vier Gleise nicht verhindert. 
Deshalb: jetzt schnelle Verbesse-
rung für die Pendler und Pend-
lerinnen statt weiterer Verzöge-
rungen für eine Optimallösung ir-
gendwann!“ Abgeordneter Misko-
witsch, der den Termin organisiert 
hatte, sagte: „Der Termin mit der 
Ministerin war gut und wichtig, 
um die Brisanz der Thematik noch-
mals zu platzieren.“ r
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Novelle des Personenbeförderungsgesetzes:

Kommunale Steuerung 
und neue Mobilitätsformen

SGK-Bundesvorstand verabschiedet Positionspapier

Der SGK-Bundesvorstand hat auf seiner jüngsten Sitzung ein Positi-
onspapier zur Novelle des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) 
verabschiedet. Bereits seit Beginn des vergangenen Jahres liegen 
hierzu Eckpunkte des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vor und eine Findungskommission wurde eingesetzt. 
Noch ist jedoch nicht absehbar, wann das Gesetzgebungsverfah-
ren starten wird. Den anstehenden Gesetzgebungsprozess will die 
Bundes-SGK mit diesem Beschluss begleiten.

Im Koalitionsvertrag ist der Auf-
trag zur Reform des PBefG festge-
halten. Darin heißt es u.a.: „Wir 
wollen, dass Mobilität über al-
le Fortbewegungsmittel (z. B. Au-
to, ÖPNV, E-Bikes, Car- und Ri-
de Sharing, Ruftaxen) hinweg ge-
plant, gebucht und bezahlt wer-
den kann und führen deshalb eine 
digitale Mobilitätsplattform ein, 
die neue und existierende Mobi-
litätsangebote benutzerfreund-
lich miteinander vernetzt. Um 
dies zu erreichen, müssen einheit-
liche, offene Standards entwickelt 
und eingehalten werden. Wir wol-
len Ruf- und Bürgerbusse stärken 
und etwaige Regelungshindernis-
se beseitigen. Wir wollen digital 
organisierte private Mitfahrge-
legenheiten unterstützen (insbe-
sondere von Pendlern). Wir wer-
den das Personenbeförderungs-
gesetz mit Blick auf neue digitale 
Mobilitätsangebote modernisie-
ren. Wir wollen einen Rechtsrah-
men für das autonome Fahren 
schaffen, der Datenschutz und 
Datensicherheit ebenso gewähr-
leistet wie ein Höchstmaß an Si-
cherheit.“ 

Kommunen müssten entspre-
chende Steuerungsmöglichkeiten 
erhalten. Gute soziale Rahmen-
bedingungen zum Schutz der Be-

schäftigten seien dabei zentrale 
Voraussetzung. Sowohl der Taxi- 
wie auch der Mietwagenbetrieb 
soll von regulatorischen Entlas-
tungen profitieren. „Für einen at-
traktiven und in die Zukunft ge-
richteten ÖPNV wollen wir digita-
le Informations- und Vertriebssys-
teme fördern.“ 

Städte in Bedrängnis

Laut SGK gibt es Beispiele aus 
den Städten Pforzheim und Hil-
desheim, die verdeutlichen, wie 
öffentliche Verkehrsunternehmen 
durch den im Personenbeförde-
rungsgesetz verankerten Vor-
rang eigenwirtschaftlicher Ver-
kehre sowie dem Nebeneinander 
von Aufgabenträgern und Geneh-
migungsbehörden bei Zulassung 
und Verkehrsplanung in Bedräng-
nis geraten können – mit negati-
ven Folgen für die Beschäftigten. 
Eine solche Entwicklung sei gera-
de mit Blick auf die Gewährleis-
tung einer guten Mobilität für al-
le Regionen und die Herausforde-
rungen zur Erreichung der Klima-
ziele zu verhindern. 

Das PBefG soll den neuen Ge-
gebenheiten der Digitalisierung, 
dem Klimaschutz, den neuen 
Mobilitätsformen und -Bedürf-

nissen in der Stadt und auf dem 
Land angepasst werden. Aus 
kommunaler Perspektive müs-
sen Antworten auf folgende Fra-
gen und Anforderungen gefun-
den werden: 1. Wie kann gewähr-
leistet werden, dass die Kommu-
nen die Steuerung und Kontrolle 
über die Mobilitätsangebote und 
ihre Standards behalten bzw. er-
langen? 2. Wie können neue Mo-
bilitätsformen, digitale Buchungs-
möglichkeiten und Pooling inklusi-
ve der dazu notwendigen Plattfor-
men in die Nahverkehrsplanung 
als sinnvolle Ergänzung für eine 
Ausweitung des Angebots inte-
griert werden? 3. Der ÖPNV als 
Aufgabe der Daseinsvorsorge soll 
ausgebaut und attraktiver wer-
den, um das Leben in der Stadt 
und auf dem Land zu verbessern. 
Dieses Ziel kann nur unter Ein-
haltung von ökologischen, sozi-
alen und qualitativen Standards 
erreicht werden. Verantwortung 
und Kontrolle müssen vor Ort bei 
den Kommunen liegen. 

Verpflichtendes Instrument

Der Nahverkehrsplan des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes soll 
aus Sicht der Bundes-SGK zum  
zentralen verpflichtenden Instru-
ment der kommunalen Aufgaben-
träger werden, um den öffentli-
chen Verkehr nach den jeweiligen 
Bedürfnissen gestalten zu kön-
nen. Dementsprechend muss die 
Novelle „die Kommunen als Auf-
gabenträger stärken, indem sie 
klarstellt, dass über die Nahver-
kehrspläne soziale, qualitative und 

ökologische Standards auch für ei-
genwirtschaftliche Verkehre gel-
ten. Alternativ sollten für den Fall, 
dass eine Kommune keinen Nah-
verkehrsplan ausgearbeitet hat, 
Standards auch bereits über die 
Vorabbekanntmachung verankert 
werden können. Die Nahverkehrs- 
pläne sollten auch Festlegungen 
über Kapazitäten, Preise und Si-
cherheitsstandards enthalten und 
für die Genehmigungsbehörden 
bindend sein.“ 

On-Demand und Ride-Pooling- 
Angebote sollten als Alternativen 
im ÖPNV zugelassen werden. Um 
dies rechtssicher zu ermöglichen, 
sei eine Verankerung der neuar-
tigen Angebote im Nahverkehrs- 
plan und deren Ermöglichung als 
integrierter Teil des ÖPNV bereits 
im PBefG als eigene Verkehrsform 
notwendig. „Sie können innerhalb 
des Nahverkehrs als Ergänzung zu 
den Linien- bzw. den Gelegenheits-
verkehren vor allem in suburba-
nen und ländlichen Regionen sinn-
voll sein, müssen aber zwingend 
in der Kontrolle der Kommunen 
ausgestaltet werden, um Fehlent-
wicklungen zu verhindern. Wenn 
ein kostendeckender Betrieb nicht 
möglich ist, kann der Aufgabenträ-
ger Leistungen ähnlich wie im Lini-
enverkehr bestellen.“ 

„Rosinenpickerei“ verhindern

Aus kommunaler Sicht dür-
fen neue Mobilitätsformen nur 
zusätzliche Angebote generie-
ren und bestehende Lücken fül-
len, ohne die Wirtschaftlichkeit 
und Effektivität der bestehenden 
Strukturen zu gefährden. „Rosi-
nenpickerei“ privater Anbieter, 
d.h. eine Strategie zur Übernah-
me nur von wirtschaftlich interes-
santen Verkehren, soll verhindert 
werden, weil deren Herauslösung 
aus dem bestehenden Gefüge öf-
fentlicher Verkehre diesen insge-
samt gefährden würde. Ähnliches 
gilt für eine Markteroberung über 
einen Dumpingwettbewerb. 

Darüber hinaus muss durch ei-
ne Änderung des PBefG sicherge-
stellt werden, dass durch die di-
gitale Vermittlung von Beförde-
rungsangeboten keine Schlupflö-
cher für eine vor Ort bestehende 
Genehmigungspflicht entstehen. 
Nur so können die Kommunen ei-
ne adäquate Planung ihres ÖPNV 
gewährleisten. Zudem muss das 
Taxi als eine bewährte Mobilitäts-
form erhalten bleiben. Eine Flexi-
bilisierung der Tarifstrukturen bei 
Sharing-Angeboten im Taxenver-
kehr mit Ober- und Untergrenzen 
und der Ersatz der Ortskundeprü-
fung durch einen „kleinen Fach-
kundenachweis“ (bei Fahrern von 
Taxi-, Mietwagen und Pooling-
diensten) könnten hier unterstüt-
zend wirken. 

„Gute Mobilität-Gesetz“

Nach Auffassung der sozialde-
mokratischen Kommunalpolitiker 
muss ein größerer Wurf – ein „Gu-
te Mobilität-Gesetz“ – über das 
Ende der Legislaturperiode ge-
dacht werden, „denn die Anfor-
derungen durch Klimaschutz und 
Luftreinhaltung sind hoch. Wer 
in Zukunft einen attraktiveren öf-
fentlichen Nahverkehr anbieten 
will, um den Modal-Split maßgeb-
lich zu verändern, muss maximale 
Entscheidungs- und Planungsfrei-
heit haben.“ 

Mit den bestehenden politi-
schen Mehrheiten auf Bundese-
bene sei ein Ende des Vorrangs 
der Eigenwirtschaftlichkeit ge-
genwärtig nicht durchzusetzen. 
Darüber hinaus gebe es jedoch 
noch viele Möglichkeiten, den 
ÖPNV zu verbessern: zum Bei-
spiel durch Zieldefinitionen für 
die Erreichbarkeit von Angebo-
ten (Mobility as a Service) und 
die dazu notwendige digitale In-
frastruktur sowie die Auflösung 
von Tarifgrenzen. In diesem Zu-
sammenhang seien raumplane-
rische Fragen, Fragen des Stra-
ßenrechts (z.B. Sondernutzungs-
recht) für nicht stationsbasierte 
Angebote und Finanzierungsfra-
gen zu klären. DK

V.l.: Jörg Wohlfahrt (Taxi München eG), Verkehrsstaatssekretär 
Klaus Holetschek, Christian Hess (Isarfunk), Alfred Lehmair (Lan-
desverband bayerischer Taxi- und Mietwagenunternehmen e.V.), 
Alexander Mönch (Free Now), Christoph Weigler (Uber), Donald 
Huber (Taxiunternehmer). Bild: StMB

Bayerisches Verkehrsministerium und Taxi- und Mietwagenbranche:

Maßnahmen zum Schutz 
von Fahrern und Fahrgästen
Mundschutz, häufiges Händewaschen, Niesen und Husten in die 
Ellenbeuge: Die üblichen Hygienehinweise zur Eindämmung des 
Corona-Virus gelten auch in Taxis und Mietwagen. Darüber hin-
aus haben der Bayerische Taxi- und Mietwagenverband e.V., Free 
Now, Uber, die Taxi München eG und IsarFunk gemeinsam mit 
dem Bayerischen Verkehrsministerium weitere Maßnahmen ent-
wickelt, um Fahrgäste sowie Fahrerinnen und Fahrer zu schützen. 

„Die Gesundheit steht jetzt an 
oberster Stelle“, betont Bayerns 
Verkehrsstaatssekretär Klaus 
Holetschek. „Deshalb gibt es in 
immer mehr Fahrzeugen Trenn-
vorrichtungen zwischen Fahrer 
und Fahrgast, die vor einer An-
steckung schützen sollen. Damit 
das funktioniert, sind wir auch 
auf die Mithilfe der Fahrgäs-
te angewiesen: Bitte halten Sie 
Abstand und steigen Sie immer 
hinten ins Auto ein.“

Hinweise an Beifahrertüren

Wie im gesamten öffentlichen 
Nahverkehr wird auch in Taxis 
und Mietwagen mit Fahrern ei-
ne Pflicht zur Mund-Nasen-Be-
deckung gelten. „Genau wie in 
Bus und Bahn gilt auch hier: Be-
decken Sie Mund und Nase mit 
einer Maske, einem Tuch oder 
Schal“, so Holetschek.

Um auf die neuen Regeln hin-
zuweisen, hat ein Großteil der 
Unternehmen an den Beifah-
rertüren Hinweise angebracht, 
die an den Einstieg im hinteren 
Teil des Fahrzeugs erinnern. Au-
ßerdem bitten Holetschek und 
die Unternehmer schon ab ei-

ner Gruppe von drei Personen 
ein Großraumfahrzeug zu ru-
fen und möglichst bargeldlos 
zu bezahlen. Hierfür haben die 
Unternehmen ihre Möglichkei-
ten zur bargeldlosen Bezahlung, 
beispielsweise per App oder 
EC-Karte, ausgeweitet.

Wichtige Rolle

„Ich freue mich sehr, dass al-
le Beteiligten an einem Strang 
ziehen und wir gemeinsam Lö-
sungen erarbeiten konnten“, so 
Holetschek weiter. „Dank dieser 
Maßnahmen ist es weiterhin be-
denkenlos möglich, Taxi zu fah-
ren oder sich einen Mietwagen 
mit Fahrer zu nehmen. Den Un-
ternehmen, Verbänden und ins-
besondere den Fahrerinnen und  
Fahrern gilt an dieser Stelle 
mein ausdrücklicher Dank. Sie 
übernehmen eine wichtige Rol-
le in dieser Zeit, indem Sie un-
ter anderem Krankentransporte 
durchführen und Menschen, die 
im Gesundheitsbereich oder an-
deren systemrelevanten Beru-
fen tätig sind, zu ihren Arbeits-
plätzen bringen. Dafür ein herz-
liches Vergelt‘s Gott!“ r

Altlandrat Franz Meyer: 

„Der Rufbus ist jetzt noch flexibler“
Dieses Angebot wird viele ÖPNV-Nutzer im Landkreis Passau freu-
en: Der Rufbus bringt seine Fahrgäste jetzt direkt zur gewünschten 
Zieladresse. Das hatte der Verkehrsausschuss des Landkreises Pas-
sau neben weiteren umfassenden Verbesserungen im ÖPNV be-
schlossen. Altlandrat Franz Meyer verweist auf die schnelle Umset-
zung der Vorgaben: „Unser ÖPNV ist jetzt noch attraktiver.“

Das Konzept des Rufbusses gibt 
es im Landkreis Passau bereits seit 
einiger Zeit. Fahrgäste können in-
nerhalb eines festgelegten Fahr-
plans einen Rufbus zur Wunsch-
haltestelle bestellen und damit 
bequem und schnell von A nach 
B kommen. Das hat zunächst den 
Vorteil, dass öffentliche Verkehrs-
mittel auch an Orten genutzt wer-
den können, die vom regulären Li-
nienverkehr nicht bedient wer-

den. Darüber hinaus fährt der 
Rufbus nur dann, wenn dieser be-
stellt wurde und tatsächlich ge-
nutzt wird. Dieses Angebot ist al-
so auch im Hinblick auf den Klima-
schutz eine zukunftsfähige Alter-
native. Denn Leerfahrten gibt es 
damit beim Rufbus nicht. Meyer: 
„Viele reden vom ÖPNV, wir tun 
etwas und handeln.“

Mit der neuen einseitigen Ziel- 
anbindung wird das Rufbusan-

gebot nun noch ein Stück flexi-
bler. Fahrgäste können nun im 
Ort ihrer gewünschten Zielhal-
testelle direkt an ein adressge-
naues Ziel ohne Zusatzkosten 
befördert werden. Bisher muss-
ten die Fahrgäste an den vorge-
gebenen Haltestellen ausstei- 
gen. Franz Meyer spricht von ei-
ner „deutlichen Attraktivitäts- 
steigerung“ des gesamten ÖPNV 
im ländlichen Raum und hofft, 
dass dieses Konzept auch in an-
deren Landkreisen bald Standard 
ist. Der Landkreis Passau ist bay-
ernweit einer der Ersten, der so 
ein flexibles Rufbussystem anbie-
tet. Fahrgäste können dieses An-
gebot für künftig 50 Euro pro Jahr 
auf allen Rufbuslinien im Land-
kreis Passau nutzen.

Neben den Verbesserungen im 
Rufbussystem hatte der Verkehrs- 
ausschuss auch eine Ausweitung 
der Gültigkeit des Öko-Netz-Ti-
ckets beschlossen, so Meyer. Die-
ses kann an Schultagen bereits 
ab 13 Uhr statt wie bisher ab 14 
Uhr auf allen Linien – egal ob Bus 
oder Bahn – der Verkehrsgemein-
schaft im Landkreis Passau (VLP) 
genutzt werden. Die Reaktionen 
auf dieses ausgeweitete Angebot 
sind sehr positiv. Außerdem fängt 
der Landkreis steigende Betriebs-
kosten der Verkehrsunternehmer 
auf, so dass es für Fahrgäste erst-
mals in der Geschichte der Ver-
kehrsgemeinschaft Landkreis Pas-
sau (VLP) zum Jahreswechsel kei-
ne Tariferhöhungen gibt.

2020 gibt der Landkreis Passau 
für den ÖPNV einschließlich der 
Kosten für die Schülerbeförderung 
rund vier Millionen Euro an Eigen-
mitteln aus. Basis dafür ist der 
mit großer Mehrheit kürzlich vom 
Kreistag beschlossene Kreishaus-
halt. Insgesamt kostet der ÖPNV 
mit Schülerbeförderung im Land-
kreis Passau rund zehn Millionen 
Euro, so der Altlandrat. „Geld aus 
unserem Kreishaushalt, das wirk-
lich bestens angelegt ist.“ r

Landkreis Aschaffenburg:

Messkampagne 
auf den Kreisstraßen

Zur Zustandserfassung der Kreisstraßen wird derzeit eine Mess-
kampagne im Auftrag des Landkreises Aschaffenburg – Kreisstra-
ßenverwaltung durchgeführt. Die hierzu notwendigen Befahrun-
gen werden – wetterabhängig – voraussichtlich bis zum 30.06.2020 
abgeschlossen sein.

Für die Messkampagne wird 
ein mit Stereo- und Panorama-
kameras ausgerüstetes Fahr-
zeug das Straßennetz befah-
ren und alle im Straßenkorri-
dor befindlichen Objekte der 
Straßenausstattung und Stra-
ßenbestandteile dreidimensio-
nal erfassen. Die Kreisstraßen-
verwaltung benötigt die daraus 
generierten Informationen als 
Grundlage für verschiedene, ge-
setzlich vorgeschriebene Aufga-
ben, insbesondere für Planungs-
zwecke sowie für Bestands- und 
Zustandsanalysen der Kreisstra-
ßen. 

Datenschutzkodex

Die Befahrung erfolgt durch 
das Unternehmen iNovitas 
Deutschland GmbH, ein freiwil-
liges Mitglied des SRIW – Ver-
ein Selbstregulierung Informa-
tionswirtschaft e.V.. Um bei 
den Aufnahmefahrten sowie 

der späteren Verwendung der 
Bildaufnahmen geltenden Da-
tenschutzbestimmungen Rech-
nung zu tragen und einen trans-
parenten Umgang mit dem 
Bildmaterial zu gewährleisten, 
hat sich das durchführende Un-
ternehmen freiwillig verpflich-
tet, den Datenschutzkodex für 
Geodatendienste des SRIW ein-
zuhalten.

In den Bildern werden al-
le Kfz-Kennzeichen und Gesich-
ter automatisch unkenntlich ge-
macht (verpixelt). Eine Veröf-
fentlichung der Bilder ist nicht 
beabsichtigt. 

Sollte es gewünscht sein, 
dass Fassaden von Privatgebäu-
den unkenntlich gemacht wer-
den, steht den Betroffenen das 
Recht zu, Widerspruch gegen die 
Darstellung des Objektes einzu-
legen. Der Widerspruch kann 
unter Angabe der Adresse des 
Objekts in schriftlicher Form er-
folgen. r

Luftfahrtbranche:

Förderprogramm  
geht an den Start

Aiwanger: „Geben der bayerischen Luftfahrtindustrie Rückenwind“

Mit dem Förderaufruf für ein millionenschweres Forschungspro-
gramm in der Luftfahrtindustrie stärkt Bayern seine Position als 
führender Hightech-Standort.

Laut Bayerns Wirtschaftsmi-
nister Hubert Aiwanger „ist die  
Luftfahrtbranche eine strategi-
sche Schlüsselindustrie und ein 
Innovationsmotor für Bayern. 
Mit unserem neuen Förderpro-
gramm geben wir den Unterneh-
men der Luftfahrtindustrie Rü-
ckenwind und steigern ihre Wett-
bewerbsfähigkeit. Wir wollen in-
novativen Ideen zum Durchbruch 
verhelfen, um die bayerischen 
Luftfahrtstandorte auszubauen 
und Arbeitsplätze langfristig zu 
sichern.“

Nachhaltiges Zeichen

Die Förderung von Vorhaben 
zur Steigerung der Produktivi-
tät und Materialeffizienz in der 
Luftfahrtindustrie (BayLu25) er-

gänzt die Luftfahrtforschung 
des Bundes (LuFo VI). Für die 
Jahre 2020 bis 2023 werden 
Fördermittel in Höhe von 20 
Millionen Euro ausgereicht, die 
bei den beteiligten Unterneh-
men und Forschungseinrichtun-
gen Investitionen von rund 40 
Millionen Euro auslösen. Die Er-
gebnisse und Innovationen sol-
len auf weitere Branchen wie 
die Automobilindustrie, die Me-
dizintechnik oder den Maschi-
nenbau ausstrahlen.

„Damit setzen wir nicht nur 
ein starkes und nachhaltiges Zei-
chen für die Luftfahrtbranche, 
sondern investieren in die Zu-
kunftsfähigkeit des gesamten 
Wirtschaftsstandorts Bayern“, 
machte der Wirtschaftsminister 
deutlich. r
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MVV-Verbundlandkreise übergeben Positionspapier S-Bahn München:

Außenäste stärken, neue 
Verkehrslösungen durchdenken  

Der Großraum München boomt – das spürt auch die S-Bahn. 
Gebaut wurde sie für 250.000 Menschen, heute nutzen sie bis zu 
840.000 Menschen jeden Tag. Gefragt sind deswegen neue Lö-
sungen, um die S-Bahn als Rückgrat des Nahverkehrs rund um 
München fit für die Zukunft zu machen. In einem überarbeiteten 
und an Verkehrsministerin Kerstin Schreyer übergebenen Positi-
onspapier haben die MVV-Verbundlandkreise dazu ihre Gedan-
ken und Wünsche dargelegt. 

„Zahllose Rückmeldungen der 
Pendler, die nahezu tagtäglich 
mit den Schwierigkeiten im Sys-
tem konfrontiert sind, sind für 
mich gleichermaßen Anspruch 
und Triebfeder, für weiterge-
hende und schnell umsetzbare 
Verbesserungen im System ein-
zustehen“, betonte Ebersbergs 
Landrat Robert Niedergesäß, 
Sprecher der MVV-Verbundland-
kreise.

Rückgrat des ÖPNV

Laut MVV-Geschäftsführer Dr. 
Bernd Rosenbusch „ist die S-Bahn 
München, mit der Stammstre-
cke in der Innenstadt, nicht nur 
für die Landeshauptstadt eine 
Hauptschlagader des Verkehrs. 
Sie ist auch und gerade auf den 
Außenästen – zusammen mit den 
Busverkehren als Zubringer – das 
Rückgrat des ÖPNV in den Ver-
bundlandkreisen. Deshalb ist es 
so wichtig, dass wir gemeinsam 
Ideen entwickeln, diese umset-
zen und an Stabilität und Ange- 
bot des Schienenpersonennah-
verkehrs im MVV-Raum arbei-
ten.“

Ergänzend zu den bereits vor-
gebrachten Schwerpunktforde- 
rungen werden in dem aktu-
ellen Positionspapier weitere 
Handlungsschwerpunkte deut-

lich gemacht. So fordern die 
Landkreise sowohl Maßnahmen 
zur sofortigen und dauerhaften 
Verbesserung der Pendlersitua-
tion, auch und gerade während 
der anstehenden Bauphase, als 
auch die kurz-, mittel- und lang-
fristige Sicherstellung einer aus-
kömmlichen Finanzierung ver-
kehrlich sinnvoller Infrastruktur- 
und Betriebsmaßnahmen. 

Kluge Planung erforderlich

„In diesem Zusammenhang 
gilt es auch den Grundsatz zu 
hinterfragen, wonach die DB 
Schienenstrecken nicht auf Vor-
rat und stets nach dem Gebot 
der Sparsamkeit planen und re-
alisieren darf“, heißt es in dem 
Positionspapier. „Wir brauchen 
eine kluge und weitblickende 
Planung, damit eine Infrastruk-
tur entsteht, die auch den An-
forderungen künftiger Generati-
onen gerecht wird.“

Aus Sicht der Landkreise gibt 
es vielfache Optionen, sowohl 
die Schieneninfrastruktur als 
auch das Angebot von S-Bahn 
München und Regionalzugver-
kehr entscheidend zu verbes-
sern. Ergänzend zum Positions-
papier aus 2017 wurden die 
Handlungsfelder „Angebotsver- 
besserungen bei der S-Bahn 

München“ (Schließen von Taktlü-
cken, Frühfahrten, Fahrten in der 
SVZ / nachts, etc.), wo infrastruk-
turell und betrieblich möglich so-
fort und nicht erst mit Inbetrieb-
nahme der 2. Stammstrecke um-
setzen), „Angebotsverbesserun- 
gen bei den Regionalzügen“ (zu-
sätzliche Halte und Angebote), 
„Prüfung und ggf. Weiterent-
wicklung vorliegender Störfall-
konzepte“, „Erarbeitung stabiler 
Fahrplankonzepte“ sowie „kurz-
fristige Maßnahmen zur Ergän-
zung des SPNV“ in die Auflistung 
aufgenommen. 

Vielfache Optionen

Daneben liegt der Fokus u.a. 
auf der Ausstattung der S-Bahn-
stationen (Modernisierung, Bar-
rierefreiheit, Fahrgastinforma-
tionsanlagen an allen Stationen), 
der Schieneninfrastruktur (durch-
gehende Zweigleisigkeit, Beseiti-
gung von Mischbetrieb, Gesamt-
konzept für die Weiterentwick-
lung, insbesondere tangentiale 
Schienenverbindungen), den  Re-
gionalexpressverbindungen (z.B. 
Ostbahnhof – Ottobrunn – Aying – 
Bad Aibling – Rosenheim), der Ver-
knüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln (Hub-Stationen), dem 
Lärmschutz (nach Neubaustan-
dard, abgestellte Fahrzeuge, Gü-
terverkehr) sowie auf Tarif und Ti-
cketing (Vertrieb, Kundencenter, 
Mobilitätsplattform etc.).

Kurzfristig kann das öffentli-
che Verkehrsangebot nach Auf-
fassung der MVV-Verbundland-
kreise nur verbessert werden, 
„wenn der SPNV durch zusätz-
liche Verkehrsangebote flanki-

ert und ergänzt wird, die ein-
fach, schnell und vergleichswei-
se kostengünstig realisiert wer-
den können“. Der SPNV bilde 
nach wie vor als Rückgrat die 
Grundlage, sollte jedoch durch 
sog. BusRapidTransit-Systeme 
(BRT oder Schnellbussystem) 
ergänzt werden. Außerdem sei 
zu prüfen, ob auch Seilbahnen 
oder eine „Magnetbahn light“ 
kurzfristiger und kostengünsti-
ger als konventionelle Schienen-
systeme realisiert werden könn-
ten. Einige Landkreise arbeite-
ten bereits gemeinsam mit dem 
MVV an derartigen Prüfungen. 
Unterstützung sei dabei sowohl 
bezüglich der Planungsabläufe 
wie auch bei der Finanzierung 
von Seiten des Bundes und des 
Freistaats erforderlich, um eine 
rasche Umsetzung erreichen zu 
können.  

Wichtige Partner

„Wir müssen uns den gesam-
ten Großraum München an-
schauen, um das Verkehrssys-
tem noch intelligenter aufzu-
stellen. Die Landkreise und der 
MVV sind dafür wichtige Part-
ner“, erklärte Verkehrsminis-
terin Schreyer. Sie dankte den 
Landkreisen ausdrücklich für ihr 
Engagement in Bezug auf den 
ÖPNV. „Es ist unser gemeinsa-
mes Ziel, das System zuverläs-
sig und fit für die Zukunft zu 
machen. Wir müssen alle Mög-
lichkeiten durchdenken, von 
U-Bahn-Verlängerungen bis zur 
Seilbahn. Aber aus meiner Sicht 
braucht es vor allem eine erheb-
liche Beschleunigung des Aus-
baus der Außenäste der S-Bahn 
und zusätzlich sinnvolle Quer-
verbindungen. Hier müssen wir 
mit den zuständigen Landkrei-
sen überlegen, wie wir uns noch 
besser aufstellen“, erläuterte 
die Ministerin. 

Fahrgastinformation

Die Gedanken und Forderun-
gen aus dem Papier der Land-
kreise würden nun im Rah-
men des Programms „Bahnaus-
bau Region München“ bewer-
tet. Schreyer: „Mein Haus hat 
auch das erste Positionspapier 
aus dem Jahr 2017 aufgegriffen. 
Derzeit werden 40 Maßnahmen 
auf ihre Machbar- bzw. Umsetz-
barkeit untersucht, weitere 28 
Maßnahmen – darunter die 2. 
Stammstrecke als das zentrale 
Element – befinden sich bereits 
in der konkreten Planung, im Bau 
oder sind schon umgesetzt. Ge-
meinsam mit der DB, dem MVV 
und den Landkreisen konnte der 
Freistaat bereits zahlreiche Ver-
besserungen erzielen, so bei-
spielsweise im Bereich der Fahr-
gastinformation. Aber wir dürfen 
nicht nachlassen: Gerade bei gro-
ßen Störungen muss die Informa-
tion der Fahrgäste noch deutlich 
besser werden.“ DK

Die Landräte bei der Übergabe des Positionspapiers an Verkehrs-
ministerin Kerstin Schreyer. Das Bild entstand vor der Corona- 
Pandemie. Bild: STMB

Mehr Zug fürs Oberland 
Neue Fahrzeugflotte der BOB bringt ab Juni 2020  

mehr Zuverlässigkeit ins Oberlandnetz 
Eine komplett neue Fahrzeugflotte verbessert ab Mitte Juni den 
Zugverkehr im Bayerischen Oberland. Die ersten Fahrzeuge wur-
den bereits ausgeliefert und sind derzeit zu Schulungs- und Test-
fahrten im Probebetrieb im Oberlandnetz unterwegs. Mit der 
neuen Flotte wollen die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG), 
die den Regional- und S-Bahnverkehr in Bayern im Auftrag des 
Freistaats plant, finanziert und kontrolliert, und die Bayerische 
Oberlandbahn (BOB) vor allem die Zuverlässigkeit für die Fahr-
gäste erhöhen.

Derzeit ist beabsichtigt, die in 
die Jahre gekommenen Fahrzeu-
ge der Typen „Talent“ und „Inte-
gral“ schrittweise gegen 25 fa-
brikneue Fahrzeuge des Typs 
„LINT“ auszutauschen. Im An-
schluss an den Probebetrieb, 
zum kleinen Fahrplanwechsel 
Mitte Juni 2020, sollen in einem 
ersten Schritt die Fahrzeuge des 
Typs Talent ersetzt werden. Im 
zweiten Schritt – voraussichtlich 
Ende Juli 2020 – folgt der Aus-
tausch der Fahrzeuge des Typs 
Integral. 

Zum großen Fahrplanwech-
sel im Dezember 2020 kom-
men sechs weitere Neufahrzeu-
ge hinzu. Dadurch entsteht eine 
einheitliche Flotte, die zu mehr 
Betriebsstabilität führt. Die 31 
identischen Fahrzeuge lassen 
sich beliebig miteinander kup-
peln, dadurch steigt die Einsatz-
flexibilität der gesamten Flotte. 
Kapazitätsverbesserungen und 
zusätzliche Verbindungen wer-
den möglich. 

Verkehrsministerin Kerstin  
Schreyer freut sich über die Neu-
fahrzeuge: „Für die Fahrgäste ist 
das ein echter Gewinn. Dabei geht 
es nicht nur darum, dass man na-
türlich lieber in einem neuen 
und moderneren Zug sitzt. Ent-
scheidend ist, dass das Risiko von 
Zugausfällen sinkt und wir mit 
diesen Fahrzeugen die Zeit bis zur 
Elektrifizierung der Strecken voll-
ständig überbrücken können.“

„Der Flottentausch bringt 
mehr Zuverlässigkeit in den Netz-
betrieb und echten Mehrwert 
für die Fahrgäste. Wir erwarten 
weniger Zugausfälle und mehr 
Pünktlichkeit “, erklärt BEG-Ge-

schäftsführerin Bärbel Fuchs.  
Darüber hinaus wird das Ange-
bot ab Dezember 2020 ausge-
baut: Im Berufsverkehr an Werk-
tagen wird der Halbstundentakt 
am frühen Vormittag und am 
Abend erweitert. Für den Aus-
flugsverkehr am Wochenende 
gibt es im gesamten Netz mehr 
Sitzplätze sowie auf den Stre-
ckenästen nach Tegernsee und 
Lenggries einen weitgehenden 
Halbstundentakt über den gan-
zen Tag.

Echter Gewinn 
für die Fahrgäste

„Die Fahrzeuge vom Typ LINT 
sind langjährig erprobt, wenig 
störanfällig und sehr zuverlässig. 
Im Vergleich zur Bestandsflotte 
sind die neuen Fahrzeuge deut-
lich leiser, sie stoßen weniger 
Schadstoffe aus und sie bieten 
mehr Fahrkomfort. Unsere Lok-
führer sind von den Zügen be-
geistert“, sagt Fabian Amini, Ge-
schäftsführer der Bayerischen 
Oberlandbahn. „Unsere Fahr-
gäste können sich unter ande-
rem auf leistungsstarke Klima-
anlagen, ein modernes Fahrgas-
tinformationssystem und Gra-
tis-WLAN freuen.“ 

Die neuen Züge sollen als 
Übergangslösung bis zur durch-
gängigen Elektrifizierung der 
Oberlandstrecken zum Einsatz 
kommen, die für Anfang der 
dreißiger Jahre angestrebt wird. 
Parallel soll die Infrastruktur er-
tüchtigt und ausgebaut werden. 
Im Ergebnis werden sich daraus 
weitere Optionen für Angebots-
verbesserungen ergeben. r

Förderung für Inklusionstaxis
Der Landkreis fördert den barrierefreien Umbau mit bis zu 10.000 Euro

Die persönliche Mobilität ist für Menschen mit Behinderungen 
ein wichtiges Thema und gehört zu den zentralen Voraussetzun-
gen einer selbstbestimmten, gleichberechtigten Teilhabe im Sin-
ne der UN-Behindertenrechtskonvention. Im Rahmen der Um-
setzung der Konvention wurde bereits 2015 ein Aktionsplan für 
die Belange von Menschen mit Behinderung im Landkreis Mün-
chen erstellt. Auf diesem fußt auch das neueste Förderprojekt des 
Landkreises München: der Zuschuss für die Anschaffung oder den 
Umbau zum Inklusionstaxi.

Im März diesen Jahres verab-
schiedete der Sozialausschuss 
ein Förderkonzept für im Land-
kreis München ansässige, kon-

zessionierte und gewerblich tä-
tige Taxiunternehmen zur Be-
schaffung oder den Umbau 
barrierefreier, rollstuhlgerech-

ter Fahrzeuge. Seit dem 1. Ap-
ril 2020 können Taxiunterneh-
men über das Landratsamt ei-
ne Förderung von bis zu 10.000 
Euro zur Umrüstung oder Neu-
anschaffung eines „Inklusions-
taxis“ erhalten. Es handelt sich 
dabei um eine einmalige Pro-
jektförderung, die grundsätz-
lich nicht zurückgezahlt werden 
muss. 

Beitrag zur Mobilität

Mit dieser Förderung, die zu-
nächst auf die Dauer von drei 
Jahren begrenzt ist, möchte der 
Landkreis München einen Bei-
trag zur gesellschaftlichen Teil-
habe und Mobilität seiner Bür-
gerinnen und Bürger mit Behin-
derungen leisten und Taxiun-
ternehmen aus dem Landkreis 
München einen finanziellen An-
reiz für mehr rollstuhlgerechte 
Fahrzeuge in ihrem Fuhrpark ge-
ben. 

Ziel: 30 Inklusionstaxis 
bis Ende 2022

Bis Ende des Jahres 2022 sol-
len auf diese Weise bis zu 30 Ta-
xis im Landkreis München für 
Menschen mit Behinderung zur 
Verfügung stehen. Zukünftig sol- 
len die Inklusionstaxis durch ei-
nen gut sichtbaren Aufkleber 
mit der Aufschrift „Inklusions-
taxi“ erkennbar gemacht wer-
den und für den neuen Service 
werben.

„Die Bezuschussung ist ein 
weiterer wichtiger Schritt zur 
Verbesserung der Teilhabemög-
lichkeiten für alle, die auf einen 
Rollstuhl angewiesen sind. Mit 
der Förderung können Taxiun-
ternehmen ihre Flotte inklusiver 
machen und sich dadurch auch 
strategisch einer neuen Kund-
schaft öffnen – ein Gewinn für 
alle Seiten“, hob Landrat Chris-
toph Göbel hervor. r

Spatenstich zur Brücke über  
die Kleine Paar in Holzheim

„Trotz der Corona-Krise darf unsere regionale Wirtschaft nicht zum 
Erliegen kommen,“, erklärte Landrat Stefan Rößle (rechts) beim of-
fiziellen Spatenstich zur Brücke über die Kleine Paar in der Gemein-
de Holzheim: „Hierbei spielen auch öffentliche Aufträge eine wich-
tige Rolle. Denn der weitere Ausbau unserer Infrastruktur, muss 
auch in der momentanen Phase aktiv vorangebracht werden.“ 
Beim Spatenstich im Ortsteil Riedheim waren mit gebührendem 
Abstand neben Landrat Stefan Rößle auch der scheidende Bür-
germeister Robert Ruttmann, sein Nachfolger Josef Schmidberger, 
Dietmar Bschorer von der Firma Vitus Rieder, Martin Stadelmann 
vom Ingenieurbüro Eibl sowie Gerhard Schappin, Leiter der Abtei-
lung Tiefbau am Landratsamt Donau-Ries, vertreten. 
Die 62 Jahre alte Brücke wies bereits Baumängel auf und entsprach 
auch nicht mehr den heutigen Anforderungen. Die neue Brücke 
wird nun nicht nur deutlich tragfähiger (60 Tonnen statt bisher 30 
Tonnen Tragfähigkeit), sondern auch mit beidseitigen Gehwegen 
ausgestattet, um die notwendige Verkehrssicherheit der Fußgän-
gerinnen und Fußgänger zu garantieren. Der Landkreis Donau-Ries 
investiert in die neue Brücke in Riedheim rund 450.000 Euro.
 Bild: Macho/Landratsamt Donau-Ries
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Das neue LF KatS ersetzt laut Bundestagsabgeordnetem Florian  
Oßner ein 32 Jahre altes Löschgruppenfahrzeug in der Feuerwache an 
der Watzmannstraße. r

Neues Katastrophenschutz- 
Fahrzeug für Landshut

Bund stellt der Stadt ein Löschgruppenfahrzeug  
für Löschzug Rennweg zur Verfügung

Die Freiwillige Feuerwehr Landshut bekommt ein neues Lösch-
gruppenfahrzeug Katastrophenschutz (LF KatS). Wie der Bundes-
tagsabgeordnete Florian Oßner mitteilt, stellt der Bund das Fahr-
zeug im Wert von rund 400.000 Euro dem Freistaat Bayern zur 
Verfügung, der es der Stadt Landshut zugeteilt hat. Es ersetzt 
ein 32 Jahre altes Löschgruppenfahrzeug LF 16-TS des Löschzugs 
Rennweg in der Feuerwache an der Watzmannstraße. 

Vor kurzem wurde das neue 
Löschgruppenfahrzeug beim Bun- 
desamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe in Bonn 
von einer Abordnung der Lands-
huter Feuerwehr um Florian 
Mayer, stellvertretender Zugfüh-
rer des Löschzugs Rennweg, ab-
geholt. 

Enorme Geländegängigkeit

Nun finden für etwa vier Wo-
chen Übungen und Einweisun-
gen für die Maschinisten und die 
Mannschaft statt. Das Fahrzeug 
ist bereits im neuen Feuerwehr-
bedarfsplan der Stadt Landshut 
vorgesehen, das LF KatS zeich-
net sich laut Stadtbrandrat Ger-
hard Nemela vor allem durch sei-
ne enorme Geländegängigkeit, 
seinen Allradantrieb und seine 
Bereifung aus: „Damit bekom-
men wir ein universell für viele 
Schadenslagen einsetzbares Ein-
satzfahrzeug. Neben dem Einsatz 
bei Großschadenslagen kann das 
Fahrzeug mit seinem Löschwas-
sertank und der allgemeinen feu-
erwehrtechnischen Ausstattung 
auch gut bei Brandeinsätzen und 

Einsätzen zur technischen Hil-
feleistung eingesetzt werden.“ 
„Wir haben lange auf dieses 
Fahrzeug gewartet. Umso mehr 
freue ich mich, dass unsere Feu-
erwehr nun bald mit ihrem neu-
en LF-KatS ausrücken kann. Un-
sere Freiwillige Feuerwehr leistet 
eine hervorragende Arbeit, wie 
man auch in diesen Tagen wieder 
bei der Bewältigung der Coro-
na-Krise sieht. Deshalb hat sie die  
bestmögliche Ausstattung ver-
dient“, ergänzt Landtagsabge-
ordneter Helmut Radlmeier, der 
sich schon vor Jahren für eine 
Erneuerung der Katastrophen-
schutz-Fahrzeuge ausgesprochen 
hatte. gerade erstellt wird.

„Der Bund übernimmt mit der 
Ergänzung des Katastrophen-
schutzinventars der Länder und 
Kommunen mit Fahrzeugen, Aus-
stattung und Gerät eine wichti-
ge Aufgabe zur Stärkung der in-
neren Sicherheit“, bekräftigt der 
Infrastrukturpolitiker Oßner, der 
selbst ehrenamtlicher Feuerwehr-
mann ist. „In der stark wachsen-
den Stadt Landshut ist das Lösch-
gruppenfahrzeug deshalb auch 
besonders sinnvoll“, so Oßner. r

Mehr Geld vom Bezirk für den Krisendienst Mittelfranken:

Krisenversorgung 
wird ausgebaut

Der Krisendienst Mittelfranken wird weiterentwickelt und aus-
gebaut, dafür bekommt dieser rückwirkend zum 1. Januar mehr 
Geld vom Bezirk Mittelfranken. Bezirkstagspräsident Armin Kro-
der hat die neuen Budgets in Form einer dringlichen Anordnung 
beschlossen. 

Wirtschaftsminister Aiwanger:

„Wir brauchen eine heimische 
Produktion von Schutzgütern“

Maskenverbund Bayern will zu einem der größten Hersteller  
Deutschlands werden

Mit einer Kooperation der Unternehmen PIA Automation (Am-
berg), Sandler AG (Schwarzenbach) und Zettl Group (Weng) 
hat heute der „Maskenverbund Bayern“ die Produktion von 
Einweg-Atemschutzmasken gestartet. Der Verbund will in we-
nigen Wochen eine sechsstellige Stückzahl Masken täglich pro-
duzieren.

„Die Corona-Krise hat gezeigt, 
dass wir bei bestimmten Schutz-
gütern eine heimische Produkti-
on zur Krisenvorsorge brauchen. 
Bayerische Unternehmen wie 
PIA, Zettl und Sandler haben in 
dieser schwierigen Situation fle-
xibel reagiert und in Rekordzeit 
eine neue Lieferkette mit inno-
vativer Technologie aufgebaut, 
die auch irgendwann mit Mas-
ken ‚made in Bavaria‘ exportfä-
hig werden kann“, erklärte Bay-
erns Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger. 

Wertschöpfungskette 
vervollständigen

Die Kooperation dient dem 
Aufbau einer vollständigen Wert-
schöpfungskette für Atemschutz-
masken in Bayern. Vor der Coro-
na-Pandemie gab es in Deutsch-
land keine Hersteller für Einweg-
masken. Der Maskenverbund Bay 
ern hat sich zum Ziel gesetzt, 
eine führende Rolle unter den 
nunmehr neu entstandenen Ein-
wegmasken-Herstellern Deutsch- 
lands zu übernehmen.

Das Oberpfälzer Unternehmen 
PIA baut seit kurzem Anlagen, die 
vollautomatisch Masken produ-
zieren. „Automatisierung ist es-
sentiell für eine kostengünstige 
Produktion von Schutzmasken im 
Inland“, erklärte PIA-Geschäfts-
führer Armin Schalk.

Dr. Ulrich Hornfeck, Vorstand 
der Sandler AG, betonte das En-
gagement aller Beteiligten: „Un-
ser Dank geht an das engagier-
te Sandler-Team sowie an unsere 
Kooperationspartner und unse-
re Landespolitiker.“ Sandler stellt 
den Vliesstoff für die Einwegmas-
ken her.

Wie Reinhard Zettl, Geschäfts-
führer der Zettl Group, ankün-
digte, wird der Maskenverbund 
in den kommenden Jahren wei-
tere Lösungen für Atemschutz-
masken entwickeln: „Unser Ziel 
ist es, die heimische Herstellung 
neu im Markt zu platzieren.“ Der 
Automobilzulieferer Zettl hat 
seine Produktion vor wenigen 
Wochen zum Teil auf die Her-
stellung von Atemschutzmasken 
umgestellt. Dazu setzt er künftig 
die Automaten von PIA ein. r

Verbraucherschutzminister Glauber: 

Sichere Schutzausrüstung 
für den Freistaat

Bayerische Prüfstelle für Schutzgüter wird aufgebaut
Der Schutz der Bevölkerung hat oberste Priorität. Das gilt auch 
für den Bereich Schutzausrüstung. Deshalb wird jetzt auf Initiati-
ve des Bayerischen Verbraucherschutzministeriums die „Bayeri-
sche Prüfstelle für Schutzgüter“ (BayPfS) aufgebaut. 

„Joint Venture“ für  
5.000 Vollgesichtsschilde
Stettler Kunststofftechnik Burgwindheim und RZB Bamberg  

stellen Schutzausrüstung für Stadt und Landkreis Bamberg her
Was wir nicht herbekommen, machen wir selbst! Die Region Bam-
berg zeigt nach den Worten von Landrat Johann Kalb bei der Herstel-
lung sogenannter Vollgesichtsschilder (Faceshields) einmal mehr, 
was sie gemeinsam zu leisten imstande ist. Nachdem Berufsschu-
len sowie die Hallstadter Firma Stürmer die Halterung für diese Ge-
sichtsschilder bereits seit wenigen Wochen einzeln per 3-D-Drucker 
herstellen, steigen nun zwei Unternehmen aus der Region Bamberg 
in die Serienproduktion per Spritzguss ein. 

Bayerns Verbraucherschutzmi-
nister Thorsten Glauber beton-
te dazu in München: „Wir leisten 
jeden Tag einen Kraftakt, um mit 
möglichst unbürokratischen Be-
wertungsverfahren dringend be-
nötigte Artikel wie etwa Atem-
schutzmasken dem Markt zuzufüh-
ren. Die geprüfte und bestätigte 
Qualität der Produkte ist entschei-
dend für die Gesundheit der Men-
schen und damit entscheidend für 
die Bewältigung der Pandemie. Die 
aktuelle Krise zeigt, wie wichtig die 
kurzfristige Prüfung und Zertifizie-
rung von Schutzgütern sind. Wir 
werden nun unsere eigenen Prüf-
kapazitäten durch die Bayerische 
Prüfstelle für Schutzgüter ausbau-
en. Mit der neuen Prüfstelle sorgt 
Bayern dafür, dass in der Krise, 
nach der Krise und vor der nächs-
ten Krise eine schnelle und sichere 
Bewertung der Schutzwirkung von 
Schutzausrüstungen vorgenom-
men werden kann.“ Die Prüfstel-
le soll Schutzausrüstungen wie 
Schutzanzüge, Masken und Hand-
schuhe bewerten.

Geräteuntersuchungsstelle 
am LGL wird ausgebaut

Um mehr Produkte zu prü-
fen und um den Markt effek-
tiv zu überwachen, wird die be-
stehende Geräteuntersuchungs-
stelle (GUS) am Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (LGL) zur „Bayerischen 
Prüfstelle für Schutzgüter“ aus-
gebaut. Aufgabe der GUS war 
bisher die sicherheitstechnische 
Prüfung von Produkten, wie et-
wa Spielzeug und Elektrotech-
nik, im Rahmen der Marktüber-
wachung. Dringend benötigte 
Schutzgüter, wie beispielsweise  
die FFP-Atemschutzmasken, kom- 
men jetzt hinzu. Die vorhande-
nen Prüfstellen, wie etwa die 
DEKRA Testing and Certification 

GmbH in Stuttgart oder die TÜV 
NORD CERT GmbH in Essen, sto-
ßen hier an ihre Kapazitätsgren-
zen. Deutschlandweit gibt es für 
Atemschutzmasken derzeit nur 
insgesamt vier Stellen, die die si-
chere Funktion der Masken in ei-
nem verkürzten Verfahren prü-
fen. Für den schnellen Aufbau 
dieser Untersuchungseinrichtun-
gen stellt die Bayerische Staats-
regierung rund 2,7 Millionen Eu-
ro aus dem Sonderfonds Coro-
na-Pandemie bereit.

Für fairen Wettbewerb

„Wir wollen die notwendigen 
Prüfressourcen aufbauen, um 
den Markt effektiv zu überwa-
chen. Wir erhöhen den Druck 
auf die Wirtschaftsakteure: Nur 
Produkte mit dem erforderli-
chen Sicherheitsniveau dürfen 
in Umlauf gebracht werden. So 
schützen wir auch heimische 
Unternehmen, die sich an die 
Regeln halten. Wir sorgen damit 
für einen fairen Wettbewerb. 
Der Aufbau der Prüfstelle ist zu-
dem ein wichtiger Baustein beim 
Aufbau der heimischen Herstel-
lung von Schutzgütern“, beton-
te Glauber.

Auch nach der Corona-Kri-
se wird die Marktüberwachung 
weiterhin damit beschäftigt sein, 
Produkte, die nicht den Vorgaben 
entsprechen, vom Markt zu neh-
men. Um die notwendigen Prü-
fungen in der gebotenen Quali-
tät und Quantität durchzuführen, 
sollen die sieben bayerischen 
Gewerbeaufsichtsämter perso-
nell entsprechend verstärkt wer-
den. Die erforderlichen Personal-
mittel für den nachhaltigen Auf-
bau der Prüfeinrichtung und die 
Stärkung der Marktüberwachung 
werden im Rahmen der Ver-
handlungen zum Doppelhaushalt 
2021/22 eingebracht. r

Stettler Kunststofftechnik aus 
Burgwindheim stellt die Halte-
rung her. RZB Bamberg schneidet 
die Folien zu. Beide Unterneh-
men stellen dem Landkreis das 
Material zum Selbstkostenpreis 
zur Verfügung. 

Zusammengefügt und mit ei-
nem Haltegummi versehen wer-
den die Vollgesichtsschilder 
durch Mitarbeiter der Führungs-
gruppe Katastrophenschutz beim 
Landkreis Bamberg. 5.000 Ge-
sichtsschilde werden hergestellt, 

um diese an Krankenhäuser, Pfle-
geheime, Ärzte oder Pflegediens-
te in Stadt und Landkreis Bam-
berg zu verteilen. 

Nachdem der Bedarf für solche 
Vollgesichtsschilde in der Füh-
rungsgruppe Katastrophenschutz 
offenkundig wurde, scheiterten  
die Bemühungen, diese über-
haupt und für akzeptable Preise 
zu erwerben. „Ich bin sehr stolz, 
dass wir kreative Menschen ha-
ben, die hier schnell Lösungen fin-
den“, so Landrat Johann Kalb. r

Ortungssystem für in Not 
geratene Rettungskräfte

Ob bei Bränden, nach Erdbeben oder in anderen Gefahrensitua-
tionen – oft müssen Rettungskräfte Personen aus Gebäuden be-
freien. Diese Einsätze stellen jedoch ein hohes Risiko dar: Gefah-
ren lassen sich vorab schwer einschätzen, auch die Helferinnen und 
Helfer selbst können in Not geraten. Um sie schnellstmöglich un-
terstützen zu können, haben Wissenschaftler des Karlsruher Ins-
tituts für Technologie (KIT) ein System zur Lokalisierung verletzter 
oder verschütteter Rettungskräfte in Gebäuden entwickelt, das oh-
ne GPS-Signal auskommt.

Gängige Lokalisierungsmetho- 
den, die im Außenbereich funkti-
onieren, stoßen in Gebäuden an 
ihre Grenzen. So ist eine Satel-
litenortung, beispielsweise per 
GPS, sehr ungenau, sobald Hin-
dernisse den direkten Sichtkon-
takt zum Satelliten beeinträchti-
gen. „Auch ein funktionierendes 
WLAN-Signal für eine Funkortung 
oder Baupläne eines Gebäudes 
können in Krisensituationen nicht 
vorausgesetzt werden“, erklärt 
Nikolai Kronenwett vom Institut 
für Regelungs- und Steuerungs-
systeme des KIT. „Bislang exis-
tiert noch keine Technologie, die 
eine zuverlässige Indoor-Lokali-
sierung ermöglicht.“ Gemeinsam 
mit Gert Trommer, emeritierter 
Professor des KIT, hat Kronen-
wett nun ein autonomes System 
entwickelt, das eine Lokalisierung 
von Einsatzkräften speziell in Ge-
bäuden ohne Funkverbindung 
nach außen ermöglicht.

System für den Fuß misst  
Richtung und Geschwindigkeit

Das Messsystem ist nur weni-
ge Zentimeter groß und lässt sich 
leicht am Schuh der Nutzerin oder 
des Nutzers befestigen. Durch 
Sensoren, die Beschleunigungen  
und Drehraten messen, erkennt 
es, in welche Richtung und mit 
welcher Geschwindigkeit sich ei-
ne Person bewegt – eine Tech-
nologie, die beispielsweise auch 
in Smartwatches eingesetzt wird.

„Das größte Alleinstellungsmerk- 
mal des Messsystems ist die in-
telligente Standphasen-Klassifika-
tion. Sie analysiert den mensch-
lichen Gang und unterteilt ihn 
in vier verschiedene Phasen: die 
Stand- und die Abrollphase, die 
Schwungphase sowie die Belas-
tungsantwort“, so Kronenwett. 

Dies entspreche einem norma-
len Vorwärtsschritt. Außerdem er-
kenne die Sensorik durch die Mon-
tage des Messsystems am Fuß, 
wann der Nutzer stehen bleibt. 
Durch diese Null-Geschwindig-
keitsmessungen könnten Sensor-
fehler geschätzt und kompensiert 
werden. Das verbessere die Ge-
nauigkeit der Lokalisierung enorm.

Vor dem Betreten eines Gebäu-
des erfasst das System einmalig 
die aktuelle Position mittels GPS. 
Danach benötigt es keine weiteren 
Signale. Die Lokalisierung der Per-
son geschieht allein durch einen 
Algorithmus, der den aktuellen 

Standort auf Grundlage der Bewe-
gungsinformationen berechnet,  
welche die Sensoren liefern. Über 
eine externe Funkverbindung wer-
den dann die aktuellen Positionen 
aller Einsatzkräfte dem Einsatzlei-
ter auf einen Computer übermit-
telt. So kennt dieser in einer Not-
situation den genauen Standort 
der einzelnen Personen und kann 
schnellstmöglich reagieren.

Neben dem Messsystem für den  
Fuß arbeitet Kronenwett außer- 
dem an einem handgetragenen 
System. „Das Fußsystem bestimmt 
sehr genau die Position des Nut-
zers, es übermittelt aber keine In-
formationen über die Umgebung 
und den Aufbau des Gebäudes“, 
so der Wissenschaftler. „Das hand-
getragene System erhält eine Ka-
mera, die mit Infrarot die Umge-
bung abscannt und so ein 3D-Mo-
dell der Räume erstellt, durch die 
eine Person läuft.“ Hiermit erhal-
te der Einsatzleiter einen besseren 
Überblick über die Situation inner-
halb des Gebäudes.

Das Messsystem kann aber 
nicht nur bei der Ortung von in Not 
geratenen Rettungskräften helfen. 
Es könnte auch eingesetzt wer-
den, um Polizei und Sicherheits-
personal an Flughäfen, Einkaufs-
zentren oder (U-)Bahnhöfen zu lo-
kalisieren, um Minenarbeiter in 
unterirdischen Höhlen oder Stol-
len zu orten oder auch als Orien- 
tierungshilfe für Blinde. rBereits seit Ende der 1990er 

Jahre verfügt der Bezirk Mittel-
franken über einen Krisendienst, 

Ansbach, Neustadt-Aisch, Hers- 
bruck und Roth die Einsatzbereit-
schaft vor Ort. 

Öffnungszeiten

Hauptamtliche Mitarbeiter und 
Honorarkräfte kümmern sich um 
Hilfe suchende Menschen in den 
verschiedensten Lebenslagen. Be-
reits zu Beginn dieses Jahres sind 
die Öffnungszeiten des Krisen- 
dienstes erweitert worden. Un-
ter Telefon 0911/424855-0 ist die  
Leitstelle in Nürnberg seither täg-
lich von 9 bis 24 Uhr für Men-
schen in seelischen Notlagen zu 
erreichen. Zuvor war der Krisen-
dienst Montag bis Donnerstag 
erst ab 18 Uhr, Freitag ab 16 Uhr 
sowie an Wochenenden und Fei-
ertagen ab 10 Uhr zu erreichen. 

Zur Finanzierung der weiteren 
personellen Ausstattung der Leit-
stelle in Nürnberg und der vier Au-
ßenstellen bewilligte Bezirkstags- 
präsident Kroder jährliche Bud-
gets mit einem Gesamtvolumen 
von über 400.000 Euro. r

Träger ist der Förderverein ambu-
lante Krisenhilfe. Neben der täg-
lich erreichbaren Anlaufstelle in 
Nürnberg planen vier Koordinato-
rinnen und Koordinatoren bei den 
Sozialpsychiatrischen Diensten in 

Corona-Pandemie:

Stark geforderte 
Feuerwehren

Zahlreiche Ehrenamtliche küm-
mern sich um die Weitervertei-
lung des zugeteilten Schutzmate-
rials im Landkreis München. Auch 
am Wochenende sind die Einsatz-
kräfte oft im Dienst. „In der Be-
wältigung der Corona-Pandemie 
spielen die Kreisbrandinspektion, 
der ABC-Zug München-Land und 
alle Freiwilligen Feuerwehren ei-
ne äußerst bedeutsame Rolle. Nur 
durch den täglichen Einsatz un-
zähliger Ehrenamtlicher kann ge-
währleistet werden, dass das so 
dringend benötigte Schutzmate-
rial vom Zentrallager dann auch 
innerhalb des Landkreises zielge-
richtet an den zahlreichen einzel-
nen Stellen ankommt, wo es ge-
braucht wird“, so Landrat Chris-
toph Göbel. r

Armin Kroder. r
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*Ganz Bayern in einer Stunde

Alle amtierenden Landräte aus dem Regierungsbezirk Schwaben sowie die drei ehemaligen Landrä-
te v.l.: Stefan Rößle, Dr. Klaus Metzger, Maria Rita Zinnecker, Anton Klotz, Indra Baier-Müller, Elmar 
Stegmann, Alex Eder, Hubert Hafner, Leo Schrell, Martin Sailer, Thorsten Freudenberger, Hans-Joa-
chim Weirather und Dr. Hans Reichart.  Bild: Daniela Hintereder

Schwäbischer Landkreistag:

Neuwahlen beim  
Bezirksverband Schwaben 

Landrat Elmar Stegmann aus Lindau ist neuer Vorsitzender 
Dillingen a.d. Donau / Lindau (Bodensee) – Der Bezirksverband 
Schwaben im Bayerischen Landkreistag hat sich bei seiner Ar-
beitstagung in Dillingen a.d. Donau neu aufgestellt. Der Lindau-
er Landrat Elmar Stegmann wurde einstimmig zum Vorsitzenden 
und damit zum Sprecher der schwäbischen Landräte gewählt. Er 
dankte seinen Kolleginnen und Kollegen für diesen Vertrauensbe-
weis und freut sich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit. El-
mar Stegmann folgt damit auf Hubert Hafner aus Günzburg, der 
zum Monatsende nach 24 Jahren als Landrat von Günzburg in den 
Ruhestand tritt. Zu Stegmanns Stellvertreter wurde der Neu-Ul-
mer Landrat Thorsten Freudenberger gewählt. 

Neben den Neuwahlen stand 
auf der Tagesordnung der Aus-
tausch der amtierenden und 
neugewählten Landkreischefs 
mit Regierungspräsident Dr. Er-
win Lohner über die aktuelle 
Coronalage. Während derzeit 
die Landratsämter mit ihren Ge-
sundheitsämtern und weiteren 
Fachbereichen die Hauptarbeit 
bei der Bekämpfung der Pan-
demie leisten, muss man sich 
jetzt auch auf die wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen Fol-
gen nach Corona einstellen, so 
Landrat Stegmann. Denn eines 
ist für den neuen Bezirksvorsit-
zenden Elmar Stegmann klar: 
„Einbrechende Steuereinnah-
men bei gleichzeitig steigenden 
Soziallasten werden zu erhebli-
chen Mehrbelastungen in den 
kommunalen Haushalten füh-
ren.“ Hier sind der Bund und der 
Freistaat Bayern gefordert ei-
nen finanziellen Schutzschirm 

auch über die Kommunen zu 
spannen. 

„Neben den Hilfs- und Ret-
tungspaketen für die Wirtschaft 
dürfen die Kommunen nicht aus 
den Augen verloren werden“, 
betonen die Landkreisvertreter. 
Zusätzlich zu den Kosten, die un-
mittelbar für die Krisenbewälti-
gung anfallen, rechnen die Land- 
räte mit erheblichen Mehrauf-
wendungen im Bildungs- und 
Betreuungsbereich sowie für 
die soziale Sicherung und die Ju-
gendhilfe. Neue Unterrichtsfor-
mate wie Homeschooling be-
dürfen weiterer Investitionen 
in die IT-Infrastruktur und die 
IT-Ausstattung. Auch hier se-
hen die Landkreise den Freistaat 
Bayern in der Pflicht. 

Durch die Ausgangsbeschrän-
kungen sowie die Schutzvor-
kehrungen bei den Behörden ist 
auch deutlich geworden, dass 
die Online-Angebote der öf-
fentlichen Verwaltung dringend 
weiter ausgebaut werden müs-
sen. Viele Behördengänge könn-
ten zwischenzeitlich online erle-
digt werden. Hier sehen sich die 
Landkreisvertreter in der Ver-
antwortung mit dem Freistaat 
Bayern gemeinsam die Ange-
bote sowie deren Zugänglich-
keit schnellstens weiter auszu-
bauen. „Da besteht noch Luft 
nach oben und diese Herausfor-
derung nehmen wir seitens der 
Landkreise gerne an“, so Steg-
mann abschließend.  r

Oberpfälzer Landräte tagten  
im Regensburger Landratsamt

Regensburg (R/L). Der Bezirksverband Oberpfalz des Bayerischen 
Landkreistages traf sich vor kurzem im Regensburger Landrats- 
amt zu seiner konstituierenden Sitzung für die ab dem 1.5.2020 
neu begonnene Wahlzeit 2020/26. Landrätin Tanja Schweiger 
konnte als Gastgeberin Landrat Richard Reisinger (Landkreis Am-
berg-Sulzbach) als amtierenden Vorsitzenden dieses Gremiums 
ebenso begrüßen wie dessen Stellvertreter Landrat Wolfgang 
Lippert (Tirschenreuth), des Weiteren die Landräte Franz Löff-
ler (Cham), Willibald Gailler (Neumarkt i.d.OPf.), Andreas  Mei-
er (Neustadt/Waldnaab) und Thomas Ebeling (Schwandorf) so-
wie Regierungspräsident Axel Bartelt und Dr. Johann Keller als 
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen Landkreis-
tages. An der Tagung nahm des Weiteren der Bürgermeister der 
Stadt Mitterteich, Roland Grillmeier, teil, seit 01.05.2020 Nachfol-
ger von Landrat Wolfgang Lippert. 

Im Mittelpunkt der Arbeitssit-
zung standen die Konstituierung 
der Gremien sowie die Coronak-
rise, deren Bewältigung auch die 
Landkreise vor große Herausfor-
derungen stellt.

Die von Dr. Johann Keller ge-
leiteten Neuwahlen ergaben 
jeweils einstimmige Ergebnis-
se. Landrat Richard Reisinger 
wird den Bezirksverband Ober-
pfalz auch in der kommenden 
Wahlzeit als Vorsitzender füh-
ren. Zum neuen Stellvertreten-
den Bezirksvorsitzenden wur-
de Landrat Thomas Ebeling ge-
wählt. Neben Landrat Richard 
Reisinger, der von Amts we-
gen im Präsidium des Bayeri-
schen Landkreistags vertreten 

ist, wurde die Regensburger 
Landrätin Tanja Schweiger ins 
Präsidium gewählt; in den Lan-
desausschuss des Bayerischen 
Landkreistages die Landräte 
Thomas Ebeling und Willibald 
Gailler. Im Anschluss daran wur-
den durch jeweils einstimmi-
ge Beschlussfassungen sowohl 
die Benennung von Mitgliedern 
für die fünf Fachausschüsse des 
Landkreistages vorgenommen 
als auch die Vertretungen in den 
zahlreichen Gremien geregelt, 
in denen der Bayerische Land-
kreistag einen Sitz hat. 

Regierungspräsident Axel Bar-
telt beleuchtete bezugnehmend 
auf die aktuellen oberpfalzwei-
ten Corona- Fallzahlen verschie-

dene Gesichtspunkte, die für die 
Regierung der Oberpfalz aber 
auch für die Landkreise von Be-
deutung seien. Nicht prognosti-
zierbar sei, in welchem Maß die 
Wirtschaft von den Folgen der 
Coronakrise betroffen sein wer-
de. Sicher sei nur, dass sie mas-
sive und langfristige Auswirkun-
gen haben werde und letztend-
lich der Steuerzahler finanziell 
belastet werden müsse. Richtig 
sei, dass Mitte Mai die Klinikka-
pazitäten wieder verstärkt für 
den Normalbetrieb eingesetzt 
werden könnten. Er halte es für 
derzeit ausreichend, wenn dann 
etwa 25 Prozent der Klinikbet-
ten für Coronapatienten freige-
halten würden.

Zum Abschluss der Beratun-
gen gab Dr. Johann Keller einen 
kurzen Ausblick auf die nächs-
te Landkreisversammlung Ende 
Mai in Erding und kündigte an, 
dass die im Herbst stattfindende 
Landrätetagung unter dem Mot-
to „Stabilität und Wirtschaft“ 
stehen werde. 

Landrat Richard Reisinger 
brachte als Sprecher der Ober-
pfälzer Landräte noch seinen 
Wunsch zum Ausdruck, auch in 
den kommenden sechs Jahren 
„effizient und freundschaftlich“ 
zusammenzuarbeiten.  r

Landrätin Tanja Schweiger war Gastgeberin der konstituierenden Sitzung des Bezirksverbands 
Oberpfalz des Bayerischen Landkreistages. Sitzung wie Pressefoto waren geprägt von der Corona- 
krise; v. l.: Landrat Franz Löffler (Landkreis Cham), Regierungspräsident Axel Bartelt, Dr. Johann 
Keller, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayer. Landkreistages, Landrätin Tanja Schweiger 
(Landkreis Regensburg), Landrat Willibald Gailler (Landkreis Neumarkt i.d.OPf.), Landrat und Be-
zirksverband-Vorsitzender  Richard Reisinger (Landkreis Amberg-Sulzbach), Roland Grillmeier (neu 
gewählter Landrat des Landkreises Tirschenreuth), Landrat Thomas Ebeling (Landkreis Schwandorf), 
Wolfgang Lippert (bisheriger Landrat des LandkreisesTirschenreuth) und Landrat Andreas Meier 
(Landkreis Neustadt a.d.Waldnaab).  Bild: LRA / Hans Fichtl

Bayerischer Landkreistag/Bezirksverband Oberfranken:

Meißner ist  
neuer Vorsitzender 

Christian Meißner ist neuer Vorsitzender des Bezirksverbands 
Oberfranken beim Bayerischen Landkreistag. Im Rahmen des 
jüngsten Landräte-Treffens trat der einstimmig gewählte Lichten-
felser Landrat die Nachfolge von Landrat Dr. Karl Döhler (Wunsie-
del) an, der vor sechs Jahren bis 30. April 2020 in sein Amt ge-
wählt worden war.

Seit Dezember 2011 beklei-
det Meißner das Amt des Land-
kreischefs im Landkreis Lich-
tenfels. Bereits 1998 wurde der 
CSU-Politiker nach seinem Stu-
dium der Rechtswissenschaften 
in Würzburg Mitglied des Land-
tags. Dort fungierte er unter an-
derem als stellvertretender Vor-
sitzender des Ausschusses für 
Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit sowie als Leiter des 
Arbeitskreises für Kommunale 
Fragen und Innere Sicherheit. 

Meißners bisheriges Amt des 
Stellvertretenden Bezirksvorsit-
zenden übernimmt der Bamber-
ger Landrat Johann Kalb. Neben 
Dr. Karl Döhler scheidet auch 
der Bayreuther Landrat Her-
mann Hübner aus seinem Amt 
aus. Deren langjähriges Engage-
ment und äußerst effektive Ar-
beit wurden von Meißner ent-
sprechend gewürdigt: „Landrat 
Hermann Hübner war ein Spezi-
alist auf dem Gebiet der Finan-
zen und Sparkassen. Zusammen 
mit seinem Kollegen Dr. Karl 

Döhler haben sich beide hartnä-
ckig dafür eingesetzt, dass ober-
fränkische Kommunen die wich-
tigen Stabilisierungshilfen erhal-
ten. Karl Döhler ist Mitautor des 
Sonderförderprogramms ‚För-
deroffensive Nordostbayern‘, 
das eine attraktive Innenent-
wicklung der Städte, Gemein-
den und Dörfer ermöglicht. Als 
Europabeauftragter des Bayeri-
schen Landkreistags war er zu-
dem ein wichtiger Kontaktmann 
nach Brüssel. Beide Landrä-
te haben mit ihrem überlegten 
und beharrlichen Vorgehen gro-
ßen Anteil an der positiven Ent-
wicklung oberfränkischer Land-
kreise.“

Die oberfränkischen Landräte 
wünschten ihrem neuen Vorsit-
zenden viel Glück, große Durch-
setzungskraft und gutes Ge-
lingen. Sie zeigten sich davon 
überzeugt, dass Christian Meiß-
ner ein energischer Kämpfer in 
der Sache ist und viele gute Ent-
scheidungen für Oberfranken 
herbeiführen wird.  DK

Unser Bild zeigt (von links) den scheidenden Bezirksvorsitzenden 
Dr. Karl Döhler, Regierungspräsidentin Heidrun Piwernetz und 
den neuen Vorsitzenden der oberfränkischen Landräte, Christian 
Meißner.  r

Bezirksverband Oberbayern:

Landrat Karmasin  
als Vorsitzender  
wiedergewählt

Auch die oberbayerische Land- 
rätin und ihre Landratskollegen 
hielten ihre konstituierende Sit-
zung ab. In geheimer Wahl wähl-
ten sie mit 100 % der abgegebe-
nen Stimmen – natürlich unter 
Einhaltung der Abstandsrege-
lungen – im Münchner Landrats- 
amt den Fürstenfeldbrucker 
Landrat Thomas Karmasin er-
neut zu ihrem Vorsitzenden.

An der Sitzung nahmen neben 
sechs der acht neu gewählten 
Landräte auch die Regierungs-
präsidentin der Regierung von 
Oberbayern, Maria Els, und das 
Geschäftsführende Präsidialmit-
glied im Bayerischen Landkreis-
tag, Dr. Johann Keller, teil. Eben-
falls mit 100 % der Stimmen 
wiedergewählt wurde auch Kar-
masins bisheriger Stellvertreter 
Martin Bayerstorfer. 

Forum des Austauschs

Landrat Karmasin nach der 
Wahl: „Ich freue mich über das 
Vertrauen, das größer nicht sein 
könnte. In Oberbayern gibt es 
in Teilen andere Herausforde-
rungen als in den anderen Re-
gierungsbezirken, ich nenne als 
Beispiele die Verdichtung, den 
Verkehr und die Wohnungsfra-
ge. Es ist wichtig für mich, diese 
besonderen Belange der ober-
bayerischen Landkreise auch 
weiterhin deutlich zu artikulie-
ren und mich für sie einzuset-
zen, freilich gleichzeitig auch die 
gesamt-bayerischen Anliegen 
im Blick zu behalten. Das zeich-
net ja den bayerischen Land-
kreistag aus: als Forum, in dem 
sich die Landrätinnen und Land-
räte ganz Bayerns austauschen 
und Strategien entwickeln.“  r
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Der Landkreis Amberg-Sulzbach und die Stadt Amberg machen 
beim Klimaschutz gemeinsame Sache. Das wurde bereits bei einer 
Ausstellung zum Thema Elektromobilität im Juni 2019 deutlich. Das 
interkommunale Klimaschutzbündnis soll diese Zusammenarbeit 
noch stärker betonen. Das Bild zeigt Landrat Richard Reisinger, Joa-
chim Scheid (Klimaschutzkoordinator Landkreis Amberg-Sulzbach), 
Corinna Loewert (Klimaschutzmanagerin Stadt Amberg) und Flori-
an Junkes (Vorsitzender ZEN e.V.) bei der Eröffnung der Ausstellung 
im vergangenen Jahr.  Bild: Christine Hollederer (Archiv Juni 2019)

Grünes Licht für mehr 
Nachhaltigkeit

Landkreis und Stadt beschließen Klimaschutzbündnis
Amberg-Sulzbach. Es gibt noch andere Themen als Corona und 
viele Arbeitsbereiche, die ungeachtet des Virus weiter vorange-
trieben werden müssen. Nachhaltigkeit und Klimaschutz gehören 
dazu und stehen auf der politischen Agenda des Landkreises Am-
berg-Sulzbach seit Jahren ganz weit oben. Als ein weiterer Meilen-
stein wurde jetzt die Gründung eines Klimaschutzbündnisses mit 
der Stadt Amberg beschlossen. „Es freut mich, dass wir die zahl-
reichen Erfahrungen und Initiativen, die wir auf diesem Gebiet ha-
ben, einbringen können“, freut sich Landrat Richard Reisinger und 
begrüßt die interkommunale Zusammenarbeit. Der Ferienaus-
schuss des Landkreises Amberg-Sulzbach gab dafür grünes Licht. 

Das Klimaschutzbündnis zwi-
schen Landkreis und Stadt soll 
vorhandene Ressourcen bün-
deln, Klimaschutzmaßnahmen 
auf den Weg bringen und die Bür-
gerbeteiligung fördern. Bei ei-
nem ersten Treffen mit Land-
rat Richard Reisinger, Oberbür-
germeister Michael Cerny, Flori-
an Junkes, 1. Bürgermeister der 
Gemeinde Hohenburg und Vor-
sitzender des ZEN e.V., Joachim 
Scheid, dem Klimaschutzkoordi-
nator des Landkreises, und der 
Klimaschutzmanagerin der Stadt 
Amberg, Corinna Loewert, wur-
den vier Arbeitsfelder identifi-
ziert: Energieeffizienz und erneu-
erbare Energien, Mobilität und 
kommunale Entwicklung, Öffent-
lichkeitsarbeit und Vernetzung, 
Lebensstil und Konsum. 

Konkrete Maßnahmen  
und Projekte

Davon werden in den kom-
menden Wochen per Video-
konferenz konkrete Maßnah-
men und Projekte abgeleitet. 
Schwerpunkte sind u.a. moder-
ne Systeme zur Energiespeiche-
rung und -steigerung, e-Mobi-
lität, interkommunale Radwe-
ge und regionale Vermarktungs-
strategien. Die Beteiligung der 
Bevölkerung ist ein weiterer 
wichtiger Faktor. „Inzwischen 
weiß man, dass der individuel-
le Lebensstil und das Konsum-
verhalten der Menschen wich-
tige Hebel für mehr Klimaschutz 
sind“, erklärt Joachim Scheid. 
Für eine nachhaltige Umstellung 
auf eine klimabewusste Regi-
on brauche es neben den Kom-

munen, Unternehmen und der 
Landwirtschaft das aktive Mit-
wirken der Bevölkerung. 

Für Landrat Richard Reisin-
ger ist der Klimaschutz nicht 
nur ein Lippenbekenntnis, son-
dern genießt hohe Priorität. 
Ein Klimaschutzziel, das im Leit-
bild des Landkreises „Deine Zu-
kunft. 2030 Amberg-Sulzbach“ 
vor vier Jahren definiert worden 
ist, sei fast erreicht. Dort heißt 
es, dass sich bis 2030 der Land-
kreis zu 100 Prozent aus erneu-
erbaren Energien versorgt.  „Die 
Auswertung zeigt, dass wir 2018 
bilanziell bereits bei einem Ver-
sorgungsgrad von 85 Prozent 
lagen“, so Reisinger. Nachbes-
serungsbedarf bestehe dage-
gen noch bei der Wärmeerzeu-
gung mit Ölheizungen und dem 
hohen Wärmeverbrauch in Be-
standshäusern.

Potenziale sieht Klimaschutz- 
koordinator Joachim Scheid 
beim Ausbau von Windkraft- 
und Photovoltaikanlagen. Rund 
27 Windräder stehen im Land-
kreis und tragen bislang zu ei-
nem knappen Drittel der benö-
tigten Strommenge bei. Wer 
sich für die Investition in eine 
PV-Anlage auf seinem Dach in-
teressiert, dem empfiehlt Scheid 
das Solarpotenzialkataster unter 
www.solare-stadt.de/amberg- 
sulzbach. Welche Standorte sich 
im Landkreis und der Stadt Am-
berg für Photovoltaik und So-
larthermie eignen, ist damit ganz 
einfach zu prüfen: Die Adres-
se der Immobilie eingeben und 
schon erfährt man, wie inten-
siv die Sonneneinstrahlung und 
welche Anlage ratsam ist.  r

In die Zukunft investieren
Bezirk Oberbayern fördert mit einer Million Euro Gewinnung von Fachkräften 

Programm startet für Ausbildungsjahr 2020/21

Geschlossene Gruppen in Heilpädagogischen Tagesstätten, freie 
Zimmer in Wohnangeboten für Menschen mit Behinderungen 
und Förderstätten, die nicht alle Plätze belegen können, obwohl 
es eine Warteliste gibt: Ursache ist bei allen Beispielen der Man-
gel an Fachkräften in Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rungen. Abhilfe verspricht sich der oberbayerische Bezirkstag von 
einem mit einer Million Euro dotierten Programm, das 2020 die 
Gewinnung von Fachkräften erleichtern soll.

„Der Fachkräftemangel ist für 
den Bezirk Oberbayern ebenso 
wie für die Einrichtungen und 
Dienste der Eingliederungshilfe 
eine große Herausforderung“, 
sagte Bezirkstagspräsident Josef 
Mederer. Das Gremium Gesund-
heits-, Sozial und Versorgungs-
planung (GSV) habe deshalb 
die Arbeitsgruppe „Fachkräf-
temangel“ ins Leben gerufen. 
Der Arbeitsgruppe gehörten ne-
ben Mitarbeitenden des Bezirks 
Oberbayern unter anderem Ver-
treterinnen und Vertreter der 
Wohlfahrtsverbände, des Bun-
desverbandes privater Anbie-
ter (bpa) und der Regierung von 
Oberbayern an. 

Ergebnis ist das mit einer  

Million Euro ausgestattete Pro-
gramm „In die Zukunft investie-
ren heißt in die Menschen inves-
tieren“, das der Sozialausschuss 
jetzt beschlossen hat. 

Das Programm zielt speziell 
auf die Gewinnung von Fach-
kräften in der Eingliederungshil-
fe ab. Bezahlte Praktika in Ein-
richtungen und Diensten für 
Menschen mit Behinderungen, 
aber auch in den Bereichen Psy-
chiatrie, Sucht und Wohnungs-
losenhilfe, sollen dazu genutzt 
werden, um dauerhaft Fachkräf-
te zu rekrutieren und für die Ar-
beit in der Eingliederungshilfe 
zu begeistern. 

Hintergrund ist, dass es in der 
Eingliederungshilfe nicht viele 

Möglichkeiten gibt, Praktikums-
stellen beispielsweise für zu-
künftige Erzieherinnen und Er-
zieher oder Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen zu finan-
zieren. So kommen diese für die 
Arbeit in den Einrichtungen und 
bei den Diensten so wichtigen 
Berufsgruppen während ihrer 
Ausbildung oft zu wenig mit die-
sen Einsatzfeldern in Berührung. 

Angemessene 
Praktikumsvergütungen

Das neue Programm setzt ge-
nau hier an und möchte mit an-
gemessenen Praktikumsvergü-
tungen Auszubildende und Stu-
dierende bewusst in Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe 
locken. „Wir halten Praktika für 
ein wirksames Instrument, um 
Menschen für die anspruchsvol-
le Arbeit in der Eingliederungs-
hilfe zu gewinnen“, erklärte Be-
zirkstagspräsident Mederer. 
„Deshalb refinanziert der Bezirk 

Oberbayern Praktikantengehäl-
ter in Einrichtungen und Diens-
ten für Menschen mit Behinde-
rungen. Dieses Programm ist 
ein Novum in der sozialen Land-
schaft.“  

Eine Million Euro  
für 75 Praktikumsstellen

Konkret stellt der Bezirk Ober-
bayern eine Million Euro für zir-
ka 75 Praktikumsstellen im Aus-
bildungsjahr 2020/2021 bereit. 
Bei entsprechender Nachfrage 
und erfolgreicher Durchführung 
soll das Programm perspekti-
visch ausgeweitet werden kön-
nen. Die Gehälter sind abhängig 
von der Ausbildungs- und Ein-
richtungsart. So finanziert der 
Bezirk für angehende Erziehe-
rinnen, die ihr Anerkennungs-
jahr in einer Einrichtung der 
Eingliederungshilfe leisten, ein 
Praktikumsgehalt in Höhe von 
bis zu 23.000 Euro. Bei der Er-
zieherausbildung mit optimier-
ten Praxisphasen (OptiPrax) sind 
es 19.000 Euro und beim Sozial-
pädagogischen Seminar im Rah-
men der Ausbildung zum Erzie-
her bis zu 9.500 Euro. 

Anerkennende Worte gab es 
für das Programm im Sozialaus-
schuss besonders von den Sach-
verständigen der Wohlfahrts-
pflege. „Das ist für uns ein im-
mens wichtiges Projekt“, sagte 
beispielsweise Sibylle Fuhlbrüg-
ge, Referentin der Lebenshilfe in 
Oberbayern. „Damit haben wir 
endlich die Chance, mehr junge 
Menschen für unsere Arbeit zu 
gewinnen.“ r

Kreisjugendring München-Land:

Jugendarbeit in Zeiten von Corona
Ist Jugendarbeit in Zeiten von geschlossenen Schulen, Ju-
gendzentren und #stayathome überhaupt machbar? Diese 
Frage führte seit Beginn der Coronakrise zu vielen innovati-
ven Lösungsansätzen in der Kinder- und Jugendarbeit beim 
Kreisjugendring München-Land. 

In den diversen digitalen Arbeitsgruppen innerhalb des KJR 
werden viele Möglichkeiten für die Beziehungsarbeit in Zeiten 
von Social Distancing mit jungen Menschen erarbeitet und 
ausprobiert. Besonders das virtuelle Jugendzentrum ist dabei 
eine interessante Möglichkeit, sich online mit Freund*innen 
zu treffen, zu spielen, aber auch Rat bei den Pädagog*innen zu 
erfragen. Seit Anfang April sind die ersten Jugendtreffs, z. B. 
das Gleis 3 in Neubiberg und die Jugendkulturwerkstatt in Un-
terhaching, online. Über die Plattform Discord, mit denen vie-
le Jugendliche über YouTube und das Gaming bereits vertraut 
sind, finden Teenager nun wieder einen neuen Aufenthalts-
raum mit diversen Aktivitäten. Aber auch Beratungsangebote 
der Jugendsozialarbeit sind über (Video)chatformate möglich 
und umsetzbar.  r

Strategische Gestaltung 
der Personalpolitik 

Bezirk Schwaben mit Zertifikat  
zum audit berufundfamilie ausgezeichnet

Augsburg (pm). Erstmals erhielt der Bezirk Schwaben nun das Zer-
tifikat zum „audit berufundfamilie“ überreicht. Gewürdigt wird 
damit die strategische Gestaltung der Personalpolitik des Bezirks, 
die besondere Familien- und Lebensphasen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Blick nimmt. „Sowohl Familien mit Kin-
dern, aber auch Mitarbeiter, die beispielsweise in der Pflege ihrer 
Angehörigen engagiert sind, stehen immer wieder vor Herausfor-
derungen, wenn es um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
geht“, erläutert Bezirkstagspräsident Martin Sailer. „Im Rahmen 
der Corona-Krise hat sich nun überdeutlich gezeigt, wo die Rah-
menbedingungen gerade auch für den Normalbetrieb künftig 
noch verbessert werden könnten, unter anderem, was das Home 
Office anbelangt.“

Das Zertifikat, das als Quali-
tätssiegel für eine betriebliche 
Vereinbarkeitspolitik gilt, wird 
vom Kuratorium der berufund-
familie Service GmbH erteilt. 
Voraussetzung für die Zertifizie-
rung ist das erfolgreiche Durch-
laufen des dazugehörigen Audi-
tierungsprozesses, in dem der 
Status quo der bereits angebo-
tenen familiengerechten Maß-
nahmen ermittelt und das be-
triebsindividuelle Potenzial sys-
tematisch entwickelt wurde. Im 

Rahmen der Auditierung wur-
den nicht nur strategische Zie-
le, sondern auch konkrete Maß-
nahmen definiert, die in einer 
Zielvereinbarung festgehalten 
sind. Diese gilt es nun während 
der dreijährigen Zertifikatslauf-
zeit bedarfsgerecht zu realisie-
ren. Die praktische Umsetzung 
wird von der berufundfami-
lie Service GmbH jährlich über-
prüft. 

Der Bezirk Schwaben hatte 
dabei bereits gute Startvoraus-

setzungen, wie Birgit Zeitz von 
der Personalverwaltung aus-
führt: „Angebote wie die be-
triebseigene Kinderbetreuung, 
aber vor allem die flexiblen Ar-
beitszeitmodelle kommen Mit-
arbeitern sehr entgegen.“ Neu 
eingeführt wurde zudem – be-
reits vor Corona – die Auswei-
tung des Arbeitens im Home 
Office. Aber man möchte noch 
weitere Ziele erreichen, nicht 
zuletzt auch deshalb, um als Ar-
beitgeber wettbewerbsfähig 
zu sein. „So arbeiten wir an ei-
ner Dienstvereinbarung zur op-
timierten Regelung der Arbeits-
zeit“, erläutert Birgit Zeitz. Da-
rüber hinaus wird beim Bezirk 
Schwaben ein Personalentwick-
lungsangebot aufgebaut, das 
verschiedene Lebensphasen be-
rücksichtigt. Einen hohen Stel-
lenwert hat zudem ein bezirks-
eigenes Schulungsprogramm für 
Nachwuchskräfte, das bereits 
begonnen hat. r

Stadt und Stadtwerke Dinkelsbühl:

Kurzarbeit für Beschäftigte
Als nach eigenen Angaben erste Kommune in Bayern hat die Gro-
ße Kreisstadt Dinkelsbühl im westlichen Mittelfranken in Folge der 
Corona-Krise Kurzarbeit für fast ein Drittel ihrer 250 Beschäftigten 
angeordnet. Dinkelsbühl ist stark touristisch geprägt, so dass die 
derzeitige Krise die Stadt sehr trifft. Hinzu kommen hohe Ausfälle 
im Theaterbereich und bei den Gewerbesteuereinnahmen. 

Konkret sind von der Kri-
se laut Oberbürgermeister Dr. 
Christoph Hammer insbesonde-
re das Landestheater, der Tou-
ristik Service mit Tourist-Info so-
wie Hallenbad, Sauna und Frei-
bad. Auch die Stadtbücherei, 
die Jugendpflege sowie einige 
Hausmeister und Reinigungs-
kräfte können derzeit nicht oder 
nur in ganz geringem Umfang 
beschäftigt werden. Hinzu kom-
men bereits erfolgte und noch 
zu erwartende Einnahmeausfäl-
le in einem gewaltigen Umfang, 
der jetzt noch nicht völlig abge-
schätzt werden kann: Es fehlen 
Einnahmen im Theater, den Bä-
dern, aus der Vermittlung von 
Unterkünften und Gruppenrei-
sen, in weiteren Bereichen und 
letztlich Steuern und Beiträge.

Aufstockung auf 95 Prozent

Die Kommune wird das Kurz-
arbeitergeld in Höhe von 60 Pro-
zent – bzw. 67 Prozent der Net-
tobezüge für Betroffene mit Kin-
dern – auf 95 Prozent aufsto-
cken. Die rund zehn Beamten 

unter den städtischen Bediens-
teten können nicht in Kurzar-
beit gehen. Kurzarbeit im öffent-
lichen Dienst ist eine Rarität. Erst 
vor kurzem hatten die Tarifpar-
teien einen entsprechenden Ta-
rifvertrag auf den Weg gebracht, 
der diesen Weg ermöglicht.

Für Rathauschef Hammer war 
es wichtig, sofort zu reagieren, 
denn „jeder Tag ohne die staat-
liche Unterstützung bringt der 
Stadt ein weiteres, vermeid-
bares Defizit“. Für die gute Ko-
operation mit dem Personalrat 
als Vertretung der Beschäftig-
ten und der Agentur für Arbeit 
dankt er ausdrücklich. „Ohne sie 
wäre die Umsetzung der Kurzar-
beit so schnell nicht möglich ge-
wesen. 

Die Dauer der Kurzarbeit 
hängt vor allem davon ab, wie 
lange die staatlichen Maßnah-
men zur Eindämmung der Coro-
na-Pandemie zu Einschränkun-
gen bei Stadt und Stadtwerken 
führen. „Sobald es möglich ist, 
werden die Beschäftigungsver-
hältnisse wieder hochgefahren“, 
machte Hammer deutlich.  DK

Amtsübergabe  
in Aschaffenburg 

Am 15. März wurde Dr. Alex- 
ander Legler mit deutlicher 
Mehrheit zum Nachfolger von-
Dr. Ulrich Reuter als Aschaf-
fenburger Landrat gewählt. 
Aufgrund der momentanen Si-
tuation fand die Schlüsselüber-
gabe lediglich amtsintern statt. 
„Ich weiß bei meinem Nachfol-
ger Dr. Legler den Landkreis in 
guten Händen! Das macht mir 
den Abschied etwas leichter.“, 
so Dr. Ulrich Reuter, der sich ab 
Mai neuen Aufgaben widmet. 
Dr. Legler, bisher 1. Bürgermeis-
ter der Stadt Alzenau, bedankte 
sich bei Dr. Reuter für dessen 
geleistete Arbeit und sein her-
vorragendes Engagement um 
den Landkreis Aschaffenburg. 
„Meinem Vorgänger wünsche 
ich für seine zukünftige Tätig-
keit viel Erfolg und alles Gute“, 
so der neue Landrat. „Ich über-
nehme einen sehr gut aufge-
stellten Landkreis und werde 
mich mit ganzer Kraft, viel Freu-
de und Leidenschaft für diesen 
einsetzen!“ Bild: LRA Aschaffenburg
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„Man muss die Zeit ein-
fach nutzen, die man jetzt 
– zumindest gefühlt – da-
zu bekommen hat. Mal was 
mit der Hand machen. Mal 
was, bei dem man das Er-
gebnis auch anfassen kann.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, überraschte uns mit die-
sem Lob des Haptischen nicht 
schlecht. 

Sonst ist er ja nicht so der 
Typ Do-it-yourself. Er hat ei-
ne gehörige Portion Respekt 
vor der Leistung von Handwerkern und ehrli-
cherweise auch etwas Manschetten vor der 
Kritik aus dem Familienkreis, wenn eine seiner 
Konstruktionen nicht allen Erwartungen ge-
recht werden kann.

Und so richtig viel Zeit hat er in der Krise  
ja auch nicht. Videokonferenzen, Telefonschal-
tungen, Sitzungen von Stäben und die Diskus-

sion von immer neuen Papieren, wie das Leben 
wieder normal werden kann und wie in unse-
rer Stadt die Schäden der wirtschaftlichen und 
sozialen Zwangspause der vergangenen Wo-
chen wieder einigermaßen überwunden wer-
den können. Das hält ihn und uns im Rathaus 
ganz schön auf Trab, auch wenn es natürlich 
weniger Gremiensitzungen gibt, die Parteiar-
beit außer im Cyberspace praktisch zum Erlie-
gen gekommen ist und die vielen Pflichttermi-
ne bei Vereinen, auf Festen oder Veranstaltun-
gen – gerade der Mai ist ja eigentlich ein Fest-
monat! – naturgemäß ausfallen müssen. Dazu 
kommen freilich die vielen Stunden, die er nicht 
im Auto oder in der Bahn sitzen muss, weil es so 
gut wie keine persönlichen Meetings mehr gibt.

Also hat er den Baumarkt und das Garten-
center entdeckt, in denen er sich regelmäßig 
Inspirationen holt, was er denn als nächstes 
anpacken könnte. Es wurde im Vorfeld ja ein 
wenig geätzt, was gerade an Bau- und Garten-
märkten die Systemrelevanz ausmachen sollte, 
die ihnen ein früheres Öffnen als anderen und 
größere Verkaufsflächen bescherte. Warum 
nicht Möbelhäuser, warum nicht Klamottenlä-
den? Die Antwort ist einfach: Bau- und Garten-
märkte geben uns was zu tun. Sie bieten nicht 
nur die Möglichkeit zu passivem Konsum, auch 

wenn der Kauf einer schönen 
Lampe oder einer gemus-
terten Legging – dem must- 
have der Homeofficeära – 
durchaus glücklich machen 
kann.

Aber der Kübel Farbe und 
die Profigarnitur Rollen und 
Pinsel, mit denen man – aus-
gehend von der Gäste-Toilet-
te, die als erstes Versuchs-
labor herhalten muss – das 
ganze Haus wieder auf Vor-
dermann bringen will, bein-

haltet ja noch viel mehr als nur ein Stück mehr 
im Regal oder im Kleiderschrank. In ihnen ver-
einigt sich die Freude über einen Schnäppchen-
kauf (zwei Pinsel zum Preis von einem) mit der 
Vorfreude auf ein gelungenes Werk. Sie sind 
der Ausgangspunkt von Planungen, Diskus- 
sionen im Familienkreis, Kreativität und Strate-
gien zur Schadensminimierung, wenn sich her-
ausstellt, dass die verkleckste Farbe sich doch 
nicht so leicht vom Parkettboden ablösen lässt, 
wie in der Werbebroschüre angekündigt.

Dann eben der Garten. Gras ist ja gut und 
schön, ebenso Hecken und ein paar Blumen- 
rabatten, aber ein Obstgehölz würde dem Gan-
zen doch etwas mehr Pfiff geben. Oder warum 
nicht Rosen einpflanzen? Die spenden einen 
Hauch vom Romantik und Schönheit in den 
Vorgarten, den Thujen nunmal nicht verbrei-
ten können. Aber welche Pflanze wohin pflan-
zen? Braucht sie direkte Sonne? Oder ist Schat-
ten besser? Steht zwar alles im Internet, aber 
dort ist halt kein Plan des eigenen Gartens zu 
finden. Mühsam.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat sich in der 
Zeit der Schließung der Friseurläden zwar kei-
nen Langhaarschneider gekauft, kennt aber ei-
ne Reihe von Leuten, die ziemlich kleinlaut wie-
der in den Salon ihres Vertrauens zurückge-
kehrt sind. So hat er mich auch gebeten, ihm 
doch bei Gelegenheit die Adresse eines guten 
Malers und eines geschickten Gärtners her-
auszusuchen, mit denen er gerne einige Ideen 
besprechen wollte, die ihm in jüngster Zeit ge-
kommen seien. Das habe ich ihm versprochen 
und dabei schamhaft einen Werbespruch des 
Handwerks in meinen WhatsApp-Status einge-
fügt: „Am Anfang war Himmel und Erde – den 
Rest haben wir gemacht“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Quarantäne – die hohe 
Zeit des Heimwerkers

Rekordjahr im Landkreis Weissenburg-Gunzenhausen: 

Nachhaltige Bewirtschaftung
Das Jahr 2020 hat die vorangegangenen – auch schon guten – Jah-
re für den Bayerischen Vertragsnaturschutz im Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen noch einmal deutlich übertroffen: Die Land-
wirtinnen und Landwirte haben sich dazu verpflichtet, weitere 
2.700 Hektar Fläche nachhaltig und auf ökologisch wertvolle Wei-
se zu bewirtschaften. Die Gesamtfläche umfasst damit fast 4.000 
Hektar. Über 1,5 Millionen Euro fließen ab 2020 zusätzlich nach 
Altmühlfranken.

Die Gesamtsumme, die ab 
diesem Jahr über das Bayerische 
Vertragsnaturschutzprogramm 
(VNP) an landwirtschaftliche 
Betriebe im Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen ausbezahlt 
wird, liegt bei über 2,1 Millio-
nen Euro. Der Schwerpunkt der 
Maßnahmen liegt auf den Wie-
sen und deren Bewirtschaftung, 
welche möglichst die ökologi-
sche Vielfalt fördern soll.

Durch den Verzicht auf jeg-
liche Düngung in Kombination 
mit einem späten Schnittzeit-
punkt, in der Regel ab dem 15. 
Juni oder 01. Juli, werden lang-
fristig floristisch sehr wertvol-
le Wiesen erhalten oder neu ge-
schaffen. Der Düngeverzicht ist 
auch zum Schutz und der Ver-
besserung von Wasserquali-
tät und Gewässerökosystemen 
eminent wichtig.

Besonders erfreulich sind aus 
naturschutzfachlicher Sicht die 
rund 275 Hektar, die im Wiesen-
brütergebiet, entlang der Alt-
mühl abgeschlossen wurden. 
Gerade in diesem Bereich ist ei-
ne auf Ökologie, Naturverträg-
lichkeit und Artenvielfalt abzie-
lende Bewirtschaftung beson-
ders wichtig. Das Hauptaugen-
merk liegt hier auf dem Erhalt 
und den Schutz der Lebensräu-
me für wiesenbrütende Vogel-
arten wie zum Beispiel Großer 

Brachvogel, Uferschnepfe, Be-
kassine und Kiebitz.

Um die Wiesenbrüter und de-
ren Lebensraum zu schützen, 
ist auf den Flächen im Wiesen-
brütergebiet eine Bewirtschaf-
tungsruhe ab dem 15. März bis 
zum vereinbarten Schnittzeit-
punkt einzuhalten. Dadurch 
werden Störungen der Altvögel 
bereits bei der Revierabgren-
zung sowie bei der Brut und der 
Jungenaufzucht vermieden und 
die Chance auf eine erfolgreiche 
Brut erhöht.

Extensive Beweidung

Erfreulich ist in diesem Zu-
sammenhang auch der Ab-
schluss von gut 208 Hektar Flä-
che, die ab diesem Jahr im Land-
kreis mit dem Messerbalken ge-
mäht werden. Mit der Wahl 
eines Messerbalkens kann die 
Zahl der Tiere und vor allem der 
Insekten, die durch die Mahd 
getötet werden, deutlich redu-
ziert werden. Anders als mit ei-
nem Kreiselmähwerk entsteht 
bei einem Messerbalken keine 
zusätzliche Sogwirkung. Daher 
wäre eine Steigerung der mit 
Messerbalken gemähten Flä-
chen in den kommenden Jahren 
wünschenswert.

Den zweitgrößten Anteil der 
Maßnahmen und der Flächen 

nehmen die Beweidungsflächen 
ein. Hier wird über das Vertrags-
naturschutzprogramm die ex-
tensive Beweidung „schwieri-
ger“ Flächen gefördert. Solche 
Flächen sind zum Beispiel an den 
Hängen am Hahnenkamm und 
vor allem im Altmühl- und Anlau-
tertal zu finden. Die Beweidung 
der mageren Hangstandorte er-
folgt überwiegend mit Schafen 
und Ziegen, die so die Offenhal-
tung der sehr artenreichen Ma-
gerrasen gewährleisten.

Auch Äcker und Teiche sind 
förderfähig, wenn die entspre-
chenden Bewirtschaftungsauf-
lagen eingehalten und die na-
turschutzfachlichen Ziele er-
reicht werden. Äcker müssten 
zum Beispiel brachgelegt wer-
den, damit durch die Struktur-
anreicherung und eine verrin-
gerte Ansaatdichte die Viel-
falt der Ackerkräuter gefördert 
wird. Aber auch Feldbrütern wie 
Feldlerchen oder Wiesenweihen 
würde dadurch die erfolgreiche 
Brut möglich werden.

Bei ökologisch wertvollen Tei-
chen erreicht man die Lebens-
raumverbesserung für gefähr-
dete Arten ebenfalls durch eine 
extensive Nutzung. Dies bedeu-
tet, dass Besatzvorgaben oder 
ein vollständiger Nutzungsver-
zicht vereinbart werden.

Durch die außergewöhnlich 
hohe Nachfrage der Bewirt-
schafter in diesem Jahr und 
die sehr gute Ausstattung mit 
Haushaltsmitteln konnten vie-
le Flächen außerhalb der übli-
chen, naturschutzfachlich be-
sonders wertvollen Gebietsku-
lissen, wie Naturschutzgebie-
ten, Natura2000-Gebieten oder 
dem Wiesenbrütergebiet im Alt-
mühltal, ins Programm aufge-
nommen werden. 

„Dieses Jahr konnte somit ein 
erster Schritt zur Erreichung ei-
nes flächigen Biotopverbunds 
gemacht werden, indem der 
Naturschutz mehr in die Fläche 
gebracht wird und sich nicht nur 
auf die Hotspots im Landkreis 
beschränkt“, sagt Naturschutz-
fachkraft Helen Sylvestre von 
der Unteren Naturschutzbehör-
de am Landratsamt. „Wir freu-
en uns sehr über dieses beson-
dere Engagement unserer Land-
wirtschaft im Landkreis und 
hoffen, dass wir uns auch 2021 
wieder steigern können“, moti-
viert Helen Sylvestre abschlie-
ßend. r

Im Vordergrund Soldaten mit Carsten Breuer (Generalmajor des 
Heeres der Bundeswehr), im Hintergrund (v.r.): Matthias Wenzel 
(Oberstleutnant, stellv. Leiter KVK Bamberg-Land), Dr. Susanne 
Paulmann (Gesundheitsamt), Landrat Johann Kalb, 1. Bürger-
meister Burgebrach, Johannes Maciejonczyk.  Bild: Landratsamt Bamberg

General zum Truppenbesuch  
im Landkreis Bamberg

Der Generalmajor des Heeres der Bundeswehr, Carsten Breuer,  
macht sich ein Bild von der Arbeit der Truppe im Corona-Einsatz

„Sie sind hier das Gesicht der Bundeswehr. Sie geben der Bundes-
wehr ein positives Gesicht. Dafür gilt Ihnen mein höchster Res-
pekt. Das ist echt super, was Sie hier leisten!“ Der Generalmajor 
des Heeres der Bundeswehr und Kommandeur des Kommandos 
Territoriale Aufgaben der Bundeswehr, Carsten Breuer, würdig-
te am Mittwoch den Einsatz der Soldatinnen und Soldaten des 
Panzerbataillons 104 aus Pfreimd im Corona-Einsatz im Landkreis 
Bamberg. Landrat Johann Kalb hatte die Unterstützung angefor-
dert, nachdem die Kapazitäten der zivilen Kräfte in Pflegeheimen 
erschöpft waren.

„Was fehlt Ihnen? Wie wur-
den Sie informiert? Was neh-
men Sie sich vor?“ Der General-
major stellte den jungen Solda-
tinnen und Soldaten Fragen, um 
zu bewerten, wie sich Entschei-
dungen in Berlin vor Ort auswir-
ken. „Sie geben einem Amtshil-
feantrag ein Gesicht. Mir ist es 
wichtig, zu sehen, ob unsere Hil-
fe hier gut ankommt oder ob wir 
etwas besser, anders machen 
können.“

„Das, was ich gesehen habe, 
hat mich überwältigt“, so Gene-
ralmajor Breuer. Ich habe große 
Dankbarkeit gesehen. Dankbar-
keit von zwei Seiten. Dankbar-
keit von den Soldatinnen und 
Soldaten, die hier eingesetzt 
sind. Die mir gesagt haben, dass 

das sehr erfüllend ist, sich um 
alte Menschen zu kümmern. Sie 
haben mir gesagt, dass sie diese 
Erfahrung mit in ihr Leben hin- 
einnehmen. Also sehr berei-
chernd für die Soldatinnen und 
Soldaten. Auf der anderen Sei-
te habe ich von den Verantwort-
lichen vor Ort gehört, dass die 
Hilfe ankommt und dass diese 
Hilfe sehr geschätzt wird.“

„Wir helfen alle zusammen“

„Es ist nicht nur die Unterstüt-
zung unserer Pflegeeinrichtun-
gen. Es ist auch das Signal, dass 
die Bundeswehr aussendet: Wir 
helfen alle zusammen, um die-
se Krise zu bewältigen“, dank-
te Landrat Johann Kalb für die 

schnelle und unbürokratische 
Hilfe: „70 helfende Hände, die 
hier eine unschätzbare humani-
täre Leistung für unseren Land-
kreis vollbringen und denen bei-
stehen, die jetzt unseren be-
sonderen Schutz und Rückhalt 
brauchen, unsere Risikogrup-
pen in den Alten- und Pflegehei-
men.“

Seit vergangener Woche un-
terstützen 35 aktive Soldatin-
nen und Soldaten des Panzer-
bataillons 104 aus Pfreimd na-
he der Stadt Cham in der Ober-
pfalz den Landkreis Bamberg in 
der Bekämpfung der Auswir-
kungen der Corona-Pandemie. 
Die Soldaten werden vorerst 
für sechs Wochen flexibel über 
den Landkreis in die jeweiligen 
Alten- und Pflegeheime verteilt 
und dort als Hilfskrankenpfleger 
eingesetzt, da die Kapazitäten 
der zivilen Kräfte mittlerweile 
erschöpft sind. Vor dem Einsatz 
erfolgt eine Corona-Testreihe 
an den Soldaten, um eine Anste-
ckungsgefahr für die Bewohner 
und das Pflegepersonal auszu-
schließen.  r

„Unser Dorf hat Zukunft“
Erfolgsgeschichte geht trotz Verschiebung weiter

Unter dem Motto „Mitmachen – Dabei sein – Gewinnen!“ starte-
ten im vergangenen Jahr 155 bayerische Dörfer in den 27. Landes-
wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“. Der Zieleinlauf verzögert 
sich aber. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft hat coronabedingt den Wettbewerb um ein Jahr, von 2022 
auf das Jahr 2023, verschoben. 

Diese Entscheidung hat auch 
Auswirkungen auf den weiteren 
Verlauf des bayerischen Wettbe-
werbs, teilte Landwirtschaftsmi-
nisterin Michaela Kaniber mit. 
Die Gewinner auf Landkreis- 
ebene stünden zwar fest, mo-
mentan sei es in den Dörfern 
aber schwierig, sich mit aller 
Kraft und Energie auf die ausste-
henden Wettbewerbe auf Be-
zirksebene vorzubereiten. 

Verschiebung um ein Jahr

Deshalb wurde beschlossen 
auch die noch ausstehenden 
bayerischen Wettbewerbe je-
weils um ein Jahr zu verschie-
ben. Die Ministerin ist über-
zeugt, dass die Erfolgsgeschich-
te des Bayerischen Wettbe-
werbs „Unser Dorf hat Zukunft“ 
trotzdem weitergehen wird. 
Aber in Zeiten der Corona-Kri-
se, können sich die Dörfer nicht 
optimal vorbereiten. Arbeits-
kreistreffen könnten nicht statt-
finden, Ideen nicht verwirklicht 
werden. Jetzt würden häufig an-
dere Prioritäten gesetzt.

Der Bezirksentscheid wird um 
ein Jahr auf das Jahr 2021 ver-
schoben, entsprechend auch 
der Landesentscheid von 2021 
auf das Jahr 2022. Die ermit-
telten bayerischen Landesieger 
nehmen am Bundesentscheid 

teil und werden von der Bundes-
bewertungskommission im Jahr 
2023 bereist. Die Auszeichnung 
der Siegerdörfer soll im Rahmen 
der Internationalen Grünen Wo-
che 2024 in Berlin stattfinden.

Weitere Bereisungen  
im Jahr 2021

Landwirtschaftsministerin Ka-
niber dankt allen bisher teilneh-
menden Dörfern für ihr heraus-
ragendes Engagement und auch 
den Kreisfachberatern, die auch 
in der Vergangenheit viel für den 
Erfolg des Wettbewerbs beige-
tragen haben. „Ich wünsche al-
len teilnehmenden Dörfern, Ak-
teuren, Organisatoren und Mit-
wirkenden viel Erfolg beim wei-
teren Wettbewerbsverlauf.“ Sie 
freue sich auf die Bereisungen 
auf Bezirksebene im Jahr 2021.

Bei der Aktion „Unser Dorf 
hat Zukunft“ werden besonders 
das Engagement der Bewohner 
und herausragende Ideen und 
Projekte zur zukunftsfähigen 
Entwicklung der Dörfer heraus-
gestellt. Seit dem ersten Wett-
bewerb im Jahr 1961 beteilig-
ten sich über 27.000 bayerische 
Dörfer an der Aktion. 

Detailinformationen finden 
sich auch im Internet unter 
www.lwg.bayern.de/dorfwett-
bewerb. r

Freistaat fördert  
drei Projekte im  

Landkreis Günzburg
„Der Freistaat Bayern unter- 
stützt mit fast 250.000 Euro 
drei Kunst- und Kulturprojekte 
im Landkreis Günzburg. Förde-
rung aus dem Kulturfonds er-
halten das Schulmuseum Ichen-
hausen und das Neue Theater 
Burgau“, teilte der Landtagsab-
geordnete Alfred Sauter mit.

Für die Außenverschattung 
und Klimatisierung des Erwei-
terungsbaus des Schulmuseums 
erhält der Zweckverband Baye-
risches Schulmuseum Ichenhau-
sen in diesem Jahr 179.200 Euro 
und im kommenden Jahr 44.900 
Euro. So ist beispielsweise künf-
tig der Besuch der Dauerausstel-
lung „Jüdische Schule in Bayern“ 
auch bei sommerlichen Außen-
temperaturen möglich. 

Für die Ausstellung „Fleisch! 
– Jäger, Fischer, Fallensteller in 
der Steinzeit“ im Schulmuseum 
erhält Ichenhausen rund 10.000 
Euro. Das Neue Theater Burgau 
kann sich über 15.500 Euro aus 
dem Kulturfonds 2020 für die 
Aufführung „Adelheid Markgrä-
fin von Burgau“ freuen.

Sauter hatte sich nachhaltig 
dafür eingesetzt, dass Förder-
mittel aus dem Kulturfonds in 
seinen Landkreis fließen und 
zeigt sich erfreut über die Un-
terstützung: „Auch in Zeiten 
von Corona zeigt sich der Frei-
staat einmal mehr als verlässli-
cher Partner der Kulturförde-
rung. Im Landkreis Günzburg 
können somit wichtige Impulse 
zur Bereicherung unserer viel-
fältigen Kulturlandschaft ge-
setzt werden.“ r
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Vorschau auf GZ 11
In unserer Ausgabe Nr. 11, die am 28. Mai 2020 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• Kommunale Finanzthemen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunaler Bau
• Handwerkliche Dienstleistungen 
• Ausstattung und Einrichtung kommunaler Gebäude

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ GZ

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

 Gewerbebau
Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de

INSIDAS_67X30.indd   1 29.04.19   13:51

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Gemeinsam gegen die Ausbreitung
Im LRA München arbeiten die Fachkräfte bereichsübergreifend an der Eindämmung der Pandemie

Seit fast acht Wochen gilt in Bayern nun der Katastrophenfall. Ausgangs-
beschränkungen regeln weite Teile des öffentlichen und privaten Le-
bens. Nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, auch die Behörden im Frei-
staat befinden sich durch das Coronavirus in einer Ausnahmesituation. 

Im Landratsamt München sind 
flexible Sonderstrukturen ent-
standen, um das Infektionsge-
schehen im Landkreis bestmög-
lich zu kontrollieren. Herzstück 
der Sonder-Organisationsstruktur 
Infektionsschutz ist der Koordinie- 
rungsstab. Er bildet die Schnitt-
stelle, an der alle Informationen 
sowohl aus dem administrativ-or-
ganisatorischen als auch aus dem 
operativ-taktischen Bereich zu-
sammenlaufen. Die administrati-

ve Leitung des Gremiums obliegt 
der Referatsleitung Kommunales 
und Verbraucherschutz, in deren 
Zuständigkeitsbereich auch der 
Vollzug des Gesundheitsrechts 
liegt. Die medizinische Leitung 
liegt bei der ärztlichen Leitung des 
Gesundheitsamts. 

Zu den weiteren Mitgliedern 
des Koordinierungsstabs gehö-
ren die Leitung der Führungsgrup-
pe Katastrophenschutz, Vertre-
ter der Bereiche Infektionsschutz 

(Vollzug), Personal und Organi-
sation sowie der Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit. Je nach Bedarf 
werden weitere interne und ex-
terne Experten hinzugezogen.

In diesem Gremium werden 
mehrmals wöchentlich die aktuel-
le Lage skizziert, notwendige Maß-
nahmen wie etwa die Beschaf-
fung von Schutzausrüstung oder 
die Lage in den Teststationen be-
sprochen und Aufgaben an die je-
weiligen Verantwortlichen dele-
giert, um weitere Schritte in die 
Wege zu leiten. Auf taktisch-ope-
rativer Ebene übernehmen dar-
über hinaus Gesundheitsamt, In-
fektionsschutz und Führungsgrup-
pe Katastrophenschutz zahlreiche 
Aufgaben im eigenen Zuständig-
keitsbereich. Wie im Koordinie-
rungsstab gibt es auch hier zahl-
reiche Schnittstellen und Quer-
schnittsfunktionen.

So kümmert sich das Gesund-
heitsamt unter anderem um die 
Betreuung der Pflegeeinrichtun-
gen im Landkreis, leitet die Fall-
steuerung, ermittelt aus den Rück-
meldungen der Ärzte und Labore 

positive und negative Fälle, führt 
die Übersicht über das gesamte In-
fektionsgeschehen im Landkreis 
und beantwortet die zahlreichen 
Anfragen aus Kommunen, von nie-
dergelassenen Ärzten und von Be-
troffenen. Zudem treffen die Ärz-
te des Gesundheitsamts medizi-
nisch-fachliche Einschätzungen zu 
vorgeschlagenen Maßnahmen und 
Regelungen und beurteilen die La-
ge gegenüber Medien und Öffent-
lichkeit. Unterstützt werden sie in 
ihren Aufgaben von den Kollegen 
aus dem gesundheitsrechtlichen 
Vollzug, die die operativen Aufga-
ben des Infektionsschutzes über-
nehmen. So koordinieren sie bei-
spielsweise über den eigens in-
stallierten Versorgungsarzt die 
gemeindlichen Testzentren. Dane-
ben läuft auch die Beauftragung 
der 29 kreisangehörigen Kommu-
nen zur Ermittlung der Kontaktper-
sonen der bestätigten Infektions-
fälle im Landkreis München unter 
der Federführung des gesundheit-
lichen Verbraucherschutzes. 

Die Führungsgruppe Katastro-
phenschutz, die seit der bayern-
weiten Ausrufung des Katastro-
phenfalls auch im Landkreis Mün-
chen in voller Einsatzstärke zusam-
mengetreten ist, kümmert sich 
neben den FüGK-typischen Aufga-

ben wie Dokumentation der La-
ge und deren Übermittlung an die 
übergeordneten Behörden der-
zeit unter anderem intensiv um 
die Beschaffung ausreichender 
Mengen an persönlicher Schutz-
ausrüstung für Bedarfsträger des 
Gesundheitswesens sowie für 
weitere Bedarfsträger der Behör-
den und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben, wie z.B. die 
Feuerwehren. Zudem bildet die 
FüGK des Landkreises auch die 
Schnittstelle zum Ärztlichen Lei-
ter, der für Stadt und Landkreis 
München die Belegung und Aus-
lastung der örtlichen Krankenhäu-
ser steuert. Mehr als 80 Personen 
sind derzeit innerhalb dieser Or-
ganisationsstruktur überwiegend 
mit der Bewältigung der Pande-
mie auf Landkreisebene befasst.

Der gesamten Sonderorganisa-
tionsstruktur übergeordnet ist als 
politisch Verantwortlicher Land-
rat Christoph Göbel, der vom Nut-
zen der zeitlich begrenzten Son-
derstrukturen überzeugt ist: „Na-
türlich ist das Wesen einer Behör-
de und auch ihre Stärke die klare 
Zuweisung von Zuständigkeiten. 
Im Tagesgeschäft funktioniert das  
auch wunderbar. Aber in beson-
deren Lagen und noch einmal 
mehr in Krisensituationen wie 

der aktuellen Pandemie müssen 
viele Rädchen ineinandergreifen, 
damit wir den Herausforderun-
gen effizient begegnen können. 
Über klar definierte Zuständig-
keiten und direkte, unkomplizier-
te Abstimmung innerhalb der fle-
xiblen Organisationsstruktur sind  
wir als Kreisverwaltungs-, sowie 
Untere Staatsbehörde auch in der 
aktuellen Ausnahmesituation in 
der Lage, schnell und agil auf sich 
ändernde Voraussetzungen und 
neue Entwicklungen zu reagieren. 
Der regelmäßige Informations-
austausch erlaubt es uns darüber 
hinaus, mit dem nötigen Weitblick 
die Auswirkungen der aktuellen 
Situation so früh wie möglich zu 
erkennen und vorausschauend 
die nächsten Schritte in Angriff zu 
nehmen“, so der Landrat. 

Aber auch abseits der konkre-
ten Pandemie-Bewältigung haben 
sich in vielen anderen Arbeitsbe-
reichen die Aufgabenschwerpunk-
te durch das Coronavirus verla-
gert, wie z.B. im Jobcenter oder 
in der Wirtschaftsförderung. Den-
noch ist die Behörde selbstver-
ständlich auch weiterhin zu den 
gewohnten Zeiten für die Bearbei-
tung regulärer Anliegen erreich-
bar – wenn auch derzeit bevorzugt 
telefonisch und per E-Mail. r


